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Liebe Leserinnen, liebe Leser,
ich hoffe sehr, die Ausgabe 2/2020 unserer Fachzeitschrift
erreicht Sie bei bester Gesundheit und Sie sind persönlich bis-
her von der Corona-Pandemie verschont geblieben. Wir leben
zweifellos in einer schwierigen Zeit. Das „Coronavirus SARS CoV
2“ hat zu einer weltweiten Ausnahmesituation geführt und
vielen Menschen auf allen Kontinenten das Leben gekostet.
Bei Redaktionsschluss (18.5.2020) wurde die Zahl der Todes-
fälle durch die WHO mit 307.537 angegeben. Eine traurige und
zugleich erschreckende Zwischenbilanz, auch wenn diese Zahl
sicher interpretationsbedürftig ist. Unsere Redaktion beschäf-
tigt sich zurzeit intensiv mit der Frage, welche Auswirkungen
das Virus auf die polizeiliche Aufgabenbewältigung hat. In der
nächsten Ausgabe werden wir darüber berichten sowie Kol-
leginnen und Kollegen aus verschiedenen Bereichen zu Wort
kommen lassen.

Zunächst aber zu unserer aktuellen Zeitschrift, in der
Dr. Udo Baron über linksextremistische Einflussversuche auf
die soziale Klimaschutzbewegung berichtet. Er geht auf die
Strategien verschiedener Parteien und Gruppierungen wie der
Marxistisch-Leninistischen Partei Deutschlands (MLPD), der
Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) und der Interventi-
onistischen Linken (IL) sowie die Objekte ihrer zumeist einsei-
tigen Begierde ein. Die politische Überzeugungskraft der Kli-
maschutzbewegung, so unser Autor, werde maßgeblich davon
abhängen, wie erfolgreich sich ihre Protagonisten künftig von
der linksextremistischen Szene abgrenzen und ihre Eigenstän-
digkeit bewahren können. In diesem Zusammenhang habe ich
selbst einen Kurzbeitrag zu Teilnehmerrechten bei demonstrati-
ven Klimaschutzaktionen beispielsweise der „Fridays-for-Future-
Bewegung“ beigesteuert. Grund dafür ist, dass die Verwaltungs-
gerichte zuletzt mehrfach auch missliebigen und für eigene
Ziele agierenden Personen wie Anhängern der MLPD die ver-
sammlungsrechtliche Teilnahmemöglichkeit zuerkannt haben,
zumindest soweit sie sich friedlich verhalten und die Versamm-
lung als solche nicht verhindern wollen.

EKHK Frank Rabe setzt sich anschließend mit der Bedeu-
tung des Tatortbefundberichts für die kriminalpolizeiliche
Arbeit auseinander. Er geht dabei sowohl auf althergebrachte
Konzepte als auch auf eine modifizierte Verfahrensweise ein,
die inzwischen beim Polizeipräsidium Duisburg Anwendung
findet. Ein dort nach umfassender Evaluation mittlerweile als
„Fototatort“ etablierter Bericht basiert auf den Gütekriterien
der Objektivität und Arbeitsökonomie. Textanteile werden
zugunsten von Lichtbildern auf das notwendige Maß redu-
ziert. Die digitale Textbearbeitung ermöglicht sodann die Kenn-
zeichnung von bedeutsamen Details und die Erstellung einer

übersichtlichen Legende. Voraussetzung für die Zulassung des
neuartigen Verfahrens ist die Beachtung der Grundsätze der kri-
minalistischen Fotografie sowie der digitalen Beweisfotografie.
Frank Rabe arbeitet zurzeit an weiteren Fachbeiträgen zu dieser
Thematik, die in den nächsten Ausgaben veröffentlicht werden.

Die Rechtsfigur der informatorischen Befragung wird von
KHK Oliver Hintz M.A. thematisiert. Der Kriminalistik-Dozent
beschreibt diese Datenerhebungsform in seinem Fachaufsatz
als für die repressive Polizeiarbeit unverzichtbar und geht auf
rechtliche sowie taktische Fragen ein.

EKHK a.D. Klaus Kemper stellt Präventionsansätze zum
Schutz älterer Menschen vor. Der ehemalige Leiter eines Kom-
missariats für Kriminalprävention und Opferschutz weist in die-
sem Kontext auch auf verschiedene Trickbetrügereien an der
Wohnungstür („Glas Wasser-Trick“, „Stromableser-Trick“ u.a.),
am Telefon („Gewinnversprechen“, „Enkeltrick“) und im Rah-
men unseriöser Kaffeefahrten hin.

In weiteren Beiträgen geht es unter dem Titel „Innere Sicher-
heit weiterdenken: Ausgrenzung, Hass und Gewalt“ um den
zweiten Teilbericht von der 65. Herbsttagung des Bundeskrimi-
nalamtes, die Auswirkungen des neuen Arbeitszeiterlasses auf
die Kriminalpolizei in Schleswig-Holstein und die Clankrimina-
lität als Bedrohung für die Innere Sicherheit.

Eine strafrechtliche Rechtsprechungsübersicht, eine Buchbe-
sprechung, aktuelle Hinweise aus dem Netz und gewerkschafts-
politische Nachrichten runden unsere Zeitschrift schließlich ab.

Liebe Leserinnen und Leser, wir wünschen Ihnen eine inte-
ressante Lektüre und freuen uns auf Ihre Rückmeldungen.
Vor allem wünschen wir Ihnen und Ihren Familien jedoch viel
Gesundheit. Passen Sie auf sich auf.

Für das Redaktionsteam

Ihr

Hartmut Brenneisen

Foto: Nila.
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„System Change
not Climate Change“
Die Klimaschutzbewegung und

der Linksextremismus
Von Dr. Udo Baron, Hannover1

1 Die Klimaschutzbewegung

Es ist der 20. September 2019. Weltweit demonstrieren Millio-
nen Menschen am dritten globalen Klimastreiktag für den Kli-
maschutz. In mehr als 160 Staaten gehen Klimaschutzaktivis-
ten in rund 2900 Städten, darunter in New York, London, Brüs-
sel und Kapstadt auf die Straße. Anlass für die Kundgebungen
ist der bevorstehende Klimagipfel der Vereinten Nationen in
New York. In Deutschland ziehen allein in Berlin etwa 100.000
Menschen durch das Regierungsviertel, während zeitgleich die
Bundesregierung ihr Maßnahmenpaket gegen den Klimawandel
präsentiert. In Hamburg protestieren rund 70.000 Menschen,
40.000 sollen es in München sein. Möglicherweise sind es noch
deutlich mehr. In Deutschland sprechen die Veranstalter am
Abend von insgesamt 1,4 Millionen Demonstranten. Eine vor
allem von Schülern und Studenten getragene Bewegung namens
„Fridays for Future“ (FfF) hatte zu den Protesten aufgerufen.2

Der Klimaschutz ist ein Thema, das die Menschen zurzeit welt-
weit bis weit in die Mitte der Gesellschaft bewegt. Um der globa-
len Erderwärmung und ihren Folgen entgegenzuwirken, hat sich
deshalb in den letzten Jahren eine international agierende Klima-
schutzbewegung formiert. Ihr Ziel ist es, den Druck auf die Regie-
rungen zu erhöhen, damit sie aus der Nutzung fossiler Brennstoffe
aussteigen und dadurch der Ausstoß klimaschädlicher Treibhaus-
gase drastisch verringert werden kann. Mit zahlreichen Demons-
trationen und Protestaktionen will vor allem die FfF-Bewegung
dazu beitragen, dass die im Pariser Klimaschutzabkommen vom
12. Dezember 2015 getroffenen Vereinbarungen noch erreicht und
die globale Erderwärmung auf deutlich unter Zwei-Grad gegenüber
vorindustriellen Werten begrenzt werden kann.

Die Klimaproteste in Deutschland machen aber auch deutlich,
dass nicht nur Demokraten, sondern auch Linksextremisten den
Klimaschutz für sich entdeckt haben und versuchen, die Klima-
schutzbewegung für ihre Interessen zu vereinnahmen. So mobi-
lisieren neben demokratischen auch linksextremistische Par-
teien, Gruppierungen und Organisationen zur Teilnahme an den
Klimaschutzprotesten. Wer aber sind die Akteure einer linksex-
tremistischen Einflussnahme? Wer sind ihre Objekte? Mit wel-
cher Strategie versuchen sie, Einfluss auf die Klimaschutzbewe-
gung zu nehmen? Wie wirken sich diese Einflussversuche aus?

2 Linksextremistische Einflussversuche auf die
Klimaschutzbewegung

Linksextremisten greifen gesellschaftlich relevante und auf
breite Akzeptanz stoßende Themen wie den Antifaschismus
oder den Antirassismus in der Erwartung auf, mit diesen bis in

die Mitte der Gesellschaft anschlussfähig zu werden. Mit Hilfe
ihrer Bündnis- und Kampagnenpolitik, die auf ein zeitlich und
thematisch begrenztes Ziel ausgerichtet ist, versuchen sie auf
Basis eines Minimalkonsenses taktische bzw. aktionsbezogene
Bündnisse mit dem demokratischen Spektrum zu schließen,
um dieses für ihre Interessen zu instrumentalisieren und über
gemeinsame Aktionen zu radikalisieren.3

Der Klimaschutz ist vor dem Hintergrund der angestrebten Ener-
giewende in Deutschland und der damit vorgesehenen Stilllegung
von Kohlekraftwerken in den letzten Jahren zunehmend in das
Blickfeld von Linksextremisten gerückt. Für sie ist der Umwelt-
und Klimaschutz stets ein Themenfeld gewesen, welches sich
unproblematisch mit ihrer antikapitalistischen Grundeinstellung
in Einblick bringen lässt. Während nach linksextremistischer Auf-
fassung der Kapitalismus auf der Ausbeutung der Arbeiterklasse
basiert, stellen Umwelt und Klima in diesem Kontext letztlich eine
Erweiterung dieser Ausbeutung dar. Vor allem die zunehmende
politische und mediale Aufmerksamkeit, die die Klimaschutzbewe-
gung erfährt, macht sie für die linksextremistische Szene attrak-
tiv, gibt sie ihr doch die Möglichkeit, durch gemeinsame Aktionen
von deren Popularität und Erfolgen zu profitieren.

3 Die Akteure der linksextremistischen
Einflussversuche

Ein Blick in die Geschichte der Bundesrepublik Deutschland
zeigt, dass immer wieder demokratische Organisationen in den
Fokus von Linksextremisten geraten sind. Vor allem die Frie-
dens- und Umweltschutzbewegungen gehör(t)en dabei zu den
Objekten linksextremistischer Begierde. Verschiedene linksex-
tremistische Parteien und Gruppierungen versuchen bis heute,
über eine ausgefeilte Bündnis- und Kampagnenpolitik Einfluss
auf das demokratische Spektrum zu nehmen. Insofern ist es
nicht verwunderlich, dass nunmehr auch die Klimaschutzbewe-
gung auf das Interesse von Linksextremisten gestoßen ist.

3.1 Marxistisch-Leninistische Partei Deutschlands
(MLPD)

1982 entstand aus dem maoistisch orientierten „Kommunistischen
Arbeiterbund Deutschlands“ (KABD) im Rahmen einer weitgehen-
den Umstrukturierung die MLPD. Ideologisch orientiert an den
Lehren von Marx, Engels, Stalin und Mao Tsetung, versteht sie sich
als eine marxistisch-leninistische Partei maoistisch-stalinistischer
Ausprägung.4 Um an das demokratische Spektrum anschlussfähig
zu werden, greift sie aktuelle politisch-gesellschaftliche Themen
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auf und versucht sie für ihre Inte-
ressen zu instrumentalisieren. So
führte sie seit 2003 sogenannte
Montagsdemonstrationen gegen
die Arbeitsmarktreformen der
damaligen rot-grünen Bundesre-
gierung durch. Zeitweise nahmen
Tausende an diesen Protestveran-
staltungen gegen die Agenda 2010
teil, zumeist ohne einen Bezug zur
MLPD herzustellen. Das schnelle
Ende der „Montagsdemonstratio-
nen“ kam, nachdem ihr MLPD-Hin-
tergrund nicht mehr zu leugnen
war.5

In der letzten Zeit konzentriert sie sich vor allem auf den
Umwelt- und Klimaschutz und versucht dadurch Anschluss an
die Klimaschutzbewegung zu finden. Die Relevanz dieses Thema
für die MLPD spiegelt sich dabei nicht nur in einem eigenen
Kapitel dazu in ihrem Parteiprogramm wieder,6 sondern auch in
einem von ihrem langjährigen Vorsitzenden Stefan Engel vorge-
legten Buch zum Umwelt- und Klimaschutz.7 Mit Hilfe der im
November 2014 gegründeten und von ihr beeinflussten Umwelt-
gewerkschaft8 sucht sie zudem den „engen Schulterschluss
zwischen Arbeiter- und Umweltbewegung im Kampf gegen die
Hauptverursacher [der Klimakrise] in Konzernzentralen, Banken
und Regierungen“.9

3.2 Deutsche Kommunistische Partei (DKP)

Am 25. September 1968 konstituierte sich die 1956 vom
Bundesverfassungsgericht verbotene Kommunistische Partei
Deutschlands (KPD) unter dem Namen DKP neu. Als westdeut-
scher Interventionsapparat der Sozialistischen Einheitspartei
Deutschlands (SED) war sie finanziell von ihr abhängig und
folgte bis zur friedlichen Revolution in der DDR 1989/90 vor-
behaltlos ihren ideologischen und politischen Vorgaben. Auch
nach 1990 behielt die DKP ihre marxistisch-leninistischen Über-
zeugungen bei. Bis heute versteht sie sich als die „revolutionäre
Partei der Arbeiterklasse der Bundesrepublik Deutschland“.10 Mit
Hilfe von Vorfeldorganisationen wie der „Deutschen Friedens-
Union“ (DFU) oder dem „Komitee für Frieden, Abrüstung und
Zusammenarbeit“ (KOFAZ) gelang ihr vor 1990 im Rahmen ihres
sogenannten Kampfes um den Frieden der Schulterschluss mit
demokratischen Organisationen, insbesondere mit Teilen der
westdeutschen Friedensbewegung.11

Heutzutage verfügt die DKP nicht mehr über die Möglichkei-
ten wie zu Zeiten des Kalten Krieges, sie folgt aber weiterhin
ihren marxistisch-leninistischen Leitbildern und ihrer bündnis-
politischen Strategie. Diese besagen, dass es sich beim Klima-
schutz zwar nur um einen Nebenwiderspruch im Gegensatz zum
marxistischen Hauptwiderspruch, der Ausbeutung des Arbeiters
durch den Kapitalisten, handelt. Der Kampf um den Umwelt-
und Klimaschutz kann daher im Verhältnis zum „Kampf um
den Frieden“ nur eine nachgeordnete Rolle spielen. Die Klima-
schutzbewegung empfindet manches DKP-Mitglied daher weit-
gehend als „bürgerlich unterwandert“.12 Dennoch bietet sie der
seit Jahrzehnten unter Überalterung und Mitgliedermangel
leidenden Partei die Chance, wieder Einfluss auf eine wach-
sende Protestbewegung nehmen zu können. Aus diesem Grunde
unterstützte die DKP bislang die Aufrufe zu den globalen Kli-
mastreiktagen und verband den Klimaschutz mit ihrer generel-
len Systemkritik und ihrem antikapitalistischen Kampf.13

3.3 Interventionistische Linke (IL)

Ungelöste Organisationsdebatten und eine theoretische Orien-
tierungslosigkeit haben in den letzten Jahren dazu geführt,
dass Teile der autonomen Szene versuchen, für konkrete Pro-
jekte Gruppenstrukturen und Netzwerke aufzubauen. Die Poli-
tik dieser oftmals als postautonom bezeichneten Gruppierungen
ist langfristiger angelegt und verfolgt eine Strategie der kleinen
Schritte. Sie wollen innerhalb des autonomen Spektrums eine
strategische Bündnisorientierung mit einer breiten Öffnung ins
demokratische Spektrum und zu bislang unpolitischen Bevöl-
kerungsschichten betreiben, um dort für einen Bruch mit dem
Kapitalismus zu werben.

Die zurzeit bedeutendste postautonome Organisation ist die
IL. Entstanden 1999, entwickelte sie sich mit den Jahren zu
einem bundesweit agierenden Netzwerk aus linksextremisti-
schen Gruppierungen und Einzelaktivisten, dem in geringem
Maße auch nichtextremistische Personen angehören. Inhalt-
lich orientiert sich die IL „am langfristigen Ziel einer radika-
len Transformation der gesellschaftlichen Verhältnisse“. Ihr Ziel
ist der „revolutionäre Bruch, dem wiederum viele kleine Brüche,
die entlang von Kämpfen stattfinden, vorausgehen und folgen“,
denn um „den Weg zu einer befreiten Gesellschaft freizumachen,
braucht es die Abschaffung des Privateigentums an Produktions-
mitteln […] und die Überwindung des bürgerlichen Staatsappa-
rates als Garant dieser Eigentumsordnung“.14

Um an das demokratische Spektrum anschlussfähig zu wer-
den, greift die IL ebenso wie die MLPD und die DKP auf Themen
zurück, die die Menschen bis weit in die Mitte der Gesellschaft
bewegen. So gehört der Umwelt- und Klimaschutz schon seit
längerem zu ihren Kernbereichen, um den sich insbesondere
eine extra dafür eingerichtete Klima AG kümmert. Zudem geben
sich ihre Akteure ideologisch bewusst undogmatisch. Zugleich
bemühen sie sich um ein gemäßigteres äußeres Erscheinungs-
bild, als es sonst in der autonomen Szene üblich ist. So sind
ihre Protagonisten beispielsweise bei Demonstrationen bereit,
auf szenetypische Kleidung und die Anwendung von Gewalt zu
verzichten. Dabei handelt es sich jedoch um ein rein taktisches
Verhalten, hinter dem sich eine latent vorhandene Militanz ver-
birgt. Diese Vorgehensweise ermöglicht es ihr, eine Scharnier-
funktion zwischen dem gewaltorientierten linksextremistischen
Spektrum, den dogmatischen Linksextremisten und dem demo-
kratischen Protest einzunehmen.15

4 Die Objekte der Einflussversuche

Die Klimaschutzbewegung ist kein monolithischer Block, sondern
setzt sich aus zahlreichen Gruppierungen und Organisationen
zusammen. Linksextremisten haben zwar die Bewegung in Gänze
im Blick, sie konzentrieren sich aber mit ihren Einflussversuchen
auf die erfolgreichsten und ihrer Ideologie am offensten gegen-
überstehenden Organisationen. Im Folgenden werden die beiden
bislang begehrtesten Objekte linksextremistischer Einflussver-
suche vorgestellt. Extinction Rebellion (XR) befindet sich nicht
darunter, da bislang keine nachhaltigen Versuche linksextremis-
tischer Einflussnahme bekannt geworden sind.16

4.1 Ende Gelände (EG)

EG trat erstmals 2014 mit der Organisierung von Protesten gegen
den Braunkohleabbau in Erscheinung. Ihr gehören sowohl demo-
kratische als auch linksextremistische Gruppierungen an. Dabei
versteht sich EG als „ein breiter Zusammenschluss von Menschen
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aus den Anti-Atom- und Anti-Kohle-Bewegungen, aus Bürgeriniti-
ativen, NGO´s, linken Polit-Gruppen und anderen“. Sie alle „eint
der Gedanke, dass wir sofort aus der Kohle-Verbrennung aussteigen
müssen, ebenso wie die Erkenntnis, dass unser Wirtschaftssystem
die Basis des Problems ist“.17 Die Kampagne EG wendet sich gegen
die weitere Nutzung der Braun- und Steinkohle und fordert einen
„tiefgreifenden, sozial-ökologischen Wandel“ durch eine „Abkehr
vom fossilen Kapitalismus“. Unter dem Motto „System Change not
Climate Change“ will EG deshalb die Infrastruktur der Kohleindust-
rie möglichst öffentlichkeitswirksam lahmlegen, um so den verant-
wortlichen Betreiberkonzernen einen möglichst hohen finanziel-
len Schaden zuzufügen und sie langfristig in den Ruin zu treiben.
Seit 2015 organisiert die Kampagne jährlich ein bis zwei Großak-
tionen in deutschen Braunkohlerevieren. So führte die Kampagne
z.B. vom 29. November bis zum 1. Dezember 2019 eine „Massenak-
tion zivilen Ungehorsams“ im Lausitzer Braunkohlerevier in Form
von Blockaden, Aktionen und Besetzungsversuchen durch.18

Standen bislang die Proteste gegen den Kohleabbau in nord-
rhein-westfälischen Garzweiler und in der sächsischen Lau-
sitz sowie der Kampf um den Erhalt des vom Braunkohleabbau
bedrohten Hambacher Forstes, eines wenige hundert Hektar
großen Waldes in Nordrhein-Westfalen (NRW) zwischen Köln
und Aachen, für EG im Vordergrund, so legt die Kampagne seit
Anfang 2020 nunmehr ihren Fokus auf den Widerstand gegen
die Inbetriebnahme des Steinkohlekraftwerks Datteln IV. Dat-
teln IV soll dabei zu einem „Hambi 2.0“ werden, d.h. zu einem
weiteren Symbol der Klimaschutzbewegung nach dem Kampf
gegen die Rodung des Hambacher Forstes.

Die linksextremistische IL ist nach eigenen Angaben bereits von
Anfang an in der Kampagne EG engagiert. Formell ist sie nur eine
Unterstützergruppe von vielen, sie war und ist aber maßgeblich an
der Gründung von EG-Ortsgruppen und deren Aufbau beteiligt und
dort ein steuernder Faktor. Sie beansprucht sogar die Gründungs-
initiative von EG für sich, wenn sie auf ihrer Website schreibt: „Mit
Ende Gelände haben wir ein unglaublich großes Ding geschaffen“.19

Dass es der IL mit EG letztlich nicht nur um den Klimaschutz geht,
sondern dieser nur Mittel zum Zweck ist, macht sie in ihrem Posi-
tionspapier „Globale Solidarität statt systemischer Wahnsinn“ deut-
lich, wo es heißt: „Die Macht des fossil-industriell-militärischen
Komplex und die Binnen-‚Logik‘ des Kapitals sind nicht voneinander
zu trennen. Ziel massenhaften Ungehorsams ist nicht ‚nur‘ Be- bzw.
Verhinderung konkreter Zerstörungen, sondern selbstverständlich
auch Vertiefung und Intensivierung der gesellschaftlichen Ausein-
andersetzung über die herrschenden Zustände insgesamt. Eine Klim-
abewegung wird bei aller Dringlichkeit ihres Anliegens nicht als Ein-
Punkt-Bewegung erfolgreich sein können. Sie muss sich vielmehr in
Beziehung setzen und verbinden mit weiteren Kämpfen u.a. für Soli-
darität mit Geflüchteten, Care-Revolution, Recht auf Stadt, gegen
Austerität, das herrschende Arbeits- bzw. Prekaritätsregime, Milita-
rismus sowie jegliche weitere Herrschaftsformen“.20

Insbesondere junge Menschen sollen über das populäre Thema
„Klimaschutz“ sowie über die Protestaktionen gegen die „Pro-
fitmaximierung der Großkonzerne“ angesprochen, politisiert und
langfristig an die linksextremistische Szene gebunden werden.
Für die IL ist die Kampagne EG aufgrund ihres Bekanntheitsgra-
des und der verbreiteten Verortung im zivilgesellschaftlichen
Spektrum somit von entscheidender Bedeutung für ihre Einfluss-
versuche, zumal EG und die IL unter dem Motto „Ende Gelände
goes Europe“ eine Internationalisierung der Proteste anstreben.

4.2 Fridays for Future (FfF)

Im Gegensatz zu EG ist FfF ohne eine bislang erkennbare links-
extremistische Einflussnahme entstanden. Es handelt sich

vielmehr um eine weitgehend von Schülern und Studenten
getragene globale soziale Bewegung, die sich in unzähligen
Ortsgruppen, davon alleine etwa 600 in Deutschland, basisde-
mokratisch organisiert. FfF versteht sich als Graswurzelbewe-
gung und engagiert sich für umfassende, schnelle und effizi-
ente Klimaschutz-Maßnahmen. Ihr Ziel ist es, die „Treibhaus-
gasemissionen so schnell wie möglich stark zu reduzieren“, um
so die im Pariser Klimaschutzabkommen vom 12. Dezember
2015 beschlossene „Einhaltung der Ziele des Pariser Abkom-
mens und des 1,5°C-Ziels“ noch zu erreichen. Konkret fordert
FfF für Deutschland eine Senkung der Treibhausgasemissio-
nen bis 2035 auf „netto null“, den „Kohleausstieg bis 2030“,
eine „100% erneuerbare Energieversorgung bis 2035“, das
„Ende der Subventionen für fossile Energieträger“, ein Abschal-
ten eines „1/4 der Kohlekraft“ und eine „CO2-Steuer auf alle
Treibhausgasemissionen“.21

Dem Vorbild der schwedischen Klimaaktivistin Greta Thunberg fol-
gend, gehen Schüler seit einigen Monaten weltweit immer freitags
während der Unterrichtszeit für den Klimaschutz auf die Straßen,
um so Druck auf die Regierungen auszuüben, etwas für den Kli-
maschutz zu unternehmen. Am ersten weltweit organisierten Kli-
mastreiktag, dem 15. März 2019, sollen annähernd eine Millionen
Menschen an den Demonstrationen von FfF teilgenommen haben,
darunter laut Veranstaltern 300.000 Menschen in Deutschland. Beim
zweiten globalen Klimastreiktag am 24. Mai 2019 waren es laut Ver-
anstalterangaben gar weltweit 1,8 Millionen Menschen.22

In jüngster Zeit bietet die IL nunmehr auch der FfF-Bewe-
gung ihre Unterstützung bei der Organisierung und Durchfüh-
rung der Klimaproteste an. Zugleich tritt sie als Mitveranstal-
ter und Anmelder auf. So hat die IL z.B. auf einer gemeinsa-
men öffentlichen Pressekonferenz in Hannover mit Vertretern
der nichtextremistischen Organisationen FfF Hannover, Stu-
dents for Future Hannover und dem BUND zur Teilnahme an
den Klima-Protestaktionen aufgerufen. An der Hannoveraner
Demonstration nahmen Akteure der IL mit einem Transparent
unter dem Motto „Systemwandel statt Klimawandel“ teil und
machten damit deutlich, dass für sie konsequenter Klimaschutz
nur möglich ist, wenn der Kapitalismus und der ihn schützende
demokratische Rechtsstaat überwunden sind.

Wie offen die noch junge FfF-Bewegung für linksextremisti-
sche Annäherungsversuche ist, zeigt auch ihre Vernetzung mit
EG, z.B. bei einer gemeinsamen Aktion unter dem Namen „Anti-
Kohle-Kidz“ am 30. November 2019 oder ihre Teilnahme an der
von der linksextremistischen Tageszeitung „Junge Welt“ orga-
nisierten XXV. Internationalen Rosa-Luxemburg-Konferenz am
11. Januar 2020 in Berlin.23

5 Ausblick

Die heutigen Beeinflussungsversuche von Linksextremisten
wecken Erinnerungen an die Auseinandersetzung um den NATO-
Doppelbeschluss aus dem Jahre 1979. Die NATO hatte damals
beschlossen, auf die Vorrüstung der Sowjetunion mit atomaren
Mittelstreckenraketen vom Typ SS-20 mit einer Nachrüstung mit
atomaren Pershing II-Raketen und Cruise-Missiles-Marschflugkör-
pern zu reagieren, sollte die UdSSR nicht zu Verhandlungen mit
den USA und infolgedessen zur Abrüstung ihrer Waffen bereit
sein. Vor dem Hintergrund eines drohenden neuen atomaren
Wettrüstens verfielen große Teile der damaligen bundesrepub-
likanischen Gesellschaft in eine neurotische Züge annehmende
Angst vor einem atomaren „Holocaust“ mit einem Schlachtfeld
Deutschland. Es formierte sich eine neue Friedenbewegung,
die diese „German Angst“ aufgriff und in die Mitte der Gesell-
schaft transportierte. Auch zum damaligen Zeitpunkt nahm die
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Auseinandersetzung bei aller berechtigten Sorge zeitweise hyste-
rische Züge an. Damals wie heute versuchten Linksextremisten
von dieser weit verbreiteten Angst und der daraus resultieren-
den Popularität der Friedensbewegung zu profitieren. Vor allem
die DKP versuchte mit Hilfe ihrer Tarnorganisationen steuernden
Einfluss auf die Friedensbewegung zu nehmen. Mit der inhalt-
lichen Anleitung und materiellen Unterstützung aus der DDR
konnte sie zwar den NATO-Doppelbeschluss nicht verhindern,
aber es gelang ihr, Einfluss auf die politische Bewusstseinsbil-
dung von Teilen der bundesrepublikanischen Bevölkerung zu
nehmen, deren Reflexe bis heute nachwirken.24

Heutzutage sind die Umstände andere als es sie in den 1980er
Jahren waren. Der Kalte Krieg ist vorbei, die DKP fristet nur
noch ein Randdasein, andere bestimmen gegenwärtig den
Linksextremismus. Dennoch lassen sich auch heute bestimmte
Muster linksextremistischer Einflussnahme bei der Auseinan-
dersetzung um den Klimaschutz erkennen. Unübersehbar grei-
fen linksextremistische Parteien wie die MLPD und die DKP
und postautonome Gruppierungen wie die IL im Rahmen ihrer
Bündnis- und Kampagnenpolitik den Umwelt- und Klimaschutz
auf und versuchen, über dieses Thema an den demokratischen
Protest anschlussfähig zu werden, um ihn langfristig für ihre
systemüberwindenden Ziele zu instrumentalisieren.

Im Gegensatz zur DKP und zur MLPD – letztere steht eher
außerhalb der lokalen Bündnisse, da sie sich weigert, auf par-
teibezogene Darstellungen wie Fahnen, Flyer und Plakate bei
Demonstrationen zu verzichten – ist die IL allein aufgrund ihrer
undogmatischen Ausrichtung attraktiver, insbesondere für jün-
gere Menschen. Geschickt bietet die IL den politisch eher uner-
fahrenen Klimaschutzaktivisten von FfF Hilfe bei der Organisie-
rung und Durchführung von Protestaktionen an. Sie inszeniert
sich als Teil einer legitimen Protestbewegung, macht sich dadurch
zunehmend unentbehrlicher und versucht so versteckt die Klima-
schutzbewegung zu organisieren und durch rechtswidrige Akti-
onen zu radikalisieren. Zugleich bemüht sie sich, die Klimaak-
tivisten für Themen jenseits des Umwelt- und Klimaschutzes
wie den Antifaschismus oder den Antirassismus zu mobilisieren.

Sie hofft, dass so demokratischer und linksextremistischer Pro-
test immer enger zusammenrücken und die Grenzen zwischen
ihnen zunehmend verschwimmen. Gemeinsame Proteste von
Klimaschutz- und Friedensbewegung wie die gegen die Münche-
ner Sicherheitskonferenz vom Februar 2020 zeigen, dass es sich
bei diesen Versuchen nicht nur um bloße Theorie handelt.25 Es
kommt nun für die Klimaschutzbewegung – und vor allem für FfF
– darauf an, diese Einflussversuche zu erkennen, sie zu benen-
nen, sich von ihnen zu distanzieren und sie unmissverständlich
zu unterbinden. FfF hat bislang sowohl die Annäherungsversuche
der MLPD als auch der DKP und der IL öffentlich gemacht und
sich weitgehend von Extremisten abgegrenzt. So durfte in Ham-
burg 2019 eine Zubringer-Demonstration von Linksextremisten
nicht an dem Demonstrationszug von FfF teilnehmen.26 Gegen
eine Teilnahme von Mitgliedern der MLPD mit ihren Parteisymbo-
len klagte FfF erfolglos.27 Ein steuernder Einfluss auf das demo-
kratische Protestspektrum oder eine Infiltration durch Linksext-
remisten konnte daher bislang nicht festgestellt werden.28 Zwar
gibt es mit der EG eine unter nicht unerheblichen Einfluss der IL
entstandene und weiterhin stehende Umwelt- und Klimaschutz-
organisation. Dennoch kann nach bisherigen Erkenntnissen die
Klimaschutzbewegung in ihrer Gesamtheit nicht als ein Produkt
linksextremistischer Beeinflussungsversuche bezeichnet werden.
Weder haben Linksextremisten entscheidenden Einfluss auf ihre
Entstehung genommen, noch haben sie bislang steuernden Ein-
fluss. Vielmehr ist sie bisher in ihrer weitüberwiegenden Mehr-
heit ein demokratischer Zusammenschluss weitgehend besorgter
Bürger vor den Folgen des Klimawandels.

„Wir lassen uns nicht vereinnahmen“ hat einer der Spre-
cher von FfF in einem Interview verkündet.29 Wie ernst diese
junge Klimaschutzbewegung und vor allem ihr Aushängeschild
FfF auch künftig genommen werden können, hängt u.a. auch
davon ab, wie erfolgreich sich ihre Protagonisten künftig von
der linksextremistischen Szene abgrenzen und ihre Eigenstän-
digkeit bewahren können.

Bildrechte: picture alliance.
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Kurzbeitrag:
Teilnehmerrechte bei
demonstrativen
Klimaschutzaktionen

Von Hartmut Brenneisen, Worms/Preetz1

Klimaschutzaktionen der globalen „Fridays-for-Future-Bewe-
gung“ gehören zum politischen Alltag und es dürfte angesichts
der bestehenden Umweltbelastungen noch eine deutliche Stei-
gerung zu erwarten sein. Kundgebungen, Aufzüge, Mahnwa-
chen, Blockaden, Besetzungen und Widerstandscamps sind nur
einige der einfallsreichen Gestaltungsformen. Mit diesen Aktio-
nen sind aber auch Rechtsprobleme verbunden, die sich u.a. auf
die Teilnehmerrechte beziehen.

1 Verfassungsrechtliche Grundlagen

Demonstrative Klimaschutzaktionen sind regelmäßig an Art.
8 GG auszurichtende Versammlungslagen. Danach haben alle
Deutschen das Recht, „sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis
friedlich und ohne Waffen zu versammeln“. Der verfassungs-
rechtliche Versammlungsbegriff ist durch die personale, phy-
sisch-räumliche, zeitliche und thematisch-gegenständliche
Dimension gekennzeichnet, wobei der geistigen Komponente
die größte Relevanz zukommt. Trotz deutlicher Kritik aus der
Literatur2 dürfte der hier bestehende Meinungsstreit judika-
tiv zu Gunsten des engen Versammlungsbegriffs entschieden
sein.3 Der Terminus des GG lässt sich allerdings nicht ohne
Einschränkungen auf die einfachgesetzlichen Ausformungen
übertragen. Insbesondere ist dort die Versammlungsfreiheit als
Jedermannsrecht ausgestaltet und nicht auf Deutsche begrenzt.
Allein aus diesem Grund ist bei Versammlungslagen nicht zwin-
gend zugleich der Schutzbereich des Art. 8 GG eröffnet. Umge-
kehrt engen die besonderen Gefahrenabwehrgesetze den Ver-
sammlungsbegriff im Einzelfall auch ein. So definiert z.B. § 2
I VersFG SH die personale Untergrenze einer Versammlung mit
drei Personen, ohne dass diese Einschränkung allerdings Aus-
wirkungen auf den verfassten Schutz haben kann.

Art. 8 GG überlässt den Grundrechtsträgern das Selbstbe-
stimmungsrecht über Ort, Zeitpunkt, Art und Inhalt der Ver-
sammlung. Geschützt ist die Teilnahme an einer Veranstaltung
ebenso wie die Entscheidung, dieser unter Umständen fernzu-
bleiben. Die Beteiligten haben das Recht auf die eigene und
unbeeinflusste Darstellung ihres Anliegens in der Öffentlichkeit
und die freie Entscheidung über die Teilnahme. Den Staatsor-
ganen ist es verwehrt, dominierend auf Programm, Form und
Ablauf Einfluss zu nehmen. Die dadurch garantierte Gestal-
tungsfreiheit ist Ausdruck von Liberalität, Unabhängigkeit und
Mündigkeit des selbstbewussten Bürgers. Dieser freiheitliche
Grundgedanke enthält jedoch keine uneingeschränkten Befug-
nisse, sondern fordert die gebotene Rücksichtnahme auf ent-
gegenstehende Positionen. Die zuständigen Behörden haben
im Einzelfall durch beschränkende Verfügungen den Ausgleich

zwischen kollidierenden Rechten herbeizuführen (= „prakti-
sche Konkordanz“4). Was die inhaltliche Gestaltung angeht, ist
durch Art. 8 GG Typenfreiheit gewährleistet. Die thematische
Offenheit führt zur Pluralität der durch die Verfassungsnorm
geschützten Versammlungsformen. Diese berechtigt allerdings
nicht zum Kampf gegen den Staat und seine Verfassung oder
zu zielgerichteten Normverletzungen. Der Schutz des Art. 8 GG
kann von Personen, die unter dem Deckmantel der Versamm-
lungsfreiheit Gewalttätigkeiten ausüben oder eine bestehende
Versammlung verhindern wollen, nicht in Anspruch genommen
werden. Er endet dort, wo es nicht um die – wenn auch kri-
tische – Teilnahme an einer Versammlung, sondern um deren
Verhinderung oder die Anwendung von Gewalt geht.

Von grundlegender Bedeutung für Klimaschutzaktionen ist
daneben Art. 20a GG. Die Bestimmung zum Schutz der natürli-
chen Lebensgrundlagen und Tiere wurde im Jahr 1994 geschaf-
fen und 2002 erweitert. Ausweislich der Entstehungsgeschichte
normiert Art. 20a GG ein konkretes Staatsziel. Es handelt sich
damit nicht um einen subjektiven Anspruch von Einzelperso-
nen, sondern um eine objektive Verpflichtung des Staates mit
rechtlicher Bindungswirkung.5 Dabei gilt der Umweltschutz
trotz dieser herausragenden Bedeutung nur im Rahmen der
verfassungsmäßigen Ordnung bzw. nach Maßgabe von Gesetz
und Recht und ist entsprechend stets mit anderen Verfassungs-
rechtsgütern in Ausgleich zu bringen.6 Dennoch verstärkt die
Regelung den Schutzbereich des Art. 8 GG bei themenbezoge-
nen Versammlungen.

2 Teilnehmerrechte

Ohne Teilnehmer ist eine Versammlung nicht denkbar. Dies gilt
naturgemäß auch für demonstrative Aktionen der Klimaschutz-
bewegung. Teilnehmer ist jeder, der durch aktive Teilnahme
oder passive Teilhabe an einer Versammlung Anteil nimmt.

2.1Grundrechtsträger

Träger des Grundrechts der Versammlungsfreiheit sind alle Deut-
schen. Art. 8 GG ist als Bürgerrecht ausgestaltet und knüpft
an die deutsche Staatsangehörigkeit an.7 Daneben gehört die
Versammlungsfreiheit aber auch zu den elementaren vorstaat-
lichen Menschenrechten, die keiner besonderen staatlichen
Anerkennung bedürfen. Damit verfügt Art. 8 GG trotz seiner
grammatikalischen Ausgestaltung über einen Menschenrechts-
kern, der an der Uneinschränkbarkeit des Würdesatzes teilhat
und partiell Nicht-Deutschen zur Seite steht, ohne dass ihnen
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dieselbe „Nettofreiheit“ zugebilligt wird wie einem Deutschen.8

Diese Ausgangslage ist speziell im Hinblick auf den Gesetzes-
vorbehalt aus Art. 8 II GG von Relevanz, denn gemeinsam mit
der Wesensgehaltsgarantie des Art. 19 II GG vermag sie legisla-
torischen Bemühungen durchaus Schranken zu setzen.

Die vorgenannte Argumentationslinie wird durch die Landes-
verfassungen weiter gestärkt. Diese gehen teilweise über das
GG hinaus und schreiben die Versammlungsfreiheit unmittelbar
als Menschenrecht fest. So wird beispielsweise in Art. 23 LV
Bbg und Art. 26 LV Bln ausdrücklich allen Menschen das Recht
zugesprochen, sich ohne Anmeldung oder Erlaubnis friedlich
und ohne Waffen zu versammeln.

Daneben billigt das Völkerrecht durch Art. 11 EMRK die Ver-
sammlungsfreiheit allen Menschen ohne Rücksicht auf die indi-
viduelle Staatsangehörigkeit zu. Zwar gilt die EMRK in Deutsch-
land lediglich im Rang eines einfachen Bundesgesetzes,9 den-
noch wird die personelle Beschränkung des Art. 8 GG dadurch
zumindest teilweise überlagert. In diesem Kontext ist auch Art.
12 I EuGrCh zu betrachten, nach dem die Versammlungs- und
Vereinigungsfreiheit jeder Person zugesprochen wird. Auch wenn
sich die politischen Entscheidungsprozesse im steten Wandel
befinden, dürfte das Ende nationaler Bürgerrechte zumindest auf
europäischer Ebene eingeläutet sein. So heißt es in einer Ent-
scheidung des VG Hamburg:10 „Es spricht Gewichtiges dafür, den
durch Art. 8 Abs. 1 GG gewährten Schutz der Versammlungsfreiheit
in unmittelbarer Anwendung auf Staatsangehörige eines Mitglied-
staates der Europäischen Union zu erstrecken.“

Die einengende Ausgestaltung des Art. 8 GG verliert nahezu
vollends ihre praktische Bedeutung, indem die die Verfassungs-
norm konkretisierenden VersG des Bundes und der Länder von
einem Jedermannsrecht ausgehen und so dem Ausschluss von
Ausländern und Staatenlosen entgegentreten.11 Zudem geht die
h.M. davon aus, dass Nicht-Deutsche sich auf Art. 2 I GG als Auf-
fanggrundrecht berufen können,12 wenngleich auch unter den
weitergehenden Begrenzungsmöglichkeiten der Schrankentrias.

2.2 Grundrechtsmündigkeit

Auch Kinder und Jugendliche nehmen an Versammlungen teil
oder veranstalten und leiten diese sogar.13 Ein aktuelles Bei-
spiel dafür sind gerade die Schüler- und Studentendemonstrati-
onen der „Fridays-for-Future-Bewegung“, durch die nachdrück-
lich auf die Bedrohung durch den Klimawandel aufmerksam
gemacht wird. Insofern stellt sich die Frage, ob in diesem Fall
eine besondere Grundrechtsmündigkeit zu beachten ist.

Grundsätzlich findet sich für eine Einschränkung keine verfas-
sungsrechtliche Basis.14 Im Verhältnis zum Staat ist jede Person,
gleich welchen Alters, berechtigt, Grundrechte selbständig auszu-
üben. Minderjährige werde dazu zwar faktisch nicht immer in der
Lage sein, dies ist jedoch ein anderes Problem, das durchaus auch
bei Erwachsenen bestehen kann. Die Grundrechtsmündigkeit darf
insofern nicht mit der Prozessfähigkeit verwechselt werden.15

Zu beachten ist allerdings, dass die Versammlungsfreiheit von
Minderjährigen in einem Spannungsverhältnis zum Erziehungs-
recht der Eltern aus Art. 6 II Satz 1 GG und zum staatlichen
Bildungs- und Erziehungsauftrag aus Art. 7 I GG stehen kann.
Insbesondere der Schulbesuchspflicht ist im Regelfall Vorrang
einzuräumen, zumindest dann, „wenn sich das mit der Demons-
tration geförderte Anliegen ebenso nachhaltig außerhalb der
Unterrichtszeit verfolgen lässt.“ 16

Dennoch wird im Zusammenhang mit Art. 8 GG teilweise aus-
drücklich auf eine eingeschränkte Grundrechtsmündigkeit bei
Kindern abgestellt. So argumentiert Kniesel17 unter Hinweis auf
die §§ 106 ff. BGB, dass sich diese Frage „nur im Einzelfall nach

der jeweils gegebenen persönlichen Entwicklung und Reife zur
selbständigen Grundrechtsrealisierung auch unter Berücksichti-
gung des Versammlungsthemas beantworten“ lässt.

Keinesfalls dürfen die Regelungen aus § 9 II BVersG, Art. 4 II
BayVersG und § 8 I SächsVersG, nach denen Ordner volljährig
sein müssen, unreflektiert auf Veranstalter, Leiter und Teilneh-
mer übertragen werden. Veranstalter und Leiter haben durch
ihre deutlich stärkeren Rechte zwar auch ein höheres Maß an
Verantwortung, gleichwohl legen die VersG des Bundes und der
Länder für sie kein Mindestalter fest.18

Zudem ist wohl davon auszugehen, dass auch die Volljährig-
keitsklausel für Ordner keine stringente Vorgabe ist, denn sie
würde die Gestaltungsfreiheit von Veranstaltern und Leitern
übermäßig einschränken. Diese Restriktion ist somit verfas-
sungsrechtlich fragwürdig und dürfte mit dem hohen Stellen-
wert des Art. 8 GG nicht in Einklang zu bringen sein.19 Zugleich
hat die Fragestellung eine hohe praktische Relevanz, denn der
Verzicht auf die Volljährigkeit würde es der Leitung einer Schü-
lerversammlung ermöglichen, auch Kinder und Jugendliche als
Ordner einzusetzen.

Den Minderjährigen steht das Grundrecht der Versammlungsfrei-
heit also grundsätzlich in jedem Lebensalter zu. Gerade bei Klein-
kindern wird aber die erforderliche innere Verbundenheit fehlen,
so dass Teilnehmerrechte nicht gegeben sind. Werden sie allerdings
z.B. von ihren Eltern zu einer politischen Versammlung mitgenom-
men, kann der Grundrechtsschutz der Erwachsenen auch die Mit-
nahme der Kinder umfassen.20 Dies gilt insbesondere dann, wenn
damit ein bestimmtes Ziel bekräftigt werden soll. Die Kinder wer-
den indes keine eigenständig handelnden Teilnehmer sein.21

2.3 Missliebige Personen

Der Stellenwert des Art. 8 GG zeigt sich insbesondere dann, wenn es
um den Umgang mit Andersdenkenden oder sogar missliebigen Per-
sonen geht, denn die Achtung von Gegenpositionen ist stets auch
ein Gradmesser der Demokratie.22 Der Grundrechtsschutz kommt
insofern auch denjenigen zugute, die den in der Versammlung ver-
kündeten Meinungen ablehnend gegenüberstehen und ihre Auffas-
sung mit kommunikativen Mitteln zum Ausdruck bringen wollen.23

Kritisch wird dies indes von Ullrich bewertet, der zwischen „mei-
nungsbildenden“ und „meinungskundgebenden“ Versammlungen
unterscheiden und im Fall einer ausdrücklichen Meinungskund-
gabe Gegner des Versammlungsziels nicht als Teilnehmer einstufen
will.24 Er hält es zudem für fraglich, ob die anderslautenden „ein-
schlägigen BVerfG-Entscheidungen aus den 90er Jahren heute noch
eine Richtschnur für alle Versammlungstypen sein können“.25

Für die Inanspruchnahme der grundgesetzlich geschützten
Versammlungsfreiheit kommt es hingegen nicht an, „ob die
Teilnehmer einer Versammlung die Ziele der Versammlung oder
die dort vertretenen Meinungen billigen, oder ihnen kritisch bzw.
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ablehnend gegenüberstehen. Erforderlich und ausreichend ist,
dass die Teilnehmer […] bereit sind, die Versammlung in ihrem
Bestand hinzunehmen und ihre Ziele allein mit kommunikativen
Mitteln zu verfolgen.“ Dies hat das OVG Lüneburg26 im Zusam-
menhang mit teilnehmenden Mitgliedern der MLPD27 an einer
„Fridays-for-Future-Demonstration“ in Oldenburg überzeugend
zum Ausdruck gebracht und dabei das Mitführen von Plaka-
ten, Fahnen und Flugblättern mit den Insignien der unlieb-
samen politischen Splitterpartei nicht als Hinderungsgrund
angesehen.

Auch Personen, die von außen auf eine Versammlung einwir-
ken, können sich als Teilnehmer im Schutzbereich des Art. 8 GG
befinden, wenn sie sich friedlich verhalten und die Versamm-
lung als solche nicht verhindern wollen. Besteht das Ziel der
Opponenten allerdings ausschließlich darin, durch unfriedliches
Verhalten die ordnungsgemäße Durchführung der Versammlung

zu verhindern, so können sie keine Teilnahmerechte für sich in
Anspruch nehmen.

3 Zum Abschluss

Im umweltspezifischen Demonstrationsgeschehen sind durchaus
auch Zweifelsfälle vorstellbar. Dies gilt für die grundlegende Eröff-
nung der Verfassungsnorm des Art. 8 GG ebenso wie für die Frage
bestehender Teilnehmerrechte. In streitigen Fällen ist dabei stets auf
das durch die Rechtsprechung entwickelte dreistufige Prüfungs- und
Bewertungsverfahren abzustellen.28 Bestehen Bedenken, so bewirkt
der hohe Rang der Versammlungsfreiheit, dass der Schutzbereich
anzuerkennen ist. Es gilt der Grundsatz „in dubio pro libertate“.

Bildrechte: H. Immel/GdP, picture alliance.

Der Tatortbefundbericht:
„Die Subjektivität des
objektiven Befundes“

Von EKHK Frank Rabe, Duisburg1

1 Einleitung

Dem Tatort kommt als (erste) Informationsquelle im Hin-
blick auf die Aufklärung von Straftaten sowie der Beweisfüh-
rung eine besondere Bedeutung zu. Die Tatortarbeit lässt sich
durchaus als eine Art Inventur bezeichnen, mit deren Hilfe
erste Ermittlungsansätze herausgearbeitet werden. An der

Hochschule für Polizei und öffentliche Verwaltung NRW (HSPV
NRW) wird die Systematik dieser Inventur in Form der „Kri-
minalistischen Fallanalyse“ gelehrt und in der Ermittlungsakte
als sog. „Tatbefundbericht“ (oder auch „Tatortbefundbericht“)
verdokumentiert. Der Bericht dient darüber hinaus allen Ver-
fahrensbeteiligten als primäre Informationsquelle in Bezug auf
die Tatortsituation.
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Die PDV 1002 widmet sich dem Thema Tatortarbeit in Ziffer
2.2.3 unter dem Begriff „Erster Angriff“, der sich in die Phasen
„Sicherungsangriff“ und „Auswertungsangriff“ gliedert. Dort
heißt es:

„Über den Ersten Angriff ist ein Tatbefundbericht zu fertigen,
der die
f Feststellungen beim Eintreffen am Tatort,
f Beschreibung des Tatortes, des Tatobjektes, des Opfers, der

Spurensuche und der Spurensicherung (objektiver Befund),
f Darstellung von Tathergang, Tatumständen, Zeugenaussagen

und eigenen Schlussfolgerungen (subjektiver Befund),
f getroffenen Maßnahmen

enthalten soll“.

An dieser Stelle sei erwähnt, dass selbstverständlich auch
Unfallorte unter die Definition „Tatort“ fallen und folglich als
solche zu bearbeiten sind. Die Dokumentation erfolgt grund-
sätzlich in Form eines „Unfallbefundberichtes“.

Die Autoren Weihmann/Schuch3 bezeichnen den Begriff „Tat-
befundbericht“ als „irreführend“ und empfehlen stattdessen die
im kriminalistischen Sprachgebrauch längst etablierte Bezeich-
nung „Tatortbefundbericht“. Der in den Fundstellen zu diesem
Thema dargelegten Argumentation schließe ich mich an.

„Es gibt in Nordrhein-Westfalen kein zwingend genormtes
Schema für einen Tatortbefundbericht.“4 Allerdings enthalten
alle bekannten Schemata die in Abschnitt 2.2.3 der PDV 100
vorgeschriebenen Kapitel „objektiver Befund“ und „subjekti-
ver Befund“.

2 Objektiver Befund

Der Begriff „Bericht“ wird laut Duden als „sachliche Wieder-
gabe eines Geschehens oder Sachverhalts“ definiert, im Fall des
Tatortbefundberichtes in Form von beschreibendem Text. Der
„objektive Befund“ soll insbesondere den Tatort, das Tatobjekt,
das Opfer sowie die Spurensuche und Spurensicherung beschrei-
ben. Zum Begriff „objektiv“ finden sich in der Literatur eine
Reihe von Synonymen und Definitionen, z.B. sachlich, neutral
oder unparteiisch. Die wirtschaftspsychologische Gesellschaft
(WPGS)5 befasst sich in mehreren Fachartikeln mit dem Begriff
„Objektivität als Gütekriterium“ und definiert ihn als „Unab-
hängigkeit der Ergebnisse (wissenschaftlicher Arbeit6) von den
Personen, die bei der Ergebniserstellung beteiligt sind“.

Sowohl in der polizeilichen Ermittlungsarbeit als auch bei
gutachterlicher Tätigkeit kommt der Objektivität schon per
Gesetz eine exponierte Bedeutung zu.7 Legt man die Definition
von WPGS zugrunde, dürfte sich der objektive Befund im Ergeb-
nis nicht oder nicht wesentlich voneinander unterscheiden,
selbst wenn er von verschiedenen Personen gefertigt würde.

2.1 Problematik

In meinen Vorlesungen und Seminaren lasse ich zu diesem
Thema regelmäßig nachfolgendes Bild (Abb. 1) beschreiben.

Ich bitte dazu jeweils Seminarteilnehmer beider Geschlech-
ter auf Grundlage des Fotos einen objektiven Tatortbefund zu
erstellen. Die restlichen Seminarteilnehmer werden gebeten,
auf prägnante Unterschiede der Beschreibung zu achten. Die
Qualität der Berichte steht nicht zur Debatte. Die häufig zu
beobachtenden Unterschiede, besonders deutlich im Vergleich
beider Geschlechter, liegen insbesondere in der Reihenfolge,
dem Umfang, der Wortwahl (Bezeichnung der abgebildeten
Bildinhalte) aber auch in der Interpretation von Bildinhalt und

Bildaussage. Der Befund genügt insofern keinesfalls mehr dem
Anspruch der Objektivität.

Ähnliche verhält es sich mit Tatortbefund- und Spurensiche-
rungsberichten, zu denen ich die Tatorte mit eigenen Augen
gesehen habe. Jede Beschreibung enthält mehr oder weniger
subjektive Komponenten, selbst dann, wenn der Beschreibende
routiniert ist und z.B. Begrifflichkeiten nach DIN verwendet.

Wie bereits angeführt, dient der Tatortbefundbericht unter
anderem allen Verfahrensbeteiligten als primäre Informations-
quelle. Er soll Personen, die den Tatort selbst nicht gesehen
haben, einen möglichst konkreten und realistischen Eindruck
der vorgefundenen Tatortsituation vermitteln. Zu dieser The-
matik habe ich ebenfalls Experimente durchgeführt, bei denen
die Probanden auf Grundlage einer textbasierten Beschreibung
gebeten wurden, eine einfache Skizze zu erstellen. Die Ergeb-
nisse wurden anschließend mit der Originaltatortskizze vergli-
chen. Die Abweichungen von der Originalskizze und der Varian-
tenreichtum waren, wie nicht anders zu erwarten, gravierend.

2.2 Ursachen

Die Ursachen für den hohen Anteil subjektiver Einflüsse in der
Berichterstellung einerseits sowie dem beim Leser erzeugten
Eindruck der Tatortsituation andererseits sind vielfältig und
werden hier nur kurz angeführt. Die selektive Wahrnehmung
schützt unser Gehirn vor Reizüberflutung, wir konzentrieren
uns auf das Wesentliche, auf das für uns Wichtige, Interessante
oder Vertraute.

„Wusstest Du, dass das das Gehirn unnötige Informationen
automatisch ignoriert?“8 Ist Ihnen beim Lesen aufgefallen, dass
im vorstehenden Satz ein „das“ zu viel vorhanden ist?

Selektive Wahrnehmung, die frühzeitige Unterscheidung in
wichtig und unwichtig, ist aber der Fertigung eines objektiven
Befundes nicht zuträglich. Andererseits ist es nicht möglich,
jedes kleine Detail zu erfassen und zu beschreiben, für den Fall,
dass es im aktuellen Fall doch von Bedeutung ist. In Abhängig-
keit der Fähigkeiten des Beschreibenden werden Genauigkeit und
Objektivität durch die Wahl von Begrifflichkeiten, Umschreibun-
gen, Interpretationen und Wertungen zusätzlich eingeschränkt.

Die Leser werden das Geschriebene ihrerseits gemäß ihrer
eigenen Vorstellung interpretieren – oftmals ohne am Ende eine
realistische Vorstellung von dem zu haben, was der Verfasser
ursprünglich gemeint hat. Die Praxis zeigt, dass selbst ausführ-
liche Berichte in Gerichtsverhandlungen der Nachfrage, Konkre-
tisierung und Erläuterung bedürfen.

Nachfolgendes Beispiel zeigt einen Ausschnitt aus einem, wie
ich meine, gut geschriebenen Tatortbefundbericht:

„… Die betroffenen Objekte liegen direkt an der Fried-
rich-Ebert-Straße, einer in Nord-/Südrichtung verlaufenden
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Hauptstraße mit in der Fahrbahnmitte verlegten Schienen der
ÖPNV-Linie 901, ohne eigenen Gleiskörper …

…Die Häuser Nr. 330 und 332 bilden gemeinsam mit den
benachbarten Gebäuden eine geschlossene Häuserfront. Das Haus
Nr. 330 bildet eine Eckfront, deren südlicher Gebäudeteil um etwa
vier Meter in Richtung Straße vorversetzt ist. Es handelt sich um
4-geschossige Wohnhäuser mit jeweils einem Ladenlokal im Erd-
geschoss. Das Gebäude Nr. 330 beherbergt einen Kiosk mit begeh-
barem Ladenlokal, in Haus 332 befindet sich ein Friseursalon …

… Fenster und Türen beider Häuser weisen insgesamt 13
Schussbeschädigungen auf, die von Süd nach Nord mit E1 bis
E13 gekennzeichnet wurden. E1 bis E9 befinden sich in der
Kiosktür und der angrenzenden Fensterfront. Sie verlaufen bei
E1 beginnend, kontinuierlich abwärts, von 226 cm bis 102 cm
Höhe. Die Beschädigung E10 liegt in der Haustür von Nr. 330 in
einer Höhe von 127,5 cm. Die Einschüsse E11 bis E 13 liegen in
der Fensterfront des Friseursalons und verlaufen aufwärts von
118 cm bis 170 cm Höhe …“

Der geneigte Leser kann anhand dieses Textauszugs selbst
überprüfen, wie konkret er sich die Tatortsituation vorstellen
kann.

2.3 Problemlösung

2.3.1 Althergebrachte Verfahrensweise

Bei der dargestellten Problematik handelt es sich zugegebener-
maßen nicht um neue Erkenntnisse. Darum hat sich in der poli-
zeilichen Praxis die Ergänzung des Tatortbefundberichtes durch
f Skizzen (je nach Bedarf mit oder ohne Maßstab),
f Lichtbildmappen,
f vollsphärische Digitalaufnahmen und Dokumentations-

software,
f Laserscanner oder
f elektrooptische Messverfahren
längst als notwendig erwiesen und bewährt.

Allerdings wird nach wie vor überwiegend an der umfassenden
Beschreibung der Tatortsituation festgehalten, die, insbeson-
dere bei Kaptaldelikten, durchaus einen Umfang von 20 Seiten
DIN A4 oder mehr haben kann. Ergänzt wird dieser ausführliche
Text dann durch eines der vorstehend genannten Hilfsmittel,
vorzugsweise in Form einer Lichtbildmappe.

So stammen beispielsweise nachfolgende Lichtbilder aus der
ergänzend zum Text aus Kapitel 2.2.1 erstellten Lichtbildmappe:

Die Ergänzung des Tatortbefundberichtes durch Lichtbilder
vermittelt einen recht genauen und objektiven Eindruck der

Tatortsituation. Darüber hinaus unterliegen die Fotos eben
nicht der selektiven Wahrnehmung, so dass, wenn sie nach den
Grundsätzen der kriminalistischen Fotografie gefertigt werden,
auch Details erfasst werden, die der Verfasser des objektiven
Befundes zunächst als unwichtig erachtet hat. In Zeiten von
Arbeitsverdichtung und Personalknappheit muss es allerdings
erlaubt sein, auch über Arbeitsökonomie nachzudenken, wenn
damit keine Qualitätseinbußen einhergehen.

2.3.2 Modifizierte Verfahrensweise (Fototatort)

Der beim PP Duisburg mittlerweile als „Fototatort“ etablierte Tat-
ortbefundbericht basiert auf den Gütemerkmalen Objektivität
und Arbeitsökonomie. Textanteile werden zugunsten von Licht-
bildern auf das notwendige Maß reduziert. Die digitale Textver-
arbeitung ermöglicht die Kennzeichnung von Details, die hervor-
gehoben werden müssen, ebenso, wie die Erstellung einer über-
sichtlichen Legende, wie das nachfolgende Beispiel zeigt.

Lichtbilder lassen sich problemlos einfügen und in Größe,
Kontrast und Belichtung anpassen. Für fortgeschrittene Anwen-
der besteht die Möglichkeit, sich eine Vorlage zu gestalten, die
bereits Platzhalter für Bild und Bildbeschriftung enthält, so dass
die Fotos direkt in der gewünschten Größe eingefügt werden.
Mit Hilfe der Programmierung sog. „Makros“9 lassen sich auch
mehrere Fotos gleichzeitig in die dafür vorgesehenen Platzhalter
einfügen. Allerdings ist die Aufzeichnung von Makros in der IT-
Umgebung des Landes NRW nicht gestattet und darum gesperrt.

Beim PP Duisburg steht im Formularschrank für diese Zwecke
ein Formular „Tatortbefundbericht/Fototatort“ zur Verfügung.

Bei Abb. 4 handelt es sich um eine Fotomontage aus ursprüng-
lich zwei Lichtbildern, die zugrunde liegenden Originalfotos
sind ebenfalls Bestandteil des Berichtes. Die Einfügung der
Abb. 2 bis 4 ersetzen, inklusive der Legende und Kennzeich-
nungen, wesentliche Textpassagen aus dem Beispiel in Kapitel
2.2.1. Der Leser hat nunmehr einen realistischen Eindruck der
Tatortsituation. Die frühzeitige Selektion von wichtigen und
unwichtigen Informationen erübrigt sich.

2.4 Historie

Anlass für die ersten Überlegungen hinsichtlich der Modifizierung
der Tatortbefundberichte war die Beobachtung, dass bei Gericht
immer häufiger „die Erläuterung der Lichtbildmappe“ durch den
jeweiligen Ersteller verlangt wurde. Fragestellungen der Verfah-
rensbeteiligten zur Tatortsituation ließen vermuten, dass die
Tatortbefundberichte häufig nicht oder zumindest nicht in aller

Abb. 2: Übersicht Tatort, Fahrtrichtung Brauerei (Süden). Abb. 3: Kiosk mit Schussbeschädigungen 1 bis 10.
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Ausführlichkeit gelesen worden waren. Die Staatsanwaltschaft
Duisburg sowie Vertreter von Amts- und Landgericht zeigten sich
bereits in den ersten Gesprächen offen für die Idee einer modi-
fizierten Verfahrensweise. Die ersten Berichte dieser Art wurden
dann gemäß Absprache bei Kapitaldelikten gefertigt, evaluiert und
permanent verbessert. Der Fototatort hat sich nach kurzer Zeit als
das Mittel der Wahl etabliert und ist in NRW mittlerweile fester
Bestandteil der Fortbildung. Rechtsvorschriften, wie z.B. die PDV
100, stehen dieser Verfahrensweise nicht entgegen.

3 Ausblick

Voraussetzung für Zulassung des Fototatortes als Beweismittel
im Strafverfahren ist die Beachtung der Grundsätze der krimi-
nalistischen Fotografie sowie der digitalen Beweisfotografie. Zu
dieser Thematik sind weitere Fachbeiträge in Arbeit.

Bildrechte: Frank Rabe, PP Duisburg.

Abb. 4: Häuserfront mit Einschüssen E1 bis E 13.

Anmerkungen

1 EKHK Frank Rabe ist Behördengutachter bei der KTU Duisburg und leitet dort seit
2016 das KK 33 (KTU, ED, digitale Bildtechnik, Kriminalaktenhaltung). Als Lehrbe-
auftragter unterrichtet er seit 1993 an der HSPV NRW, Abt. Duisburg bzw. Mülheim/
Ruhr die Fächer Kriminalistik und Kriminaltechnik. Er referiert im Nebenamt regel-
mäßig beim LAFP NRW zum Thema „kriminalistische Fotografie“ und ist Mitautor der
im Rahmen der Lehr- und Studienbriefe beim VDP erschienenen „Grundlagen der
Kriminaltechnik“, nunmehr „Basislehrbuch Kriminaltechnik“.

2 PDV 100, Ausgabe 2012, Stand 09/2018.
3 Vgl. Kriminalistik für Studium, Praxis, Führung; 12. Auflage (VDP) und Weihmann,

PDV 100, in Kriminalistik 2005, S. 764.
4 Vgl. Frings/Rabe, Grundlagen der Kriminaltechnik II, S. 119, VDP und Frings/Rabe,

Basislehrbuch Kriminaltechnik, S. 289, VDP.
5 Wirtschaftspsychologische Gesellschaft (WPGS), Arndtstraße 4, 80469 München.
6 Anmerkung des Autors
7 Vgl. § 163 StPO sowie §§ 24, 74 StPO.
8 Quelle: www.karrierebibel.de „selektive Wahrnehmung“, Januar 2020.
9 „Makro“: Aufzeichnung von Arbeitsschritten, die wiederkehrend automatisiert ablau-

fen (der Autor).

REZENSION

Keller, Basislehrbuch
Kriminalistik, 2020

Die hohen Pensionierungs-
zahlen der geburtenstarken
Jahrgänge erfordern bei der
Bundespolizei und den Län-
derpolizeien zunehmend
höhere Einstellungszahlen.
Sowohl der Ablauf wie auch
der Inhalt der Polizeiausbil-
dung ist bei Bund und Län-
dern jeweils unterschied-

lich und nicht vereinheitlicht. Je nach Bundesland gibt es
separate Ausbildungsgänge für Schutz- und Kriminalpolizei
oder einheitliche Ausbildungsgänge mit späteren Qualifizie-
rungsmöglichkeiten. Ein wesentlicher Inhalt aller polizei-
licher Ausbildungsgänge – auch der reinen schutzpolizeili-
chen Ausbildungsgänge – sind kriminalistische Inhalte. Dies
ist auch folgerichtig, denn die Ermittlungsführung in einem
Strafverfahren beginnt häufig mit der Anzeigenerstattung
durch den Bürger auf der Polizeiwache und der Durchfüh-
rung des Sicherungsangriffs durch Kräfte des Wachdienstes.
Der Anspruch, dass gesamte, für die kriminalpolizeiliche
Ermittlungsführung erforderliche Wissen in nur einem Fach-
buch zu bündeln, wäre ausgesprochen anspruchsvoll.
Der Herausgeber und die Autoren des vorliegenden, Ende
2019 neu auf dem Markt erschienen Fachbuches, erheben
diesen Anspruch nicht. Bereits aus dem Buchtitel wird sicht-
bar, dass in diesem Werk das kriminalistische Basiswissen

vermittelt werden soll. Orientiert haben sich dabei Heraus-
geber und Autoren an den kriminalistischen Lehrinhalten
der Fachhochschulen der Länder und des Bundes. Das Werk
ist auf dem Stand der Zeit und übersichtlich in 20 Kapitel
gegliedert. Behandelt werden dabei sowohl die klassischen
Grundlagen der Kriminalistik (wie z.B. die Verdachtslehre,
Kriminalistische Analyseverfahren) sowie die üblichen Stan-
dardermittlungsmaßnahmen (u.a. Vernehmung, Durchsu-
chung) bis hin zur Durchführung ausgewählter verdeckter
Maßnahmen. Abgerundet wird das Werk durch die Darstel-
lung ausgewählter einzelner Deliktsfelder bzw. Ermittlungs-
bereiche (so u.a. Rauschgiftdelikte und Todesermittlungen).
Aktuelle Herausforderungen in der Kriminalitätsstruktur
wie Cybercrime und politisch motivierte Kriminalität wer-
den ebenfalls behandelt.
Bei aller Fachlichkeit ist das Buch gut verständlich geschrie-
ben und mit anschaulichen Fallbeispielen angereichert. In
der Gesamtsicht für die polizeiliche Ausbildung, aber auch
die Fortbildung, ein empfehlenswertes Fachbuch das die
wesentlichen kriminalistischen Inhalte gut abdeckt.

Christoph Frings, Duisburg

Herausgeber: Christoph Keller
Titel: Basislehrbuch Kriminalistik
Format: 872 Seiten, DIN A 5, Paperback
Preis: 34,90 Euro
ISBN: 978-3-8011-0826-7
Verlag: Verlag Deutsche Polizeiliteratur GmbH Hilden
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„Die spinnen, die
Germanen!“

Die Auswirkungen des neuen
Arbeitszeiterlasses

auf die (Kriminal-)Polizei
Von PD Frank Ritter, Kiel1

1 Andere Länder, andere Ideen …

Kürzlich berichtete ein Kollege der Polizei Schleswig-Holstein von
seinem Besuch bei der Verkehrspolizei in Las Vegas. Nicht nur die
Teilnahme am Nachtdienst, sondern auch die Auskünfte des „US-
Streifenpartners“ zur Arbeitszeit und zu Schichtmodellen bei der
Polizei in Nevada waren für den Norddeutschen ein Erlebnis. Der
State-Trooper erzählte ihm, dass die Diensteinteilung für sechs
Monate im Voraus erfolge und dass sich die Polizisten entschei-
den müssen, ob sie in dieser Zeit Früh-, Spät- oder Nachtdienst
machen wollen. Ausschließlich Früh-, Spät- oder nur Nachtdienst
wohlgemerkt! Überraschend für unseren schleswig-holsteinischen
Kollegen war die Aussage, dass die meisten Las-Vegas-Officer in
den Nachtdienst streben. Warum? Da ist in der Stadt am meis-
ten los, es gibt Nacht-Zulagen und man habe viel Tagesfreizeit.2

Da sich immer mehr Polizisten für den Nachtdienst „bewerben“,
als gebraucht werden, findet ein Auswahlverfahren statt. Erstes
Kriterium: Die Qualität und Quantität der erbrachten Verkehrstä-
tigkeiten. Zweites Kriterium: Die Ergebnisse der regelmäßigen Fit-
nesstests. Und drittens, man ahnt es schon, die Schießergebnisse.

Auf die Frage, warum man nicht regelmäßig zwischen Früh-,
Spät- und Nachtdienst wechsle, so wie es z.B. bei der deutschen Poli-
zei üblich sei, erntete unser Kollege ungläubige Blicke. Was solle
denn bitte schön gut daran sein, seinen Bio-Rhythmus permanent

variierenden Reizen auszusetzen? Wie sollten denn der Organismus
und das soziale Umfeld bzw. die Familie damit zurechtkommen? Frei
nach Asterix & Obelix wird der amerikanische Kollege wohl gedacht
haben: „Die spinnen, die Römer (bzw. die Germanen)“. Und unser
Kollege hat umgekehrt womöglich das Gleiche empfunden …

Nun, auf welchen medizinischen Grundlagen US-amerikani-
sche Polizeidienstpläne fußen, ist nicht bekannt. In Europa
allerdings, sind die wissenschaftlich belegten gesundheitlichen
Gefahren durch häufige Nachtdienste und soziale Beeinträchti-
gungen die maßgebliche Basis für die Planung der Arbeitszeit
und die Fortentwicklung von Schichtmodellen. Das fordern EU-
Richtlinien ebenso wie nationales oder föderales Arbeitszeit-
und Arbeitsschutzrecht in Deutschland völlig zu Recht.

2 Die Herausforderungen an eine moderne
Polizeiarbeitswelt

Die Arbeitsprozesse in einer modernen Berufswelt müssen
sich den gesellschaftlichen und demografischen Veränderun-
gen beständig anpassen, um den Herausforderungen ihrer
Zeit gewachsen zu sein. Dies gilt für das allgemeine Berufsle-
ben ebenso wie für den öffentlichen Dienst bzw. die Landes-
verwaltungen mit ihrer Landespolizei. Die Vereinbarkeit von
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Beruf und Familie, die Balance von Arbeit und Freizeit und die
Gesundheitsprävention sind unverzichtbare Rahmenbedingun-
gen für einen erfolgreichen und lukrativen Arbeitgeber. Die
Gestaltung der Arbeit in der Polizei hat dabei unmittelbare
Auswirkungen auf die Attraktivität des Polizeiberufs und damit
auch auf die mittel- bis langfristige Nachwuchssicherung. Zwar
bieten die Länderpolizeien ihren Mitarbeitern3 vielfältige Betä-
tigungsfelder und breite berufliche Entwicklungsmöglichkeiten,
ein wesentlicher Aspekt der Polizeiarbeit ist und bleibt jedoch
die Dienstleistung zu ungünstigen Zeiten – sei es in der Nacht,
an Wochenenden oder an Feiertagen. Hier entstehen besondere
gesundheitliche und soziale Belastungen, die zwar nicht voll-
ständig aufgelöst, wohl aber vermindert werden können.

Die Vielfalt des Polizeiberufs und die Breite der Polizeiorga-
nisation in den Ländern, einhergehend mit der Pluralität der
Lebensentwürfe und Interessen ihrer Angehörigen, setzen bei
der Dienstplangestaltung und dem dienstlichen Zusammen-
wirken ein hohes Maß an Kommunikationsbereitschaft und
Kompromissfähigkeit voraus. Gesundheitsorientierte Arbeits-
zeitmodelle, Entlastungen für die besonders gesundheits- und
sozial beeinträchtigenden Dienste sowie die Anerkennung für
die Frauen und Männer, die sich diesen Anforderungen stellen,
haben aus Sicht der Mitarbeiter heute eine andere Bedeutung,
als noch vor Jahren oder Jahrzehnten.

Diese Erkenntnisse müssen in Leitlinien für den Arbeits-
zeiterlass einer modernen und zukunftsorientierten Landes-
polizei münden. Das alles klingt zwar logisch, für viele sogar
banal, bedeutet bei der handwerklichen Umsetzung eines neuen
Arbeitszeiterlasses aber ein zuweilen zähes Ringen um tragfähige
Kompromisse. Abweichende, keinesfalls homogene Mitarbeiterin-
teressen sind mit den Organisationszielen und – nicht zu ver-
gessen – dem gesetzlichen Auftrag in Einklang zu bringen. Zu
glauben, dass hierbei am Ende hundertprozentige Zustimmung,
oder gar Begeisterung erzielt werden könne, setzt ein hohes Maß
an Optimismus, um nicht zu sagen Naivität, voraus.

3 Ein neuer Arbeitszeiterlass für die Polizei
Schleswig-Holstein

Der in die Jahre gekommene Arbeitszeiterlass4 für die
Landespolizei SH wurde durch Berufs- und Personalvertretungen
aus gutem Grund kritisiert. Das Altwerk aus 2005 bot bei Weitem
keine brauchbare Grundlage mehr für die Herausforderungen der
Gegenwart oder der (näheren) Zukunft. Dass der neue Arbeits-
zeiterlass etwas länger auf sich warten lassen musste, lag haupt-
sächlich an den enormen Herausforderungen des täglichen Polizei-
dienstes und an der Komplexität der zu klärenden Details. Lange
Zeit waren zahlreiche Facetten, die ein Arbeitszeiterlass regeln
sollte, in der Diskussion bzw. noch nicht entscheidungsreif. Zu
nennen sind beispielhaft die Verkürzung der Wochenarbeitszeit für
belastende Polizeidienste, das Thema „Umziehen und Rüsten“, die
Erfassung von Abwesenheiten im Zeiterfassungssystem, der krimi-
nalpolizeiliche Bereitschaftsdienst oder aber die Frage nach ange-
messenen Mindestruhezeiten. Auch wenn schleswig-holsteinische
Polizisten „dort arbeiten dürfen, wo andere Urlaub machen“ und
auch wenn die Nordlichter laut statistischen Umfragen angeblich
zu den glücklichsten Menschen in Deutschland zählen, waren
manche Prozesse alles andere als einfach.

Exemplarisch werden in den folgenden Absätzen folgende
Aspekte näher beleuchtet:
f Die Verkürzung der Wochenarbeitszeit für besondere gesund-

heitliche Beanspruchungen
f Die Bereitschaftsdienste der Kriminalpolizei

f Der Beginn und das Ende der anzuerkennenden Arbeits- bzw.
Dienstzeit

f Das vor- und nachlaufende Erfassen von Umzieh- und
Rüstzeiten

f Die Mindestruhezeiten zwischen den Diensten

Abgerundet wird diese Betrachtung durch einen kurzen Blick
auf weitere arbeitszeitrechtliche Belange – auf Teilzeitbeschäf-
tigungen, die Verbindlichkeit des Dienstplans, die Gewährung
garantierter Freizeitblöcke, den Abbau von Mehrarbeit sowie
die Leitlinien für die Dienstplangestaltung und die zulässigen
Schichtmodelle.

4 Die Verkürzung der Wochenarbeitszeit bei
besonderen Beanspruchungen

Gut die Hälfte aller Bundesländer ermöglicht ihren Polizeibeam-
ten einen früheren (abschlagsfreien) Eintritt in den Ruhestand,
wenn im Laufe des Dienstlebens bestimmte Verwendungen wahr-
genommen wurden. Die Anforderungskataloge und das Procedere
in den Ländern sind dabei ausgesprochen unterschiedlich. Mal sind
nur bestimmte Jahre in klassischen 24/7-Einheiten antragsfähig
(Wechselschichtdienst), mal sind es Tätigkeiten in Einsatzhun-
dertschaften, in Tauchergruppen, in Hubschrauberstaffeln oder
in besonderen Ermittlungseinheiten (z.B. Kapitaldelikte oder Kin-
derpornografie). Mal gibt es feste Stichtage („Wer 25 Jahre voll
hat, kann 2 Jahre früher gehen!“), mal wird gestaffelt („Für x Jahre
besonderer Dienstbelastung darf man x Monate früher gehen“). In
den meisten Ländern liegt diese Option im Benehmen der einzel-
nen Mitarbeiter, in einigen gibt es aber auch restriktive Regelun-
gen (quasi eine vorzeitige „Zwangspensionierung“).

Grundsätzlich will auch die Polizei SH den (freiwilligen) „vor-
zeitigen Belastungsruhestand“ ins Auge fassen (was optional auch
im Koalitionsvertrag der Jamaica-Landesregierung fixiert ist), hat
sich vorerst aber für einen abweichenden Weg entschieden: Hand-
lungsleitend ist hier die Überzeugung, dass besondere berufliche
Anstrengungen nicht erst nach Jahren oder Jahrzehnten aner-
kannt und ausgeglichen werden sollten, sondern dass Belastungen
unmittelbar in Entlastungen münden müssen. Aus diesem Grund
wurde in Schleswig-Holstein die Reduzierung der Wochenarbeits-
zeit für Mitarbeiter in besonders belastenden Dienstformen in die
AZVO aufgenommen. Mehr als 10 Verwendungsjahre (summarisch)
führen zur Absenkung um drei Wochensollstunden, mehr als 20
Jahre zu einer fünfstündigen Reduzierung.5 Das klingt erst einmal
nach einer guten und vor allem sehr Mitarbeiter orientierten Idee.
Die tatsächliche Umsetzung (und Fixierung im Arbeitszeiterlass
der Landespolizei) hatte es dann aber in sich. Die ursprüngliche
Vorstellung, den Adressatenkreis allein am klassischen Wechsel-
schichtdienst6 (Revierwachen, Leitstellen, Kriminaldauerdienste)
festzumachen, fand in breiten Mitarbeiterkreisen – unterstützt
durch Personalvertretungen und Berufsverbände – kaum Akzep-
tanz. Letztlich führte ein Klärungsgespräch zwischen der Landes-
polizeiführung und dem Innenminister zur Entscheidung, dass
drei Kriterien für die o.g. Verkürzung der individuellen Wochenar-
beitszeit kumulativ erfüllt sein müssen, nämlich
1) eine (summarisch) mindestens 10-jährige Dienstverwen-

dung, in der
2) pro Jahr mindestens 440 Nachtdienststunden zu leisten

waren/sind und
3) die in täglich wechselnden Diensten (mit festem Dienstplan)

entstanden/entstehen.

Hiervon profitieren in SH nunmehr rund 900 Polizeibeamte
(etwa 13% des Vollzugspersonals). Begehrlichkeitsdiskussionen
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aus Reihen der nicht Begünstigten sind seltener geworden, aber
noch nicht verstummt. Da die verkürzten Wochenarbeitssolle
in den einzelnen Dienststellen naturgemäß Löcher reißen, sind
personelle Ausgleichsmaßnahmen zu ergreifen, die nur durch
die Einstellung von zusätzlichem Vollzugspersonal zu realisie-
ren sind. Ergänzt sei der Hinweis, dass die Landespolizei SH für
das Konzept der Wochenarbeitszeitverkürzung 2019 den Deut-
schen Personalrätepreis in Gold erhalten hat.

5 Kriminalpolizeiliche Bereitschaften

Der neue Arbeitszeiterlass der Landespolizei Schleswig-Holstein
hat verbindlich festgelegt, dass Rufbereitschaften (also Bereit-
schaften in der Wohnung mit 15% Zeitanerkennung, aber ohne
jegliche Erschwernisausgleiche) für die Sicherstellung der krimi-
nalpolizeilichen Grundversorgung (hier bekannt unter der Bezeich-
nung „Beamte vom Dienst“) nicht mehr zulässig sind. Für diese
Form der kriminalpolizeilichen Mindestverfügbarkeit ist nunmehr
Volldienst oder die Bereitschaft „B50“ zu planen (also der Aufent-
halt auf der Dienststelle mit 50% Zeitanerkennung und 100%ige
Gewährung von Erschwernisausgleichen, d.h. DzuZ und Zusatzur-
laub für Nachtdienste). Solche Bereitschaften auf der Dienststelle
dürfen jedoch nur dann angeordnet werden, wenn dafür eine ent-
sprechende „Ruhe-Logistik“ geschaffen wurde. Gelingt das – aus
welchen Gründen auch immer – nicht, ist Volldienst zu leisten.7

In SH war dies allerdings nur als Zwischenschritt zu betrach-
ten, da entschieden wurde, sich vollständig von Bereitschaften
oder Sonderdiensten (für die kriminalpolizeiliche Grundversor-
gung) zu lösen. Aktuell wird stattdessen eine flächendeckende
Kriminaldauerdienst-Organisation8 etabliert. Die Mehrheit der
Kripo-Beamten freut sich darauf, da der Bereitschaftsdienst
in der Privatwohnung, erst recht aber der auf der Dienststelle,
zunehmend als unzumutbar empfunden wird.

6 Erfassung von Dienstzeiten

Wann beginnt eigentlich unsere Arbeit? Was darf man in Zeiterfas-
sungssystemen verbuchen und was nicht? Die Anfahrt zur Dienst-
stelle sicher nicht – außer vielleicht in Fällen der Wohnungsbe-
reitschaft oder einer Alarmierung. Was ist mit der Zeit, in der das
Fahrzeug auf dem Dienststellenareal oder außerhalb davon abge-
stellt wird? Was ist mit dem Gang zum Dienstgebäude, mit dem
Betreten des Hauses und dem Erreichen des eigenen Büros, mit
dem Aufrüsten des dienstlichen Equipments oder mit der Zeit,
die man für das Anlegen der Uniform braucht? Hierüber herr-
schen – sofern es nicht in Erlassen festgeschrieben ist – offen-
bar ambivalente Vorstellungen, die zu inakzeptablen individuellen

Interpretationsspielräumen führen. Der Arbeitszeiterlass für die
Landespolizei Schleswig-Holstein hat dies nun erstmalig verbind-
lich festgelegt. Kritische Kollegen fragten sich indes, „warum man
denn immer alles so kleinteilig verschriften muss“. Die Antwort ist
einfach: Weil bei Ansprachen durch Vorgesetzte häufig reflexartig
zwei Fragen gestellt werden: „Wer sagt das?“ und „Wo steht das?“

Für die Polizei SH gilt: Mit Betreten des Dienststellengebäudes,
das den eigenen Arbeitsplatz beherbergt, beginnt die Arbeitszeit
und mit Verlassen dieses Gebäudes endet sie. In dieser Zeit erfol-
gen sämtliche dienstlich erforderliche Vor- und Nachbereitungs-
handlungen, z.B. das Auf- und Abrüsten und das An- und Ablegen
der Uniform9. „Umziehen ist Dienstzeit?“ wird sich jetzt der eine
oder andere fragen, „das war doch noch nie so!“. Stimmt! Nach bis-
heriger Verwaltungsrechtsprechung ist der Dienstherr nicht unbe-
dingt verpflichtet, Umziehzeiten anzuerkennen oder in Zeiterfas-
sungssystemen zu vergüten. Bisher galt sinngemäß „Trotz einer
Uniformpflicht handelt es sich beim Anlegen der Dienstkleidung um
eine typische Vorbereitungshandlung, die zur Aufnahme des Dienstes
notwendig und der allgemeinen Lebensführung zuzurechnen ist“.10

Hierüber durfte man schon immer geteilter Meinung sein! Darüber
hinaus haben jüngere – anderslautende – Orientierungssätze des
BAG zum An- und Ablegen von Dienstbekleidung in Krankenhäu-
sern für Aufmerksamkeit gesorgt.11 Dies betraf zwar ein anderes
Bundesland und regelt nicht explizit den Polizeibereich, führte
den Erlassgeber in SH aber zur Überzeugung, dass hier innovativ
und zukunftsweisend eine für die Mitarbeiter günstigere Festle-
gung vertretbar ist. Der denkbare Effekt, dass durch Zeiterfassung
des vor- und nachlaufenden Umziehens nun Berge von zusätzli-
chen (Mehrarbeits-)Stunden entstehen könnten, dürfte nicht
eintreten, da Umziehen und Rüsten grundsätzlich innerhalb der
im Dienstplan vorgesehenen Schicht-/Arbeitszeiten erfolgen sol-
len. Die polizeiliche Grundversorgung (d.h. die ggf. sekunden-
schnelle Wahrnehmung unaufschiebbarer Soforteinsätze) können
ggf. durch Überlappungsplanungen sichergestellt werden. Sollten
Mitarbeiter – aus ihrem ehrenhaften Berufsverständnis heraus –
für sich entscheiden, dass sie immer vollaufgerüstet zum Beginn
ihrer Arbeitseinheit bereitstehen und erst nach Ende der Schicht
mit dem Abrüsten und Umziehen beginnen, sorgt ein Urteil des
BVerwG mit drei deutlich herausgestellten Aspekten für Klarheit:12

1) Kraft seiner Organisationsgewalt ist es allein Aufgabe des
Dienstherrn, die konkreten Arbeitszeiten für die Beamten
festzulegen.

2) Die Gewährleistung der allgemeinen Sicherheit während des
Schichtwechsels ist allein Aufgabe des Landes.

3) Es steht den einzelnen Polizeibeamten nicht zu, eigen-
mächtig [davon] abzuweichen und dafür einen Ausgleich zu
beanspruchen.

7 Ruhezeiten zwischen zwei Arbeitseinheiten

Die Mindestruhezeit zwischen zwei Arbeitseinheiten bzw. Diensten
soll elf Stunden dauern; so fordert es das EU-Recht13. Und so macht
der „echte Norden“14 das auch. Nach der Arbeitszeitverordnung des
Landes SH kann die oberste Dienstbehörde hierbei jedoch Ausnah-
men für Bereiche zulassen, in denen die Kontinuität des Dienstes
gewährleistet sein muss und in denen die Arbeitszeiten über den
Tag verteilt sind.15 Unstrittig ist beides bei der Landespolizei der
Fall. Die Frage ist indes, ob man die bestehenden Ausnahmemög-
lichkeiten tatsächlich nutzen muss. Bislang wurde das vielerorts so
gesehen und zugelassen. Nicht zuletzt vor den aktuellen Diskus-
sionen um gesundheitliche Entlastungen und gesundheitsorien-
tierte Schichtmodelle kam der Erlassgeber allerdings zur Überzeu-
gung, die „EU-Empfehlung“ einschränkungslos umzusetzen. Dies
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folgte zwar im Wesentlichen den Interessen von Personalvertre-
tungen und Berufsverbänden, stieß in der Mitarbeiterschaft aber
nicht überall auf Verständnis. Gerade dort, wo Dienststellen noch
mit sogenannten „rückwärts rollierenden Schichtfolgen“16 arbeiten,
wurden die elf Stunden Mindestruhe zwischen den Spät- und Früh-
diensten häufig unterschritten. Um diesen Einheiten den notwen-
digen Zeitraum für die Umstellung zu geben, wurden Übergangs-
regelungen gefunden. Ab dem 1.1.2021 werden allerdings keine
Ausnahmen mehr zugelassen. Die handwerkliche Lösung kann hier
im Übrigen nicht darin bestehen, den Regelnachtdienst dann eben
kurzerhand von neun oder zehn auf elf Stunden zu verlängern. Das
wäre im Kontext einer zu optimierenden gesundheitsorientierten
Ausrichtung polizeilicher Arbeitszeiten geradezu kontraproduktiv,
um nicht zu sagen absurd. Die Lösung sollte in der Umstellung
von einem rückwärts in ein vorwärts rollierendes Schichtmodell
liegen. Die Frage, ob Doppeldienste (z.B. Früh- und Nachtdienst
an einem Tag) erlaubt sein sollten, hat sich mit der konsequenten
Anwendung der 11-Stunden-Mindestruhe im Prinzip erledigt. Ein
„Doppelschlag“ erscheint kaum noch organisierbar! Formell unter-
sagt der Arbeitszeiterlass dies daher auch gar nicht, spricht aber
die Empfehlung aus, hiervon Abstand zu nehmen.

8 Weitere Neuregelungen im Blitzlicht …

f Für die Fortentwicklung von Schicht- und Arbeitszeitmodellen
wurden keine strikten Vorgaben gemacht, sondern Leitlinien auf-
genommen und mit Musterdienstplänen visualisiert. Sofern nicht
gegen die rechtlichen Bestimmungen des Arbeitszeiterlasses bzw.
die rahmengebenden arbeitszeit- und arbeitsschutzrechtlichen
Gesetze und Verordnungen verstoßen wird, kann jede Dienst-
stelle nach einem Schichtrhythmus arbeiten, der am besten zu
ihr passt (Mitarbeiterzufriedenheit, Altersdurchschnitt, Teilzei-
ten, Wohnsituationen, besondere Schwerpunkte usw.).

f Bereits seit 2016 garantiert die Landespolizei allen Mitarbei-
tern des Schicht- und Schwerpunktdienstes einen 72-Stun-
den-Freiblock pro Monat, vornehmlich an Wochenenden (oder
alternativ zwei Blöcke à 60 Stunden). Diese Dienstvereinba-
rung wurde nunmehr in den Arbeitszeiterlass integriert.

f In Schicht- und Schwerpunktdiensten darf innerhalb von 28
Tagen bis zu neunmal länger als 10 Stunden gearbeitet wer-
den, wenn dadurch zusätzliche Freischichten oder längere

Regenerationsphasen an anderer Stelle entstehen.17

f Wird eine Teilzeitbeschäftigung aufgegeben, kann eine
erneute Teilzeit frühestens erst wieder nach drei Monaten
beginnen. Hier gilt es nicht zuletzt Teilzeitunterbrechungen
zu Urlaubszwecken vorzubeugen.

f Der Arbeitszeiterlass trifft Aussagen zur Verbindlichkeit
des Dienstplans. Zu einem bestimmten Zeitpunkt brauchen
die Mitarbeiter verlässliche Klarheit, um z.B. kostenträch-
tige Rechtsgeschäfte eingehen zu können (Konzertkarten
kaufen, Reisen buchen u.Ä.). Unter bestimmten Voraus-
setzungen können sie nunmehr Schadenersatz durch den
Dienstherrn beanspruchen, wenn sie trotz einer für sie
abgeschlossenen Dienstplanung kurzfristig in den Dienst
geholt werden und ggf. auf bereits entstandenen Kosten
„sitzen bleiben“.

f Für den Abbau unzulässig hoher Mehrarbeitsstundenstände
bis Ende 2022 ist ein abgestuftes Verfahren beschrieben.

f Es wurden erforderliche Sonderregelungen für den
Bootsdienst der Wasserschutzpolizei auf der Nord- und
der Ostsee sowie für den polizeilichen Präsenzdienst
auf den Inseln Helgoland, Amrum, Föhr und Pellworm
aufgenommen.

9 Resümee

Der Erlassgeber und die Mitbestimmungsgremien sind davon über-
zeugt, mit dem Arbeitszeiterlass für die Landespolizei SH ein
modernes Regelwerk geschaffen zu haben, das eine Vielzahl wider-
streitender Interessen zu vermittelbaren Lösungen vereint hat.
Ziel war die Schaffung eines „Werkzeugkastens“, aus dem sich die
Mitarbeiter bzw. die Einheiten, denen sie angehören, die für sie am
besten passenden Instrumente auswählen können. Dass Kollegen
mit geringerer Kompromisskompetenz, die ihre Standpunkte nicht
zu einhundert Prozent durchsetzen durften, unzufrieden sein
könnten, gehört zum (demokratischen) Geschäft. Es wird wohl
immer Mitarbeiter geben, denen man es nie recht machen kann.

Oder wie sagte einmal ein Dienststellenleiter: „Da könnten
wir die Dienststelle auch in die Karibik verlegen – nach spätes-
tens zwei Tagen gäbe es die ersten Beschwerden […] entweder
weil das Meer zu warm und die Fische zu bunt sind oder weil das
Zitroneneis zuneige geht“.

Anmerkungen

1 Polizeidirektor Frank Ritter ist seit 1983 Angehöriger der Landespolizei Schleswig-
Holstein und seit 2003 im höheren Polizeivollzugsdienst (LG 2.2). Zahlreichen Funk-
tionen im operativen Dienst und im Innenministerium folgte die aktuelle Verwen-
dung als Einsatzreferent der Landespolizei. Seit 2003 ist Frank Ritter Dozent für
Einsatzmanagement im Fachbereich Polizei der FHVD.

2 Jeder Verkehrspolizist hat im Übrigen seinen persönlich zugewiesenen Streifenwa-
gen, den er nach vollendeter Schicht mit nach Hause nimmt. Die VÜ läuft insofern
offenbar (zumindest temporär) partnerlos, was den deutschen Eigensicherungs- und
Fürsorge-Vorstellungen kaum standhält.

3 Alle Personalbezeichnungen gelten allgeschlechtlich (m/w/d).
4 Eine AZVO für die Polizei existiert in Schleswig-Holstein nicht. Über die AZVO der

Landesverwaltung hinaus werden polizeispezifische Arbeitszeitbelange durch Erlass
geregelt.

5 Die Reduzierungen erfolgen bis 2022 gestaffelt in mehreren Jahresschritten, die in §
10 der AZVO SH für den Polizei- und den Justizvollzugsdienst fixiert sind.

6 Der Arbeitszeiterlass der Polizei SH nimmt keine Unterscheidung zwischen den
Begriffen Schichtdienst und Wechselschichtdienst mehr vor – die Definitionsunter-
schiede waren ohnehin nie klar verständlich vermittelbar. Begrifflich werden nur
noch der Schichtdienst, der Schwerpunktdienst und der Tagesdienst an Werktagen
unterschieden.

7 Es existiert eine gewisse Klagewilligkeit mit dem Ziel, Bereitschaften grundsätzlich in
eine 100%ige Zeitvergütung münden lassen zu wollen. Solche Bereitschaften wird es
in SH nicht geben. Sie wären den – ohne Ruhemöglichkeiten – Volldienst leistenden
Kollegen kaum vermittelbar.

8 Kriminaldauerdauerdienste gab es bis dato nur in den größeren Städten Kiel und
Lübeck.

9 Dienstlich erforderliches Briefing erfolgt innerhalb der vorgesehenen Arbeitseinheiten

und bindet grundsätzlich keine zusätzliche Dienstzeit. Für die Übergaben der Dienst-
gruppenleiter u.a. gilt das nicht.

10 Siehe BVerwG v. 25.8.2011, Az. 2 B 38.11; zum Streit über das Rüsten als Dienstzeit:
OVG Münster v. 3.11.2016, Az. 6 A 2250/14; BVerwG v. 25.8.2011, Az. 2 B 38.11; VG
Düsseldorf v. 26.11.2013, Az. 2 K 7657/12; VG Gelsenkirchen v. 29.9.2014, Az. 1 K
5363/13; VG Arnsberg v. 11.3.2015, Az. 2 K 2212/12.

11 BAG v. 25.4.2018, Az. 5 AZR 245/17; v. 6.9.2017, Az. 5 AZR 382/16 (Auszüge: „Eine
auffällige Dienstkleidung liegt vor, wenn der Arbeitnehmer aufgrund ihrer Ausgestal-
tung in der Öffentlichkeit einem bestimmten Berufszweig oder einer bestimmten Bran-
che zugeordnet werden kann. […] Beim An- und Ablegen einer besonders auffälligen
Dienstkleidung leistet ein Arbeitnehmer vergütungspflichtige Arbeit. Der hierfür not-
wendige Zeitaufwand ist ausschließlich fremdnützig, weil er auf der Arbeitgeberwei-
sung zum Tragen der Dienstkleidung während der Arbeitszeit beruht.“)

12 BVerwG v. 20.9.2018, Az. 2 C 44/17.
13 Art. 3 der EU-Richtlinie 2003/88/EG zur Arbeitsgestaltung.
14 Verbindlicher Heimat-Slogan des Landes Schleswig-Holstein.
15 § 7 Absatz 2 AZVO SH.
16 Rückwärts rollierend ist die Schichtfolge „Spät – Früh – Nacht“, vorwärts rollierend

ist die Schichtfolge „Früh – Spät – Nacht“.
17 Diese Regelung kann kaum als ideal bezeichnet werden, folgt aber den organisato-

rischen und personellen Möglichkeiten und Grenzen der Landespolizei SH. Zudem
wurde parallel zur Erlasserstellung an mehreren Standorten ein alternatives Schicht-
modell pilotiert, das auf der einen Seite drei vollständige 72-Stunden-Freiblöcke
im Monat vorsieht, das auf der anderen Seite naturgemäß aber zu einer deutlichen
Arbeitsverdichtung binnen kurzer Zeitspannen führt (u.a. unter Nutzung von 8-9
Diensten, die länger als 10 Stunden dauern). Da dieses Pilotprojekt einerseits höchste
Akzeptanzwerte in der Mitarbeiterschaft erreichte, andererseits – ohne zwischenzeit-
liche Äußerung von Bedenken – medizinisch-wissenschaftlich durch das UNI-Klini-
kum SH begleitet wurde, sah sich der Erlassgeber nicht veranlasst, diese Entwicklung
durch zu große Restriktionen zu konterkarieren.
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Seniorenprävention
Schutz älterer Menschen vor

Straftaten
Von EKHK a.D. Klaus Kemper, Duisburg1

1 Allgemeines

Im Allgemeinen besteht der Sinn polizeilicher Kriminalprävention
darin, die Bürger auf kriminelle Phänomene verschiedenster Art
hinzuweisen und sie durch Aufklärung und Verhaltenstipps davor
zu bewahren, selbst Opfer derartiger Straftaten zu werden. Beson-
ders prägnante Entwicklungen, wie etwa auf dem Gebiet der Eigen-
tums- oder Jugendkriminalität, haben die Bildung der verschie-
denen Sachraten in den Vorbeugungskommissariaten beeinflusst.
Die zweite wichtige Aufgabe der polizeilichen Präventionsbeamten
besteht außerdem darin, das subjektive Sicherheitsgefühl der Men-
schen zu stärken. Dieses kann vor allem durch die Berichterstat-
tung der Medien beeinflusst werden, die heutzutage örtliche wie
überörtliche Straftaten bis in den letzten Winkel der Bundesrepub-
lik transportieren und auch über sog. „Angsträume“ berichten, die
mittlerweile in geradezu jeder bundesdeutschen Gemeinde existie-
ren. Dabei handelt es sich z.B. um schlecht beleumundete Quar-
tiere, in der Dunkelheit unzureichend ausgeleuchtete Parkanla-
gen, einsame U-Bahnhöfe oder unübersichtliche Verbindungswege.
Obwohl an solchen Örtlichkeiten objektiv betrachtet kaum mehr
Straftaten begangen werden als anderswo, fühlen sich Bürger dort
oft unsicher – das subjektive Sicherheitsgefühl ist beeinträchtigt.
Derartige Faktoren vermitteln vielen Menschen das Gefühl, das
Leben sei in den letzten Jahren immer gefährlicher geworden. Das
gilt insbesondere für ältere Menschen, deren Kriminalitätsfurcht in
der Regel besonders ausgeprägt ist, obwohl die Polizeiliche Krimi-
nalstatistik 2018 lediglich knapp 12.000 Personen ab 60 Jahren als
Geschädigte von Gewaltkriminalität auswirft (7,3% aller 163.303
Geschädigten). Einer der Gründe dafür dürfte die körperliche Kon-
stitution älterer Menschen sein, die sie oft scheinbar zu potentiel-
len Opfern macht.

Ein typisches Beispiel dafür ist die Sorge von Seniorinnen, sie
könnten Geschädigte eines Handtaschenräubers werden. Dass
dieses Delikt 2018 mit etwa 1.600 Fällen (4,3% aller regist-
rierten Taten) verhältnismäßig selten vorkam und dabei nicht
einmal die Hälfte der Geschädigten ältere Damen waren, solche
relativierenden Aussagen sind ein wichtiger Bestandteil auf-
klärender und dadurch nicht zuletzt beruhigender Prävention.
Darüber hinaus liegt ein besonderer Schwerpunkt der Vorbeu-
gungsarbeit mit Senioren darin, über Straftaten aufzuklären,
die tatsächlich alte Menschen als bevorzugte Zielgruppe haben
und zum Großteil in den Bereich der Betrugskriminalität fallen.
Dabei stehen die jeweiligen Tatbegehungsmerkmale im Vorder-
grund, da sie vom potentiellen Opfer erst als solche erkannt
werden müssen, um dann entsprechend reagieren zu können.

Das gilt dementsprechend in besonderem Maße auch für das
Massendelikt „Taschendiebstahl“ mit insgesamt 104.196 angezeig-
ten Fällen im Jahr 2018, bei denen tatsächlich häufig Menschen
über 60 Jahre als Geschädigte erfasst wurden. Natürlich transpor-
tiert die Polizei geeignete Verhaltenstipps bei Vorträgen oder in

Form von Aktionen im Rahmen größerer Veranstaltungen gene-
rell an alle Altersgruppen, die Problematik wird allerdings gerade
in der Seniorenprävention immer wieder besonders thematisiert,
damit die älteren Menschen die in der Öffentlichkeit gebotenen
Vorsichtsmaßnahmen nicht aufgrund altersbedingter Unsicherheit
außer Acht lassen. Darüber hinaus ist es auch wichtig, sich mit
denjenigen Senioren auseinanderzusetzen, die glauben, sich mit
Tränengas oder ähnlichen Abwehrwaffen ausrüsten zu müssen,
um sich gegen eventuelle Angreifer wehren zu können. Hier gilt
es, Überzeugungsarbeit zu leisten, dass sie im Ernstfall möglicher-
weise aufgrund einer natürlichen Hemmschwelle nicht in der Lage
sind, die mitgeführten Geräte einzusetzen und Gefahr laufen, dass
diese dann sogar gegen sie selbst gerichtet werden.

2 Typische Trickbetrügereien zum Nachteil
von Senioren

Wie bereits angesprochen, werden Senioren häufig Opfer von
Trickbetrügern, die in oft perfider Art und Weise deren Vertrauen
erschleichen und sie dann – darauf aufbauend – um ihr Bargeld,
Schmuck oder andere Wertgegenstände erleichtern. Besonders
geeignet sind dabei vor allem diejenigen Menschen, deren Hilfs-
bereitschaft, Gutgläubigkeit oder auch altersbedingte Unsicher-
heit es den Tätern erleichtern, ihre jeweilige Masche erfolgreich
durchzuziehen. Deshalb gestalten sich die entsprechenden kri-
minalpräventiven Bemühungen bei dieser Altersgruppe derge-
stalt, dass in Vortrags– oder Projektform insbesondere die gängi-
gen und im weiteren Verlauf dieses Beitrags aufgeführten Tricks
erklärt und geeignete Gegenmaßnahmen benannt werden.

2.1 Betrug an der Wohnungstür

Aufgrund häufiger Unsicherheit im öffentlichen Raum ist für
viele Senioren die eigene Wohnung der sicherste Zufluchtsort.
Die Wohnungstür bedeutet für sie einen gewissen Schutz vor
der Außenwelt, und in die eigenen vier Wände lassen sie nur
Verwandte und Freunde, die meist ohnehin die einzigen Men-
schen sind, die sie besuchen. Steht plötzlich eine unbekannte
Person vor der Türe, ist das für viele alte Menschen eine unge-
wohnte Situation, die sie unsicher macht. Mögliche Straftäter
versuchen in der Regel, den vermutlich ersten Impuls des Woh-
nungsinhabers, dem Fremden die Tür nicht zu öffnen, durch
geschickte Taktiken auszuhebeln. Die Maschen der Täter sind
vielfältig, und es gibt es immer wieder neue Modi Operandi,
allerdings auch einige fest etablierte Klassiker, wie zum Beispiel
f den Glas-Wasser-Trick (Wegen eines vorgetäuschten körper-

lichen Unwohlseins wird um ein Glas Wasser zur Einnahme
einer dringend benötigten Tablette gebeten)
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f den Zettel-Trick (Aufgrund der angeblichen Abwesenheit
eines Nachbarn wird um die Möglichkeit gebeten, diesem eine
schriftliche Nachricht an der Türe hinterlassen zu können)

f den Stromableser-Trick (Angebliche Mitarbeiter von Betrie-
ben, wie z.B. den Stadtwerken, wollen in der Wohnung ent-
sprechende Überprüfungen durchführen, die durch den Ver-
mieter angekündigt worden sein sollen, was natürlich nie
geschehen ist. Die älteren Bewohner sind oft schnell zu ver-
unsichern und lassen die Fremden ein)

f der Amtsträger-Trick (Menschen, die vorgeben, im Auftrag
einer Behörde tätig zu werden, haben bei vielen Senioren per
se einen Vertrauensvorschuss und zerstreuen durch souveränes
und überzeugendes Auftreten häufig sehr schnell letzte Beden-
ken. Das gilt ganz besonders für angebliche Polizeibeamte)

Wie auch immer die Täter agieren, ihr Ziel ist grundsätzlich,
in die aufgesuchten Wohnungen hineingelassen zu werden. Ist
das gelungen, wird in der Regel versucht, einer weiteren Person
unbemerkt Zugang zu verschaffen, damit diese in den Räumen
nach Geld oder Wertsachen suchen kann, während der Bewoh-
ner durch die zweite Person abgelenkt wird. Falsche Polizeibe-
amte müssen oft nicht einmal heimlich stehlen, sondern lassen
sich mit einer entsprechenden Legende durch die gutgläubigen
Geschädigten Barmittel oder Wertsachen direkt aushändigen.

Vor diesem Hintergrund werden die Senioren im Rahmen der
Präventionsvorträge zunächst grundsätzlich vor dem arglosen Öff-
nen der Wohnungstüre gewarnt. Auch ein vorhandener Türspion
ist nur begrenzt hilfreich. Ein Kastenriegelschloss erlaubt den bes-
seren Überblick, ohne dass die Türe eventuell von außen problem-
los aufgedrückt werden kann. Das Glas Wasser wie auch Stift und
Papier können problemlos durch den entstandenen Spalt gereicht
werden – was den Fremden aber meist kaum noch interessiert, da
der eigentliche Anlass für den Auftritt kaum noch durchführbar
erscheint. Der angeblich angekündigte Stromableser wird schnell
wieder verschwinden, wenn der Wohnungsbesitzer einen Rückruf
beim Vermieter oder dem Arbeitgeber des Besuchers ankündigt.
Durch Arbeitskleidung sollte man sich ebenso wenig täuschen
lassen, wie durch angebliche Ausweise, da diese verhältnismäßig
leicht herzustellen bzw. nachzumachen sind.

Selbst der angebliche Polizist in Zivilkleidung sollte in jedem
Fall nach Kriminalmarke und Polizeiausweis gefragt werden.
Echte Beamte haben auch Verständnis, wenn der Bürger sich
zusätzlich in der jeweiligen Polizeidienststelle fernmündlich
absichert. Dabei ist wichtig, dass Anrufe zur Verifizierung des
Arbeitsauftrages nie bei einer von dem Menschen vor der Türe
angegebenen Nummer erfolgen soll, da es sich bei der dann
erreichten Person um einen Komplizen handeln könnte.

2.2 Dubiose Haustürgeschäfte

Immer wieder tauchen Vertreter unseriöser Firmen bei Hausbesit-
zern auf und bieten notwendige Ausbesserungen an den Immobi-
lien zunächst weit billiger als andere Betriebe an. Angebliche Prob-

leme verteuern die Arbeiten in der Regel dann
letztendlich erheblich. Insbesondere die Seni-
oren unter den übervorteilten Auftraggebern
werden dann, falls nötig, mit psychologischen
Druckmitteln derart eingeschüchtert, dass
sie die geforderten Geldsummen letztendlich
doch bezahlen. Darüber hinaus sind auch die
meisten nur unzureichend über ihre Rechte
als Verbraucher informiert (vgl. dazu §§ 312
ff. BGB). Entsprechende Aufklärung sowie das
Benennen betrügerischer Tricks, mit denen

die Bestimmungen unterlaufen werden sollen (z.B. ein Vertrag
ohne Datum oder unzureichende Firmenangaben), sind ebenso ein
Bestandteil kriminalpräventiver Arbeit mit älteren Menschen, wie
Verhaltenshinweise im Zusammenhang mit den unter Ziffer 2.3
aufgeführten Delikten.

2.3 Betrug am Telefon

Seit geraumer Zeit werden zweifelhafte fernmündliche
Gewinnversprechen registriert, die sich zwar nicht ausschließ-
lich an Senioren wenden, in dieser oft unsicheren Altersgruppe
aber die meisten Opfer finden und deren Ziel darin besteht, mit
geschickten Fragen an möglichst viele Personendaten zu gelan-
gen oder unnötige bzw. teure Verträge abzuschließen.

Eine besonders perfide Art auf ältere Menschen abgestimm-
ter krimineller Telefonaktionen ist der Enkeltrick, bei dem die
Opfer aufgrund ihrer eher altmodischen Vornamen ausgesucht
werden. Oft im Ausland befindliche Straftäter suggerieren durch
geschickte Gesprächsführung, der Anrufer sei z.B. der Enkel, der
sich in einer erheblichen finanziellen Notsituation befindet. Oft
gelingt es tatsächlich, die Senioren dazu zu bringen, eine grö-
ßere Geldsumme zu besorgen und sie dann, da der angebliche
Verwandte natürlich nicht selbst kommen kann, einem Boten
auszuhändigen, was dann deren endgültigen Verlust bedeutet.

2.4 Kaffeefahrten

Immer wieder Thema bei Präventionsveranstaltungen sind sog.
„Kaffeefahrten“, deren Veranstalter sich insbesondere an ältere
Menschen wenden, die gerne an einem preiswerten Tagesaus-
flug mit Gleichaltrigen verbunden mit einem möglichen Gewinn
teilnehmen. Ihnen wird durch die polizeilichen Fachberater ein-
dringlich vor Augen geführt, dass solche Reisen ausschließlich
einer Verkaufsveranstaltung völlig überteuerter Waren dienen.
Psychologische Tricks in Form von Versprechungen, abgelegene
Örtlichkeiten und aggressive sowie bedrohliche Vortragstech-
nik schüchtern die alten Leute oft derart ein, dass sie den Tag
widerspruchslos über sich ergehen lassen, oft vor lauter Angst
sogar für viel zu viel Geld nicht benötigte Waren kaufen.

3 Ordnungspartnerschaften

Da Prävention eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe ist, bietet
es sich an, sie auch im Rahmen sog. Ordnungspartnerschaften
zu bearbeiten. Dabei können mehrere kommunale oder Lan-
desbehörden sowie private Träger in Kooperation ihre jeweili-
gen Fachkenntnisse mit einbringen. So wurde beispielsweise in
Duisburg älteren Menschen im Rahmen einer Teamarbeit mit
den Verkehrsbetrieben das sichere Verhalten im Zusammenhang
mit der Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel, verbunden mit
einem abgestimmten Selbstbehauptungstraining, vermittelt.
Außerdem konnten Theatergruppen gewonnen werden, die im
vorliegenden Artikel genannten seniorentypischen Betrugsma-
schen als Theaterstücke für dieses Publikum aufzubereiten.

Bildrechte: ProPK.

Anmerkungen

1 Der Autor war Leiter des Kriminalkommissariats für Kriminalprävention und Opfer-
schutz (KK KPO) beim Polizeipräsidium Duisburg.Unseriöse

Haustürgeschäfte.
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Innere Sicherheit
weiterdenken:
Ausgrenzung, Hass und Gewalt

mit einem Bericht zur
65. Herbsttagung des BKA (Teil 2)

Von Prof. Ralph Berthel, Frankenberg/Sa.

Im ersten Teil des Aufsatzes wurde
Hasskriminalität zunächst als krimi-
nalwissenschaftliche Begriffskatego-
rie dargestellt und in einem knappen
Exkurs in die Signifikanz und Genese
von menschlichem Hass aus psycho-
logischer und soziologischer Sicht
eingeführt. Zudem wurde Hasskrimi-

nalität im deutschen Strafrecht beschrieben. Der zweite Teil wird
wesentliche Inhalte der 65. BKA-Herbsttagung1, die sich mit den
Herausforderungen für den Rechtsstaat und insbesondere für die
Sicherheitsbehörden, die aus Vorurteilskriminalität erwachsen,
befasst hat, widerspiegeln. In der Einladung zur Herbsttagung
kennzeichnete das BKA das Phänomen Hasskriminalität als Symp-
tom sozialen Integrationsverlustes und warf zugleich Fragen nach
den Ursachen für eine diagnostizierte tiefgreifende Spaltung der
Gesellschaft, nach Faktoren, die das demokratische Miteinander
gefährden bzw. fördern, auf. Diesen Fragen und der Relevanz des
Phänomens für die Sicherheitsbehörden ging die Tagung nach.

1 Die innenpolitische Perspektive

… auf Hass, Hetze und vorurteilsgeleitete Kriminalität ver-
deutlichte der Staatssekretär im Bundesministerium des
Innern, für Bau und Heimat, Hans-Georg Engelke. Der Umgang
mit Hasskriminalität sei, so hob er hervor, stets ein Ringen
um einen angemessenen Ausgleich von Positionen. Die Kom-
plexität beginne bereits damit, dass es beim Kampf gegen
Ausgrenzung und Hass nicht nur Schwarz-Weiß gäbe, son-
dern viele Grauzonen. Es gehöre fraglos zu den schwierigs-
ten Aufgaben des Staates, eine Balance zwischen Persönlich-
keitsrechten und Meinungsäußerungsfreiheit, Ehrschutz und
Pressefreiheit oder Diskriminierungsfreiheit und allgemeiner
Handlungsfreiheit zu finden.

Ausführlich ging der Redner auf das am 30.10.2019 durch
die Bundesregierung verabschiedete Maßnahmenpaket zur
Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität
ein. Neben der im Netzwerkdurchsetzungsgesetz zu verankern-
den Meldepflicht für Telemedienanbieter gegenüber dem BKA,
beinhaltet dieses Bündel von Maßnahmen u. a. auch den ver-
besserten Schutz von Lokalpolitikern und Angehörigen des
medizinisches Personal von ärztlichen Notdiensten und in Not-
fallambulanzen vor Hassdelikten.2

Der Umfang und die Geschwindigkeit der Verbreitung von
Hetze und Hass in der gespaltenen deutschen Gesellschaft stell-
ten besondere Anforderungen an die Sicherheitsbehörden. Vor

diesem Hintergrund erklärte der Redner, dass die Sicherheitsbe-
hörden personell und materiell adäquat ausgestattet sein müss-
ten. Er begrüßte es daher ausdrücklich, dass das Bundeskrimi-
nalamt, wie auch andere Sicherheitsbehörden sichtbar gestärkt
aus den aktuellen Haushaltsverhandlungen hervorgegangen
seien. Allein das BKA erhalte im Jahr 2020 über 800 neue Stel-
len und rund 65 Millionen Euro mehr als im Vorjahr.

Engelke hob weiter hervor, dass zu einer langfristigen Strate-
gie gegen Hass und Gewalt neben dem sicherheitsbehördlichen
Ansatz auch eine Weiterentwicklung der politischen Kultur,
eine Heimatpolitik, die die Gesellschaft eine und nicht spalte,
und nicht zuletzt politische Bildung gehörten.

2 Die Perspektive des BKA – Hasskriminalität –
Herausforderungen für den Rechtsstaat und
die Sicherheitsbehörden

Bereits im Rahmen seiner Begrüßung hatte BKA-Präsident Hol-
ger Münch darauf hingewiesen, dass rechtsmotivierte Straf-
taten seit Jahren über die Hälfte der politisch motivierten
Delikte insgesamt ausmachten. Ein ähnliches Bild zeige sich bei
den Gewaltstraftaten und den fremdenfeindlichen und antise-
mitischen Delikten, die ebenfalls überwiegend rechtsmotiviert
seien. Deshalb konzentriere er sich in seinem Vortrag auf die
politisch motivierte Kriminalität des rechten Spektrums.

2.1 Exkurs Lagebild

Die Fallzahlen der Hasskriminalität sind, so das Lagebild Poli-
tisch Motivierte Kriminalität (PMK) des BKA für 2018 gegenüber
dem Jahr 2017 leicht gestiegen.3 8.113 waren es in 2018 gegen-
über 7.913 im Vorjahr. Den überwiegenden Anteil machten frem-
denfeindliche Straftaten aus, die im Vergleich zum Vorjahr um
19,7% zugenommen hatten (2018: 7.701; 2017: 6.434). Antise-
mitische Straftaten waren um 19,6% gegenüber dem Jahr 2017
angestiegen (2018: 1.799; 2017: 1.504). Nach wie vor sind diese
Delikte überwiegend dem Phänomenbereich PMK -rechts- zuzu-
ordnen (89,1%). Darüber hinaus werden seit Januar 2017 Straf-
taten in den zusätzlich eingeführten Unterthemen „antiziganis-
tisch“, „christenfeindlich“, „islamfeindlich“ und „sonstige ethni-
sche Zugehörigkeit“ gesondert erfasst. Für das Jahr 2018 wurden
insgesamt 121 christenfeindliche Straftaten erfasst (2017: 129).
Ein großer Teil dieser Straftaten (47; entspricht 39% an allen
christenfeindlichen Straftaten; 2017: 84) wurde dem Phäno-
menbereich PMK -religiöse Ideologie- zugeordnet, 42 Straftaten
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entfallen auf den Phänomenbereich PMK -rechts- (2017: 20). Im
Jahr 2018 wurden insgesamt 910 Straftaten mit islamfeindlichem
Hintergrund erfasst (2017: 1.075). 840 Straftaten davon entfie-
len auf den Phänomenbereich PMK -rechts-, was einen Anteil von
92,3% dieser Straftaten ausmacht (2017: 994). Im Unterthema
„antiziganistisch“ wurden für das Jahr 2018 insgesamt 63 Straf-
taten gemeldet (2017: 41), davon entfielen 58 Straftaten auf den
Bereich PMK -rechts- (2017: 39). 56 Straftaten richteten sich im
Jahr 2018 gegen sonstige ethnische Zugehörigkeiten (2017: 31).

Bei Delikten, die sog. Hasspostings zugeordnet werden, ist
2018 interessanterweise ein statistischer Rückgang gegenüber
dem Vorjahr festzustellen.

Hier sei ausdrücklich auf die Ausführungen von Thomas-Gabriel
Rüdiger auf der Herbsttagung verwiesen, der den Ressourcen-
einsatz deutscher Polizeien im Bereich der Internetkriminali-
tät kritisch betrachtet und die Entwicklung der entsprechenden
Fallzahlen in diesem Kontext analysierte.

In seinen weiteren Ausführungen unterstrich der BKA-Präsi-
dent, dass die Bedrohung von rechts virulent sei und wachse und
sie könne, das wisse man spätestens seit den Taten des Natio-
nalsozialistischen Untergrunds (NSU), bis hin zur Bildung von
terroristischen Gruppierungen innerhalb des rechten Spektrums
reichen. Man stelle auch fest, dass es unverändert fremdenfeind-
liche, rassistische und antisemitische Einstellungen in unserer
Gesellschaft gebe. Man verzeichne eine beispiellose Welle von
Hasskriminalität, darunter auch Morddrohungen und Gewalt-
aufrufe gegen Politiker und andere Personen des öffentlichen
Lebens. Diese Aussagen fanden sich auch im Redebeitrag des
Hauptgeschäftsführers des Deutschen Städte- und Gemeindebun-
des, Dr. Gerd Landsberg wieder, der einen dramatisch gesunkenen
Ansehensverlust der Politik und ein „Politiker-Bashing“ sowohl
auf kommunaler, Landes- oder Bundesebene konstatierte.

2.2 Handlungserfordernisse für das BKA

Aus dem dargestellten Bedrohungsszenario leitete Münch eine
Reihe Handlungserfordernissen ab. Dazu gehörten:
f Anpassung des erprobten Instruments RADAR-iTE an die

Erfordernisse der Bekämpfung der politisch motivierten Kri-
minalität rechts

f Überprüfung, ob die aktuelle Zahl der 46 Gefährder und 126
relevanten Personen bereits ein realistisches Bild der Lage
zeichnet

f Intensivierung der operativen Informationserhebung zum
Sichtbarmachen von Schnittstellen zwischen rechter Szene
und Allgemeinkriminalität

f rechten Hetzern und Straftätern ihren „digitalen Resonanz-
raum“ zu entziehen

f Aufbau einer Zentralstelle zur Bekämpfung der Hasskriminalität

im Internet beim BKA mit dem Ziel
− des Ausbaus des Monitorings im Internet und
− der Feststellung der Urheber von rechten Hassbotschaf-

ten im Internet, um dieser einer konsequenten Strafver-
folgung zuzuführen.

Um das zu erreichen, sollten die Telemediendienstleister künf-
tig dazu verpflichtet werden, verdächtige Inhalte einschließ-
lich der dazugehörigen IP-Adressen an die Strafverfolgungsbe-
hörden auszuleiten. Auch insoweit nahm Münch Bezug auf die
Ausführungen von Staatssekretär Engelke und das Maßnahmen-
paket der Bundesregierung zur Bekämpfung des Rechtsextre-
mismus und der Hasskriminalität.

Neben einer Reihe weiterer Aufgaben für das Bundeskriminal-
amt betonte der Redner auch, dass es wichtig sei, weiterhin sehr
genau hinschauen, was in den eigenen Reihen geschehe. Fortlau-
fend müsse überprüft werden, ob Präventionsmaßnahmen, bei-
spielsweise die regelmäßigen Sicherheitsüberprüfungen bei den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, noch ausreichend seien.

3 Die Perspektive der Totalitarismusforschung –
Die Bedeutung von Feindbildern für
Hasskriminalität

Gemeinsamkeiten, Unterschiede und Wechselwirkungen zwischen
rechter, linker und islamistischer Hasskriminalität betrachtete der
Stellvertretende Leiter des Hannah-Arendt-Instituts für Totali-
tarismusforschung an der Technischen Universität Dresden Prof.
Uwe Backes im Rahmen seines Vortrages. An den Beginn seiner
Ausführungen stellte der Redner die Feststellung, dass extre-
mistische Gewalt-Radikalisierung auf eine Vielzahl von Ursachen
zurückzuführen sei. Allerdings sei sie ohne das Verstehen der oft
manichäischen4, also eine auf Reinheit beruhende, Freund-Feind-
Wahrnehmung der politischen Kontrahenten nicht angemessen zu
verstehen. Darauf beruhe sowohl das politische Selbstverständnis
als auch die Legitimierung von Gewalt und Hass. Feindbilder erfüll-
ten wichtige Funktionen in extremistischen Milieus. Sie wirkten
einerseits integrierend, indem sie heterogene Akteure im Kampf
gegen einen gemeinsamen Feind vereinten. Sie wirkten weiterhin
mobilisierend, indem sie Gefahren beschwörten, die es gemeinsam
abzuwehren gelte. Sie wirkten legitimierend, da der Kampf gegen
die Feinde das eigene politische Handeln mit Sinn erfülle und sie
wirkten letztlich ideologisierend, da sie Weltdeutungen transpor-
tierten, die den heroischen Kampf der Gerechten mit einem vage
umrissenen Zukunftsziel verbinden würden, so Backes.

In seinen weiteren Ausführungen verdeutlichte der Redner,
dass Feindbilder in den einzelnen Milieus Veränderungen unter-
lägen. So sei etwa bei rechtsextremistischen Akteuren eine
Abschwächung des Antikommunismus festzustellen. Hingegen
seien Positionierungen wie „Kampf gegen den Islam als Rück-
eroberung des eigenen Landes“, „Verteidigung des jüdisch-christli-
chen Abendlandes“ oder „Mit den Juden gegen die Muslime“ fest-
zustellen. Im linksextremistischen Spektrum sei zunehmend eine
Verknüpfung des Antifaschismus mit Antikapitalismus, Antire-
pression, Antigentrifizierung, Antiimperialismus zu verzeichnen.
Antirepression richte sich gegen Repräsentanten des Staates, der
Wirtschaft und Finanzwelt. Neuerdings würden zunehmend Ver-
knüpfungen mit der sog. Klimakatastrophe hergestellt.

Bei der Entwicklung der Feindbilder für Dschihadisten und
militante Salafisten wiederum sei festzustellen, dass militante
Linke und Rechte in der Regel Teil einer größeren Feindge-
meinschaft, die durch ihren Unglauben, ihre gotteslästerlichen
Ansichten und Lebensweisen („nicht-rechtgläubige“ Muslime
eingeschlossen) gekennzeichnet sei, zugeordnet würden.
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Zum Schluss seiner Ausführungen erläuterte der Redner
Wechselbeziehungen und Interaktionsmuster zwischen den
Täter- und gefährdeten Opfergruppen.

4 Hasskriminalität im digitalen Raum

Thomas-Gabriel Rüdiger, Cyberkriminologe und Dozent an der
Hochschule der Polizei des Landes Brandenburg griff nicht nur die
durch mehrere Vorredner recht allgemein angedeutete Resonanz-
verstärkung von Hass durch das Internet und speziell durch die
sozialen Medien auf. Er erläuterte, worin diese aus seiner Sicht
bestünden und verdeutlichte zudem, dass die Konfrontation mit
Hass im Netz sowohl hinsichtlich des Ausmaßes als auch ihrer All-
täglichkeit zu einem gesellschaftlichen Problem von bedrücken-
dem Ausmaß herangewachsen sei. Eine Studienreihe der Landes-
anstalt für Medien NRW belege, dass 96% der Befragten 14 bis
24Jährigen im Jahr 2018 im Internet im Allgemeinen bereits mit
Hasskommentaren konfrontiert worden seien. Insgesamt 73%
begegneten Hasskommentaren im Netzt sogar häufig bis sehr häu-
fig. Diese Erfahrungen veranlassten 38% der Befragten, sich erst
gar nicht im Internet zu äußern, um sich nicht Anfeindungen aus-
zusetzen. Unter Bezugnahme auf die bereits im Jahr 1968 durch
Popitz veröffentlichte Theorie der „Präventivwirkung des Nichtwis-
sens“ unterstrich der Redner weiter, dass diese über den digitalen
Raum in Ansätzen aufgebrochen werde. Das Dilemma bestehe, so
Rüdiger, darin, dass viele Menschen einerseits feststellten, dass
Tathandlungen im Internet begangen würden und andererseits
eine staatliche Sanktionierung nicht oder nur sehr eingeschränkt
wahrnehmen würden. Allerdings, erklärte der Redner, sei der Ver-
such, alle Tathandlungen im Internet verfolgen zu wollen, zum
Scheitern verurteilt, da er das System überfordern würde. In sei-
nen weiteren Ausführungen bezog sich Rüdiger auf eine These von
Balschmiter aus dem Jahr 2017, dass die positive Gesamtentwick-
lung der Fallzahlen der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) in den
vergangen Jahren vornehmlich auf einer Verlagerung von Delikten
in den digitalen Raum basiere.5 Da die Ressourcen der Sicherheits-
behörden aber offenbar nicht im gleichen Maße mit verschoben
wurden, existiere in der PKS zwar ein insgesamt verringertes Hell-
feld, aber kein gestiegenes Hellfeld für digitale Delikte.

Unter Verweis auf die Broken Windows Theorie von Wilson/
Kelling6 stellte Rüdiger den sog. Broken Web Circle (Abb.) dar
und entwickelte Thesen, wie dieser zu durchbrechen sei. Im Ver-
gleich zur Broken Windows Theorie, verkörperten dabei die ein-
geschlagenen digitalen Fensterscheiben, also die beschriebenen
sichtbaren Begegnung mit Kriminalität im digitalen Raum ohne

staatliche Reaktionen, eine Art Broken Web Phänomen.7 Die
Gesellschaft habe es zugelassen, dass Menschen heranwüchsen,
die im digitalen Raum sozialisiert würden, ohne dass sie erlebten,
dass der Rechtstaat in diesem seine Regeln durchsetze und z.B.
durch sichtbare digitale Polizeistreifen im öffentlichen Bereich
des Internets auch aktiv sein Gewaltmonopol wahrnehme. Zum
Aufbrechen des Broken Web Kreislaufs schlug Rüdiger insbeson-
dere eine deutlich verstärkte Internetpräsenz der deutschen Poli-
zeien vor und regte ein Nachdenken über die Einführung des
Opportunitätsprinzips bei derartigen Delikte an.

5 Die nachrichtendienstliche Perspektive –
Früherkennungs- und Analysefähigkeiten
weiterentwickeln!

In den Mittelpunkt seiner Ausführungen stellte Thomas Hal-
denwang, Präsident des Bundesamtes für Verfassungsschutz,
dass Hass und Gewalt zu den besonderen Herausforderun-
gen für den Rechtsstaat und die Sicherheitsbehörden gehör-
ten. Wie andere Redner auch, bezog er sich dabei insbeson-
dere auf das Attentat auf den Kasseler Regierungspräsidenten
Dr. Walter Lübcke und den Anschlag auf eine Synagoge in Halle.

Dabei hob er hervor, dass sprachliche Gewalt den Boden für
reale Gewalt, Hass, Radikalismus und Extremismus bereite.

Die Ursachen für diese Entwicklungen sah der Redner insbe-
sondere in
f einem offensichtlich fruchtbaren Nährboden für Extre-

mismus, der sich u.a. aus Krisen, Kriegen und Konflik-
ten, zunehmenden Ungewissheiten bezüglich der eigenen
und gesellschaftlichen Zukunft und dem Wegbrechen alter
Gewissheiten speise;

f einer zunehmenden Polarisierung der politischen Kultur
in feindselige Lager, dem anwachsenden Vertrauensverlust
gegenüber Leitmedien und öffentlichen Funktionsträgern
und damit einhergehend einer allgemeinen Verrohung des
politischen Klimas sowie

f im Wegbrechen von ehemals trennscharfen Brandmauern zur
Mitte der Gesellschaft.

Zu den Aufgaben seines Amtes im Kontext der beschriebenen
Herausforderungen zählte Haldenwang u.a.:
f die Verstärkung der nachrichtendienstliche Vorfeldaufklä-

rung, um die Informationsgewinnung zu verbessern
f die Stärkung der Analysekompetenz – gerade im digitalen

Einsatzraum
f den Ausbau der operativen Internetbeschaffung, um rele-

vante Plattformen aufklären zu können und ein digitales
Lagebild zu erzielen, das „Laufwege“ von Hass und Hetze
sowie Radikalisierungsverläufe widerspiegele

6 Das Spektrum der Redner …

reichte auch in diesem Jahr wieder von Praktikern aus dem Bereich
der Sicherheitsbehörden über Wissenschaftler bis zu Vertretern der
Zivilgesellschaft. Weitere Redner der Tagung waren u.a. Prof. Dr.
Harald Welzer, Soziologe, Sozialpsychologe und Publizist, Prof. Dr.
Beate Küpper von der Hochschule Niederrhein, Oberstaatsanwalt
Markus Hartmann, Leiter der Zentral- und Ansprechstelle Cyber-
crime Nordrhein-Westfalen (ZAC NRW), der Journalist Frank Jan-
sen, der ehemalige Ortsbürgermeister der Gemeinde Tröglitz, Mar-
kus Nierth sowie der Leiter der neuseeländischen Polizei, Mike
Bush, der zum Tathergang des Terroranschlags auf zwei Moscheen
in der neuseeländischen Stadt Christchurch am 15. März 2019 als
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auch zu den bis zu diesem Zeitpunkt vorliegenden Erkenntnissen
zum Tatverdächtigen referierte.

7 „Gehasst wird aufwärts und abwärts …“8

Diese Feststellung der Trägerin des Friedenspreises des Deutschen
Buchhandels Carolin Emcke, die sich dabei auf den italienischen
Philosophen Giorgio Agamben9 bezog, verdeutlicht, dass es sich
bei Hass um ein ubiquitäres Phänomen handelt, dass Hass also in
faktisch allen Milieus vorkommt und unabhängig von den sozia-
len Stellungen der Hassenden, deren Bildungsgrad oder weltan-
schaulicher bzw. religiöser Positionierungen existiert.

Beispiele ließen sich in einer lange Reihe aufführen: Neben dem
aus mutmaßlich rechtsextremistischer Motivation begangenen
Tötungsverbrechen an dem Kasseler Regierungspräsidenten Lübcke
und damit verbundenen Hasspostings10 steht etwa das Verbot eines
Auftrittes von palästinensischen „Hass-Rappern“ am Brandenburger
Tor, die dazu aufgerufen hatten, Juden zu zertreten und Tel Aviv zu
bombardieren11. Da stoßen die von „Fans“ des Fußballvereins Borus-
sia Dortmund gezeigten Hassplakate in Fußballstadien der Bundes-
liga (zuletzt im Dezember 2019) gegen den Mäzen des Profifußball-
vereins TSG 1899 Hoffenheim, Dietmar Hopp12, genauso ab, wie die
menschenverachtende Aufforderung einer „Comedian“, man müsse
die Stadt Chemnitz wegen ihrer „braunen Gesinnung“ mit Napalm
bombardieren13 oder die Einschüchterungsversuche und Hassausbrü-
che, mit denen Täter ein schwules Paar in Köln drangsalierten14.

8 Gräben zuschütten oder vertiefen?
Auf Hass mit Hass antworten?

(Nicht nur) auf der BKA-Herbsttagung wurde es deutlich ausgespro-
chen: Hass hat in einer freiheitlichen und offenen Gesellschaft nichts
zu suchen und ihm ist überall, wo er durch Menschen geäußert und
verbreitet wird, entschieden zu begegnen. Ob alle Reaktionen, auch
der Judikative, geeignet sind, Gräben zuzuschütten, darf vor dem
Hintergrund etwa des Beschluss des LG Berlin (27 AR 17/19) zu
massiven Beleidigungen gegenüber der Grünen-Politikerin Renate
Künast15 oder der Entscheidung des BVerfG vom 16.1.2017 zu dem

natürlich nur als massive Beschimpfung anzusehenden Slogan „All
Cops Are Bastards“ (A.C.A.B.)16 durchaus hinterfragt werden.

Eher fragwürdig, weil destruktiv, erscheint etwa die durch den
Deutschlandfunk publik gemachte Forderung des Musikkritikers
Jens Balzer, „Wir müssen wieder hassen lernen – und zwar rich-
tig.“ Und das hieße jene zu hassen, die bestimmen wollten, wer
mehr und wer weniger wert sei, die glaubten, uns sagen zu dür-
fen, wie andere leben sollten, wen man lieben und mit wem man
zusammenleben dürfe, erklärte Balzer.17 Fragwürdig erscheint die-
ser Aufruf nicht nur, weil hier Grundwerte einer aufgeklärten und
offenen Gesellschaft missachtet werden; fragwürdig auch deshalb,
weil damit genau das dualistischen Weltbild, das die Zuordnungen
in die Guten und die Bösen, in schwarz und weiß vornimmt, die
den gesellschaftsgefährdenden Charakter von Hass ausmachen, als
Wertmaßstab für die Beurteilung menschlichen Handelns angelegt
wird. Die bereits zitierte Carolin Emcke widerspricht einem solchen
gedanklichen Ansatz vehement, indem sie fordert: „Fanatismus und
Rassismus muss nicht nur in der Sache, sondern auch in der Form
widerstanden werden. Das bedeutet eben nicht, sich selbst zu radikali-
sieren. Das bedeutet eben nicht, mit Hass und Gewalt das herbeiphan-
tasierte Bürgerkriegsszenario (oder das einer Apokalypse) zu beför-
dern. Es braucht vielmehr ökonomische und soziale Interventionen an
den Orten und in den Strukturen, wo jene Unzufriedenheit entsteht,
die in Hass und Gewalt umgeleitet wird.“18 Kriminalistik und Krimi-
nologie haben hierbei eine nicht zu unterschätzende, wenngleich
natürlich nicht eine alleinige oder prominente Rolle zu spielen.

9 Fazit

Die Bedeutung gesellschaftlicher Spaltungsprozesse, die Ent-
stehung und die Auswirkungen von Hass und damit einherge-
hende Herausforderungen für die Arbeit der Sicherheitsbehör-
den waren das zentrale Thema der 2019’er Herbsttagung des
BKA. Sie war wohl eine der politischsten in der Geschichte die-
ser Veranstaltungsreihe; eine übrigens erneut ausgezeichnet
organisierte Tagung, die bei den Teilnehmern viel Nachdenk-
lichkeit erzeugte und eine Vielzahl von Handlungserfordernis-
sen (nicht nur) für die Sicherheitsbehörden aufzeigte.
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Clankriminalität
Organisierte Kriminalität als

Bedrohung für die Innere
Sicherheit

Von Dr. Stefan Goertz, Lübeck1

1 Einleitung

Dutzende kriminelle Familienclans existieren in Deutschland
und sind teilweise für spektakuläre Straftaten verantwortlich.
Seit 2018 gehen die Behörden härter gegen diese vor. Nach
Angaben des Landeskriminalamtes (LKA) Nordrhein-Westfalen
existieren allein dort über 50 kriminelle Familienclans.2 In Ber-
lin, Bremen, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen stellen die
Polizei- und Ordnungsbehörden seit Jahren fest, dass Mitglie-
der krimineller Familienclans – teilweise in größeren Gruppen-
verbänden – durch aggressives Auftreten, Ordnungsstörungen
und Straftaten die Bevölkerung einschüchtern und versuchen,
bestimmte regionale Räume augenscheinlich für sich zu rekla-
mieren. So berichten polizeiliche Einsatzkräfte von einer offe-
nen Feindseligkeit, einer hohen und unmittelbar geäußerten
Aggressivität, Respektlosigkeit und Gewalteskalation, die das
Ziel verfolgen, behördliche Maßnahmen zu beeinflussen oder
zu unterbinden.3

Oftmals sind Mitglieder krimineller Familienclans von der
Polizei kommunikativ bzw. durch deeskalierend ausgerich-
tetes Einsatzverhalten nicht zu erreichen. Darüber hinaus
sind ihre Mitglieder überproportional häufig aktiv in Straf-
taten involviert, vor allem in Gewalt- und Rohheitsdelikte
und in Verstöße gegen das Betäubungsmittelgesetz (BtMG).4

Dabei spielt die ethnische Geschlossenheit bei der Begehung
von Straftaten eine entscheidende Rolle. So sind die gemein-
same familiäre Herkunft und Abstammung Kennzeichen einer
besonderen strukturbildenden Kraft dieser Familienverbände.
Zudem schafft die Einbeziehung von Familienmitgliedern
in die Begehung von Straftaten die Voraussetzung für eine
effektive Abschottung, die durch sprachliche und kulturelle
Abgrenzung geprägt ist. Hierbei fördert die rigorose Einbin-
dung in den Familienverbund letztlich die Bildung von Paral-
lelgesellschaften bzw. Subkulturen, die auf einem übersteigert
ausgelebten Ehr- und Machtanspruch basieren und eigene for-
male Entscheidungs- und Sanktionsmechanismen begründen.5

Problematischerweise werden in Deutschland tradierte exis-
tenzsichernde Verhaltensmuster aus den Herkunftsgebieten
der kriminellen Familienclans weitergelebt. Kennzeichnend
sind hierbei die Vertrauenswahrung exklusiv innerhalb der
eigenen Familie, eine aggressiv verteidigte Abgrenzung gegen-
über anderen Clans sowie eine niedrige Reaktionsschwelle im
Rahmen der Gewaltanwendung zur Durchsetzung von Famili-
eninteressen. Die kriminellen Familienclans geben diese sozi-
alen Grundmuster, die ihre Machtposition stärken und sich
als Wettbewerbsvorteil um die Vorherrschaft in kriminellen

Märkten erwiesen haben, vor allem an junge männliche Nach-
kommen weiter.6

Dieser Beitrag untersucht zunächst die Hintergründe und den
Ursprung der kriminellen Familienclans, analysiert ihre legalen
und illegalen Geschäftsfelder und beleuchtet dann Reaktionen
der deutschen Behörden. Danach wird die Clankriminalität in
Nordrhein-Westfalen und in Berlin untersucht. Abschließend
werden aktuelle staatliche Gegenmaßnahmen beleuchtet.

2 Hintergründe und Ursprung

Bei den kriminellen Großfamilien in Deutschland handelt es
sich vor allem um türkisch-arabische Großclans. Ihre Mitglieder
zählen zur Minderheit der sog. Mhallamiye-Kurden und kamen
in den achtziger und neunziger Jahren als Flüchtlinge nach
Deutschland. In Deutschland gehören nach Schätzungen des
Bundeskriminalamts (BKA) rund 200.0000 Menschen zu solchen
Großfamilien, wovon aber nur ein Teil kriminell wird.7 Die meis-
ten Angehörigen der kriminellen Familienclans gelten offiziell
als arbeitslos und beziehen Sozialleistungen. Die meisten stam-
men ursprünglich aus dem Libanon, aus Syrien, dem Irak und
der Türkei. Vor allem im Ruhrgebiet wird häufig von Libanesen-
Clans gesprochen. Gemeint sind dann kriminelle Mitglieder von
Familien, die ursprünglich aus der Türkei, aus dem Libanon und
aus Syrien stammen, sie gehören zu den sogenannten Mhal-
lami, einer arabischstämmigen Volksgruppe.

Viele der Mhallami wurden nach dem Ersten Weltkrieg aus
der Türkei vertrieben und siedelten sich im Libanon an, häu-
fig fehlten ihnen die Mittel für Pässe und eine Einbürge-
rung. Als im Libanon 1975 der Bürgerkrieg ausbracht, flo-
hen viele der Mhallami nach Deutschland. Sie kamen über
Ost-Berlin in den Westen, beantragten Asyl und wurden auf
verschiedene Bundesländer verteilt, vor allem auf Nordrhein-
Westfalen, Niedersachsen und Bremen. Dort gab es einen
Abschiebestopp, sie erhielten als Staatenlose sofort eine
Duldung und blieben im Land. Bei nicht wenigen von ihnen
blieb der Duldungsstatus bestehen, über Generationen.8

Wichtig festzustellen ist, dass Menschen mit einem Dul-
dungsstatus es auf dem Arbeitsmarkt schwer haben, eine
selbständige Tätigkeit ist ihnen untersagt, eine Beschäfti-
gung als Arbeitnehmer ist nur auf Antrag und nach Zustim-
mung durch die Ausländerbehörde möglich. Manche Exper-
ten sehen hierin eine mögliche Ursache dafür, dass sich aus
der Perspektivlosigkeit heraus kriminelle Netzwerke inner-
halb der Großfamilien gebildet haben.9
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Mitglieder krimineller Familienclans leben häufig in einer
abgeschotteten Parallelwelt und erkennen staatliche Struktu-
ren nicht an. Straftaten werden zu internen Problemen erklärt,
die innerhalb der Familien von sog. Friedensrichtern geregelt
werden.10 Das wesentliche Kriterium der Zugehörigkeit des
Einzelnen zu einem Familienclan ist die tatsächliche familiäre
Verwandtschaft. Dahinter stehe „eine segmentäre, hierarchisch,
meist patriarchalisch, geprägte Struktur, die nach dem Prinzip
der gemeinsamen Abstammung organisiert ist“, so der Sprecher
des LKA Nordrhein-Westfalen.11

Wie sind die kriminellen Familienclans organisiert? Die
Zugehörigkeit des Einzelnen zum Clan definiert sich aus-
schließlich über das Kriterium der Verwandtschaft. Daher
sprechen die Sicherheitsbehörden von „Familie als krimineller
Solidargemeinschaft“12 Weiter gehen die Behörden von einer
hierarchisch-patriarchalisch geprägten Struktur aus, die nach
dem Prinzip der gemeinsamen Abstammung organisiert ist.
Ebenfalls charakteristisch ist ein nach außen dokumentiertes
Macht- und Gewinnstreben, auch durch die Besetzung öffent-
licher Räume.

Nach Ansicht des Präsidenten des BKA, Holger Münch, haben
deutsche Behörden in der Vergangenheit Fehler gemacht, als
in den 1980-er und 1990-er Jahren arabische Familien etwa
aus dem Libanon und der Türkei nach Deutschland kamen und
sich zu kriminellen Clans entwickeln konnten. Als einen Grund
dafür nannte er, dass sich die Zuwanderer ohne Bleibeperspek-
tive an bestimmten Orten ansiedelten, dort abgeschottet leb-
ten und ohne hinreichende Konsequenzen vielfach kriminell
wurden. Für die Zukunft plädiert Münch daher für gute Inte-
grationsangebote und konsequente Ermittlungen gegen Mehr-
fach- und Intensivtäter, die ihr Aufenthaltsrecht auch verlie-
ren müssten.13 Er betonte, dass die Polizei „sehr wachsam“ sei,
damit sich diese Integrationsversäumnisse bei den seit 2015
im Zuge der Flüchtlingskrise zugezogenen Flüchtlingen nicht
wiederhole.

3 Legale und illegale Geschäftsfelder

Das Handeln der kriminellen Mitglieder türkisch-arabisch-
stämmiger Clanstrukturen ist von flexiblen Aktivitäten in ver-
schiedenen (schein-)legalen oder illegalen Handlungsfeldern
gekennzeichnet. In folgenden legalen und illegalen Geschäfts-
feldern sind kriminelle Familienclans tätig:
f Betäubungsmittelhandel: Nach Angaben des LKA Nord-

rhein-Westfalen bildet der Handel mit illegalen Betäubungs-
mitteln ein zentral besetztes Feld illegaler Aktivitäten von
Angehörigen krimineller Familienclans. Dies betrifft in erster
Linie den internationalen Handel mit Kokain und Cannabis.
So sind Angehörige der Clans über die gesamte Lieferkette in
unterschiedlicher Intensität involviert.14

f Gastronomie und Shisha-Bars: Der Betrieb von Shisha-Bars
hat sich als ein zentraler Faktor im Kontext krimineller Akti-
vitäten entwickelt. Als Treffpunkt für Clanmitglieder dienen
die Bars der Kontaktpflege und damit auch zur Vorbereitung
und Verdeckung von Straftaten. Dabei bieten Shisha-Bars
als Teil einer insbesondere städtisch verorteten Eventkultur
erhebliches Potenzial für Geldwäschehandlungen durch die
Investition in Immobilien oder aber für steuerlich relevante
Tatbestände.15

f Glücksspiel-Szene, Wettbüros: Ähnlich den Shisha-
Bars bieten von Angehörigen türkisch-arabischstämmiger
Familienclans betriebene oder kontrollierte Glücksspiel-
stätten eine Basis für Kontakte zur Vorbereitung und
Begehung von Straftaten. Darüber hinaus können über

Manipulationen an Spielgeräten erhebliche Mittel erwirt-
schaftet werden, die im Einzelfall die Nutzer der Geräte,
die Betreiber sowie den Fiskus schädigen. Zudem bietet
die Investition in Glücksspielstätten oder in Wettbüros
die Möglichkeit zur Investition kriminell erlangter Gel-
der in die Legalwirtschaft und damit die Grundlage für
Geldwäschehandlungen.16

f Rapper-Szene: Angehörige türkisch-arabischstämmiger
Clanfamilien verfügen über vielfältige Bezüge zu Teilen der
Rapper-Szene. Dabei erfahren sie ein erhebliches Maß an
öffentlicher Aufmerksamkeit, die der eigenen Reputation
außerhalb des Milieus von Familienclans dienen soll. Neben
der kulturellen und der legalwirtschaftlichen Bedeutung
dieses Milieus existiert ein fließender Übergang zu straf-
rechtlich relevantem Verhalten. Die Nähe der „Gangster-Rap-
per“ zur Kriminalität ist ein der Szene immanenter Teil der
Außendarstellung und dient sowohl der Verkaufsförderung
als auch der Bindung der Fans.17

f Rocker-Szene: Den Ermittlungsbehörden liegen seit län-
gerem Hinweise vor, die eine Involvierung von Angehö-
rigen krimineller Familienclans in verschiedene Charter
bzw. Chapter von Outlaw Motorcycle Gangs (OMCG) bele-
gen. Gleiches gilt für deren Einbindung in Straftaten der
Clubs. Hintergrund der polizeilichen Einschätzung ist u.a.
die für das Rockermilieu typische öffentliche Darstellung
von personalen Verantwortlichkeiten in den Chartern und
Chaptern. Eine mit dem traditionellen Rockerethos zu
verbindende Motivationslage kann bei der Mitgliedschaft
von Clanangehörigen ganz überwiegend ausgeschlossen
werden.18

f Security-Dienstleistungen: Diese stellen ein Geschäftsfeld
dar, in dem Mitglieder von kriminellen Familienclans tätig
sind. So wird teilweise von Konkurrenzkämpfen mit ande-
ren typischerweise im Türstehermilieu etablierten Grup-
pierungen (OMCG) berichtet. Dies gilt auch für Drohungen
gegenüber Gastronomen, die Leistungen eines konkurrie-
renden Security-Dienstleisters annehmen. Zusammenfas-
send bietet die Tätigkeit „an den Türen“ auch die Kont-
rollmöglichkeit über den Drogenhandel in der jeweiligen
Gastronomie. Die Bereitschaft, das Personal den jeweiligen
Sozialversicherungsträgern zu melden, ist nur sehr gering
ausgeprägt.19

f Investitionen in Immobilien in Deutschland: Den deut-
schen Behörden liegen Hinweise auf Investitionen illegal
erlangter Mittel durch Angehörige krimineller Familien-
clans in den nationalen Immobilienmarkt vor. Dieses Vor-
gehen dient einerseits der Geldanlage und andererseits der
Vermögenssicherung durch Maßnahmen der Verschleierung
(Geldwäsche, § 261 StGB). Die Verdachtsmomente auf Sei-
ten der Ermittlungsbehörden stützen sich oftmals auf ein
dubioses und wirtschaftlich nicht nachvollziehbares Ver-
halten des Käufers im Kontext des Immobilienerwerbs oder
auf ein offensichtliches Missverhältnis zwischen dem Wert
der erworbenen Immobilie und den gegenüber den Finanz-
behörden deklarierten Einkommensverhältnissen des ver-
meintlichen Erwerbers („Strohmann“) bzw. des tatsächlichen
Käufers.20

f Sozialleistungsbetrug: Auffallend ist, dass der nach
außen präsentierte Lebensstil und die zur Schau gestell-
ten Vermögenswerte und Luxusgüter krimineller Famili-
enclans nicht mit den gegenüber den Finanzbehörden
angegebenen Einkommensverhältnissen in Einklang zu
bringen sind, vor allem aber im Widerspruch zu den bei
der Beantragung von Sozialleistungen gemachten Anga-
ben stehen.21
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f Illegaler Geldtransfer durch Hawala-Banking: Polizeili-
che Erkenntnisse weisen auf den häufigen Transfer erhebli-
cher Bargeldbestände über informelle Geldtransmitter hin,
welche u.a. in die Türkei und in den Libanon abfließen.
Hier ist vor allem auf die Nutzung sog. Hawaladare durch
die Tätergruppen hinzuweisen, die das weltweit genutzte
informelle Überweisungssystem des Hawala-Banking gegen
eine Provision von 1,5 bis 2,5% der Transfersumme anbie-
ten. Auch Angehörige türkisch-arabischstämmiger Famili-
enclans nutzen dieses Geldtransfermodell, das der Vermö-
genssicherung und auch der Geldwäsche dient. Hawaladare
verstoßen im Rahmen ihrer Tätigkeit in der Regel gegen
das Zahlungsdienstleisteraufsichtsgesetz (ZAG), weil sie
ihre Leistungen ohne Genehmigung der Bundesanstalt für
Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) anbieten.22

4 Reaktionen der deutschen Behörden

Die politischen Entscheidungsträger Deutschlands haben das
Problem kriminelle Familienclans erst relativ spät erkannt und
die Behörden waren lange Zeit überfordert, da es der deutschen
Polizei an Personal und Möglichkeiten fehlt, um Clankrimi-
naliät als Phänomenbereich der Organisierten Kriminalität zu
bekämpfen. Dabei helfen könnte eine Gesetzesänderung aus
dem Jahr 2017, seither müssen die Behörden nicht mehr nach-
weisen, dass die Familienclans ihr Vermögen illegal erworben
haben, sondern müssen diese belegen, auf legalem Wege an das
Geld gelangt zu sein.23 Im Juli 2018 bekam der kriminelle Clan
der Familie Remmo in Berlin die Folgen dieser Gesetzesnovelle
zu spüren. In einer jahrelang vorbereiteten Aktion beschlag-
nahmte die Polizei 77 Immobilien des Clans im Wert von 9 Milli-
onen Euro, gegen 16 Mitglieder des Clans laufen seither Ermitt-
lungen wegen Geldwäsche.

Nach Angaben des deutsch-libanesischen Islamwissen-
schaftlers Ralph Ghadban behindern die Familienclans die
Arbeit der Polizei wo es geht, bedrohen Polizisten und
schüchtern diese ein.24 Wollen die Polizei und andere Behör-
den Maßnahmen durchführen, stehen schnell Dutzende Mit-
glieder der Clans um sie herum, blockieren, beschimpfen sie,
fangen Schlägereien an. Dadurch entstehen „No-go-Areas“,
rechtsfreie Räume. Die deutsche Justiz wird gelähmt durch
Bedrohung von Zeugen und Opfern, die dann Aussagen und
Anzeigen zurücknehmen. Daher enden die meisten Gerichts-
verfahren gegen Familienclans ergebnislos. Konflikte werden
durch die Familienclans durch Paralleljustiz, „Friedensrich-
ter“ geregelt. Schulen und Jugendämter können ihre Aufga-
ben nicht erfüllen, weil die Großfamilien der Clans sich der
Zusammenarbeit verweigern.25

Nach Einschätzung des Islamwissenschaftlers Ghadban habe
der „deutsche Staat versagt“, „er weigert sich bis heute, das
Problem wahrzunehmen“26 Aufgrund der materiellen Erfolge
der arabischen Clans haben auch andere Großfamilien ähnliche
Strukturen entwickelt, außerdem sind neue ethnische Clans
eingewandert: Tschetschenen, Albaner, Kosovaren, Jesiden u.a.
Dieser Zuwachs an Familienclans, die Parallelgesellschaften bil-
den, „stellt eine große Bedrohung für eine offene, liberale, indi-
vidualisierte Gesellschaft dar“, so Ghadban.27

Ralph Ghadban, der als Experte für kriminelle Familien-
clans gilt, erhält seit April 2019 Morddrohungen aus dem
Milieu der kriminellen Familienclans und steht seither unter
Polizeischutz. Mit folgenden Worten kritisiert er die Reakti-
onen der politischen Verantwortlichen im Stadtstaat Berlin:
„Auffällig ist die Haltung von Berlin: Außer dem stellvertre-
tenden Bürgermeister von Neukölln hat kein Mensch Position

bezogen. Weder der Innensenator, noch der Justizsenator oder
wie sie alle heißen. Es brennt in Berlin, aber kein Wort davon,
als ob sie von diesem Fall nicht betroffen sind. Die müssen
irgendwann kapieren, dass die Haltung der Politik entscheidend
ist.“28 Aus seiner Sicht sind zwei Punkte notwendig, um die
Machenschaften der kriminellen Familienclans zu bekämpfen:
„Der Staat muss energisch intervenieren. Aber man muss sich
auf der anderen Seite Gedanken machen, wie man sie integrie-
ren kann. Die werden hierbleiben. Und da habe ich an eine Art
Aussteigerprogramm gedacht.“29 Der Berliner Bezirk Neukölln
arbeitet mittlerweile an solch einem Aussteigerprogramm, das
im äußersten Fall beispielsweise vorsieht, Kinder, Jugendliche
aus den Familien zu nehmen.

4.1 Antwort der Bundesregierung auf eine
aktuelle Kleine Anfrage

Die Frage „Wie bewertet die Bundesregierung die Entwick-
lung der OK in Deutschland in den vergangenen fünf Jahren?“
einer Kleinen Anfrage im Bundestag beantwortete die Bun-
desregierung damit, dass die Gesamtzahl der Ermittlungs-
verfahren gegen OK-Gruppierungen seit Jahren auf einem
unverändert hohen Niveau liegt, ebenso das von der Orga-
nisierten Kriminalität ausgehende Bedrohungspotenzial. Als
Geschäftsfeld der OK steht nach Ansicht der Bundesregierung
die international organisierte Rauschgiftkriminalität im Vor-
dergrund, gefolgt von Eigentums- und Wirtschaftskriminali-
tät in unterschiedlicher Ausprägung. Dabei machen die OK-
Gruppierungen vor Landesgrenzen nicht halt, sondern arbei-
ten eng mit Gruppierungen aus dem Ausland zusammen.30

Auf die Frage „In welchen Bundesländern liegen nach Kennt-
nis der Bundesregierung Schwerpunkte im Bereich der OK?“
antwortete die Bundesregierung damit, dass im Jahr 2017
in Deutschland insgesamt 572 OK-Verfahren geführt wurden
und dabei zahlenmäßige Schwerpunkte insbesondere in den
Ländern Nordrhein-Westfalen (111), Bayern (76) und Berlin
(68) lagen.31

Die Antwort der Bundesregierung auf die Frage „Welche
Rolle spielen nach Einschätzung der Bundesregierung famili-
äre Strukturen im Bereich der OK (sog. Clankriminalität)?“ lau-
tet, dass kriminelles Handeln familiärer Strukturen in den
vergangenen Jahren im Zusammenhang mit Organisierter Kri-
minalität an Bedeutung gewonnen hat, konkretere Aussagen
allerdings erst ab dem „Bundeslagebild Organisierte Krimina-
lität“ des BKA für das Jahr 2018 getroffen werden können,
da in diesem erstmals einheitliche Zuordnungskriterien und
Indikatoren für Clankriminalität im Zusammenhang mit OK
herangezogen werden.32

Die Frage „Werden Straftaten im Bereich der Clankriminali-
tät durch die Bundesregierung oder ihr nachgeordnete Behör-
den gesondert erfasst? Wenn nicht, warum nicht, und erwägt
die Bundesregierung eine gesonderte Erfassung?“ beantwor-
tete die Bundesregierung damit, dass beim BKA im Rahmen
der Erstellung des Bundeslagebildes Organisierte Krimina-
lität die festgestellten Tatverdächtigen ab 2018 gesondert
erfasst werden, die dem Bereich Clankriminalität zugeord-
net werden können. Aufgrund der Zielrichtung dieses Lage-
bildes werden Straftaten der Clankriminalität unterhalb der
Schwelle der Schweren und Organisierten Kriminalität nicht
berücksichtigt.33

Sie antwortete auf die Frage „Welche Maßnahmen ergreift
die Bundesregierung, um der Entstehung von Familienclans, die
unter Missachtung der vorherrschenden staatlichen Strukturen,
deren Werteverständnis und Rechtsordnung eine eigene, streng
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hierarchische, delinquente Subkultur bilden, entgegenzuwirken?“
damit, dass die Kommission Organisierte Kriminalität (KOK) im
Oktober 2018 beschlossen hat, die Bekämpfung von Krimina-
lität durch Mitglieder ethnisch abgeschotteter Subkulturen
zu intensivieren und diesbezüglich ein dauerhaftes Netzwerk
aufzubauen.34

5 Clankriminalität in Nordrhein-Westfalen

Nach Angaben des bundesweit ersten „Lagebildes Clankrimina-
lität“ des LKA Nordrhein-Westfalen sind insgesamt 104 Groß-
familien vor allem aus dem Ruhrgebiet in Nordrhein-Westfalen
jedes Jahr für mehr als 4.500 Straftaten verantwortlich. Davon
wiederum wird wiederum jede fünfte Straftat von Angehöri-
gen nur zweier einflussreicher Familienclans ausgeführt.35

Ein Drittel aller 14.225 Clan-Straftaten, darunter vor allem
„Roheitsdelikte“ wie schwere Gewalt, Raub, Brandstiftung,
versuchter Totschlag und sogar zwei Tötungen, wurden in
den vergangenen drei Jahren von aggressiven Mehrfachtätern
begangen, also von Personen, die jährlich mindestens fünfmal
als Tatverdächtige erfasst werden.

Der Abteilungsleiter für Organisierte Kriminalität im nord-
rhein-westfälischen LKA beschreibt „zwei Grundprinzipien“
im Denken und Handeln der kriminellen Familienclans: „Die
Ehre der Familie geht über alles“ und „Es gilt das Recht des
Stärkeren“. Ersteres führe zu einer starken Geschlossenheit
der kriminellen Verbände und erschwere die Polizeiarbeit
etwa durch verdeckte Ermittler. Die zweite Regel erkläre,
warum die Clans auch vor brutaler Gewalt nicht zurück-
schreckten. Grundnormen der deutschen Rechtsordnung
würden „als Schwäche ausgelegt“ und oft schlicht missach-
tet.36 Anonymisiert schildert das „Lagebildes Clankriminali-
tät“ Nordrhein-Westfalen wie allein zwei Clans – O. und E.
abgekürzt – den Phänomenbereich dominieren: Zusammen
stellten sie von Januar 2016 bis Dezember 2018 1.211 von
insgesamt 6.449 Tatverdächtigen und etwa jeden fünften
Mehrfachtäter. Wohn- und Tatorte der kriminellen Familien-
clans liegen vorrangig im Norden des Ruhrgebiets, also im
Essener Norden sowie in Gelsenkirchen, Duisburg und im
Kreis Recklinghausen.37

Anfang Januar 2019 ging die Polizei Nordrhein-Westfalens
mit einem Großaufgebot von 1.300 Beamten nachts in sechs
großen Ruhrgebietsstädten – Bochum, Dortmund, Essen,
Duisburg, Recklinghausen und Gelsenkirchen – gegen krimi-
nelle Großfamilien vor. Es ging um den Verdacht der Geld-
wäsche, Steuerhinterziehung und Schwarzarbeit, sagte eine
Sprecherin des NRW-Innenministeriums.38 Dabei wurden 14
Menschen festgenommen und 100 Strafanzeigen erstellt. Dies
war die „größte Razzia gegen Clan-Kriminalität in der NRW-
Geschichte“, hieß es in einem Tweet des nordrhein-westfäli-
schen Innenministeriums. Insgesamt wurden mehr als 1.500
Menschen und über 100 Shisha-Bars, Wettbüros, Spielhallen
und Diskotheken kontrolliert.39 In Essen wurde nach Angaben
der Polizei eine Person festgenommen und die Polizei stellte
mehrere Hundert Kilogramm unversteuerten Tabak sicher.
Außerdem wurden nach Polizeiangaben Waffen wie verbotene
Messer und Teleskopschlagstöcke sowie mehrere Tausend Euro
Bargeld beschlagnahmt. Zum Abschluss der Kontrollen zitierte
das nordrhein-westfälische Innenministerium auf Twitter den
Innenminister Herbert Reul: „Diese Nacht hat eine klare Bot-
schaft: Bei uns gilt nicht das Gesetz der Familie, sondern das
Gesetz des Staates.“40

6 Clankriminalität in Berlin

Berlin gilt als Hauptstadt der kriminellen Familienclans.41

Mindestens dreizehn sicherheitsrelevante Großfamilien ste-
hen im Fokus der Berliner Behörden, ca. 10.000 Mitglieder
krimineller Familienclans sollen allein in Berlin leben. Die
Clans in Berlin heißen u.a. Remmo, Al-Zein, Abou-Chaker,
Miri, Omeirat, Fakhro und Chahrour. Ihre Geschäftsfelder
sind Drogenhandel, Prostitution, Schutzgeld, Waffenhan-
del, Geldwäsche, Raub- und Einbruchsdelikte. Ganze Stadt-
viertel in Neukölln, Wedding und Moabit haben diese krimi-
nellen Familienclans unter ihre Kontrolle gebracht. Daneben
berichten Polizisten immer häufiger davon, dass sie bei Ein-
sätzen von Mitgliedern der Clans attackiert und angegriffen
werden.42

18 Mitglieder des kriminellen Clans Remmo aus dem Berli-
ner Bezirk Neukölln haben insgesamt mehr als 200 Straftaten
verübt. In Neukölln ist das Phänomen Clankriminalität beson-
ders ausgeprägt. Dort leben rund 330.000 Menschen, der Bevöl-
kerungsanteil mit Migrationshintergrund ist hoch und jeder
vierte Einwohner bezieht Sozialhilfe. Im Herbst 2018 wurde
dort der 36-jährige Intensivtäter Nidal Remmo erschossen, auf
offener Straße, an einem sonnigen Nachmittag. Seine Kinder
mussten den Mord mit ansehen, die Täter sind bis heute nicht
identifiziert.43

Warum sind arabisch-stämmige kriminelle Familienclans in
Berlin so oft im Gespräch?

Wahrscheinlich auch weil in der Vergangenheit mehrere Auf-
sehen erregende Straftaten mit kriminellen Familienclans in
Verbindung gebracht wurden:
f Im Herbst 2018 wurde in Berlin-Neukölln hier der 36-jährige

Intensivtäter Nidal Remmo durch Mitglieder des Clanmilieus
erschossen, auf offener Straße.

f Der Diebstahl einer hundert Kilogramm schweren Goldmünze
aus dem Bode-Museum in Berlin im Jahr 2017 im Wert von
ca. 3,75 Millionen Euro.

f Ein Raubüberfall auf das „KadDeWe“ in Berlin im Jahr 2014,
bei dem Schmuck und Juwelen gestohlen wurden.

f Ein Überfall auf ein internationales Pokerturnier im Grand
Hyatt Hotel Berlin im Jahr 2010.

f Darüber hinaus sorgten Berichte vor allem von Boulevard-
Medien über eine Verbindung des Rappers Bushido zum
Abou-Chaker-Clan für Aufmerksamkeit.44

7 Staatliche Gegenmaßnahmen

Seit 2018 kann von einem gemeinsamen Vorgehen aller Bun-
desländer gegen Mitglieder krimineller Familienclans gespro-
chen werden. Polizeibehörden können nur mit Geduld, Aus-
dauer und dem Einsatz von Spezialisten erfolgreich sein. Der
Vorsitzende des BDK, Sebastian Fiedler, und der Chef der GdP,
Oliver Malchow, haben wenige Tage vor der Konferenz der
deutschen Innenminister im Juni 2019, Alarm geschlagen. Das
Clan-Problem sei nicht in fünf Jahren erledigt, sagte Sebas-
tian Fiedler der Deutschen Presse-Agentur. „Wenn wir in zehn
Jahren Erfolge sehen, haben wir einiges richtig gemacht.“45

GdP-Chef Oliver Malchow fügte hinzu: „Wir haben gefestigte
Strukturen. Auch Razzien, Beschlagnahmungen und Verurtei-
lungen führen nicht sofort dazu, dass deren Geschäftsmodell
endet.“46 Weiter führt Malchow aus, „das ist sehr langwierig,
weil die Clans abgeschottet sind, konspirativ und auf arabisch
kommunizieren, verschlüsselte Chatdienste nutzen, und Zeugen
bedroht werden.“47
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Im November 2018 beschlossen die Berliner Behörden unter
Federführung des Innensenators einen Fünf-Punkte-Plan gegen
Clankriminalität. Zu diesem Plan gehören folgende Kernpunkte:
f Im Zentrum steht die ressortübergreifende Zusammenarbeit

und die neue Koordinierungsstelle der verschiedenen Behör-
den: Neben der Polizei und der Staatsanwaltschaft sollen
auch die Finanzämter, die Jobcenter, die Ausländerbehörde
sowie die Ordnungs- und Jugendämter der Bezirke beteiligt
sein.48

f Zweites Ziel sind verstärkte Gewerbe- und Finanzkontrol-
len zur Verhinderung von Geldwäsche über Scheingeschäfte,
dubiose Bars oder sonstige Läden. Alle beteiligten Behör-
den sollen entsprechende Hinweise an die Steuerfahnder der
Finanzverwaltung weitergeben.49

f Drittens soll illegales Vermögen eingezogen werden. Die
Generalstaatsanwaltschaft wird eine Spezialabteilung zur
Abschöpfung kriminellen Vermögens gründen. Dabei sollen
die Steuerfahnder beteiligt werden, um das Vermögen von
Kriminellen einzuschätzen.50

f Daneben sollen auch kleinere Verstöße konsequent verfolgt
werden. Das kann für falsches Parken vor Bars ebenso gelten
wie für Rennen mit getunten Autos oder das Mitführen von
Waffen.51

f Fünftens wollen die Behörden Konzepte entwickeln, die
einerseits junge Männer von dem Einstieg in die kriminelle
Karriere abschrecken und anderseits Möglichkeiten zum Aus-
stieg bieten.52

Auf der Innenministerkonferenz im Juni 2019 in Kiel haben
Bund und Länder erklärt, dass sie den Druck auf kriminelle
Familienclans erhöhen wollen. Berlins Innensenator Andreas
Geisel (SPD) erklärte, dass er versuchen wolle, einzelne krimi-
nelle Clanmitglieder in den Libanon abzuschieben.53 Er erläu-
terte am Rande der Konferenz: „Da brauchen wir libanesische
Pässe, die den Betreffenden ausgestellt werden.“54 Das Aufent-
haltsrecht sei allerdings nur eine von mehreren Stellschrauben,
an denen die Behörden drehen können, um gegen kriminelle
Familienclans vorzugehen. Auch die Jobcenter, die Jugendäm-
ter und die Finanzverwaltungen müssen in diese Bemühungen
eingebunden werden. Das Aufenthaltsrecht ist nach Angaben
des Berliner Innensenators „kein Allheilmittel“, da etwa drei
von vier Clan-Mitgliedern die deutsche Staatsbürgerschaft
haben. Von den restlichen 25 Prozent seien viele mit deutschen
Staatsbürgern verheiratet oder hätten deutsche Kinder. Es sei
einfach „zu viel Zeit ins Land gegangen, um zu sagen, an dieser
Stelle würden wir über Abschiebung das Problem lösen“. Daher
sei es sehr wichtig, Jugendlichen des Clanmilieus Lebensper-
spektiven außerhalb einer kriminellen Karriere zu bieten: „Die
Jugendämter müssen angesprochen werden, damit wir frühzei-
tig eingreifen und deutlich machen: Der Staat setzt seine Regeln
durch.“ Geisel zeigte sich zuversichtlich, dass Präventions- und
Aussteiger-Programme Wirkung zeigen könnten.

Zu den Plänen für eine bundesweite Zusammenarbeit bei
der Bekämpfung der Clan-Kriminalität sagte Bundesinnen-
minister Horst Seehofer (CSU): „Die Berliner sind ja jetzt
seit einiger Zeit recht aktiv geworden; das kann ich nur
begrüßen; das war ja nicht immer so“. Die Mitglieder dieser

Verbrecher-Clans seien „Menschen, die unser Land als Beute
betrachten“.55

Auf Sympathie stieß bei der Innenministerkonferenz 2019
der Vorschlag aus den Reihen der Unionsminister, kriminellen
Clanmitgliedern mit doppelter Staatsangehörigkeit künftig den
deutschen Pass zu entziehen. Wie die Deutsche Presse-Agen-
tur erfuhr, soll die Bundesregierung gebeten werden, zu prü-
fen, inwieweit ein solcher Vorstoß rechtlich umsetzbar wäre.
Herrmann stellte sich hinter den Vorschlag: „Es passt nicht
zusammen, einerseits in einer Parallelgesellschaft leben zu wol-
len und andererseits als Doppelstaatler auch Deutscher sein
zu wollen.“ Nordrhein-Westfalen Innenminister Herbert Reul
(CDU) erklärte: „Niemand wird gezwungen, Deutscher zu sein.
Aber wer den deutschen Rechtsstaat mit Füßen tritt und verlacht,
der soll sich gerne auf seine ursprüngliche Staatsbürgerschaft
beschränken.“56

8 Fazit

Die kriminellen Angehörigen türkisch-arabischstämmiger
Familienclans sehen sich in den letzten Monaten einem Ver-
drängungswettbewerb um kriminelle Märkte ausgesetzt, der
durch Personen mit Herkunft aus Syrien bzw. dem Irak for-
ciert scheint. Diese konkurrierenden Gruppierungen wer-
den – auch vor dem Hintergrund teilweise aktueller Kriegs-
erfahrungen – im Clanmilieu als besonders durchsetzungs-
stark und gewalttätig wahrgenommen.57 Zur Frage, inwieweit
integrative Maßnahmen mit dem Ziel der Kriminalprävention
insbesondere gegenüber Kindern und Jugendlichen aus den
Clanfamilien Wirkung zeigen, liegen nach Aussagen des LKA
Nordrhein-Westfalen dazu weder Erfahrungsberichte noch
langfristig angelegte und empirisch abgesicherte Forschun-
gen vor. Es ist wahrscheinlich, dass ganzheitliche und das
gesamte Lebensumfeld der Kinder und Jugendlichen einbe-
ziehende Initiativen (ggf. Ausstiegshilfen) notwendig sein
werden. Deren Umsetzung wird einen großen gesellschaftli-
chen Kraft- und Ressourcenaufwand erfordern.58

Die vorrangig von Clankriminalität betroffen Bundesländer Ber-
lin, Nordrhein-Westfalen, Niedersachsen sowie Bremen haben in
den letzten Monaten unterschiedliche Konzepte und Maßnah-
men entwickelt, um dem Phänomen zu begegnen. Gleichzeitig
scheint es jedoch an einer bundesweit abgestimmten Strate-
gie zu fehlen, die auch behördenübergreifend konsentiert ist.59

Dazu gehört auch, dass der automatisierte Informationsaus-
tausch der Sicherheitsbehörden bisher kaum effektiv ist und
beispielsweise Intensivtäter nicht länderübergreifend als solche
erkannt werden können.

Mehr Fahndungsdruck und eine intensivere Zusammenarbeit
von Polizei, Justiz und Politik sind nötig, um die Clankrimi-
nalität in Deutschland zurückzudrängen. Ein Schlüssel dazu
ist die Bündelung von Kompetenzen und Ressourcen sowie ein
intensiver Informationsaustausch aller beteiligten staatlichen
Akteure.

Der Kampf gegen die Clankriminalität steht erst ganz am
Anfang.
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Strafrechtliche Recht-
sprechungsübersicht

Von EPHK & Ass. jur. Dirk Weingarten, Wiesbaden

Wir bieten Ihnen einen Überblick über strafrechtliche Entschei-
dungen, welche überwiegend – jedoch nicht ausschließlich – für
die kriminalpolizeiliche Arbeit von Bedeutung sind. Im Anschluss
an eine Kurzdarstellung ist das Aktenzeichen zitiert, so dass eine
Recherche möglich ist

I Materielles Strafrecht

§ 152b Abs. 4 StGB – Fälschung von Zahlungskarten mit
Garantiefunktion und Vordrucken für Euroschecks und
§ 267 Abs. 3 S. 2 Nr. 3 StGB – Urkundenfälschung; hier: Fäl-
schung von Prepaid-Kreditkarten; schwerer Fall der Urkun-
denfälschung, da große Zahl. Der Angeklagte verfälschte die
Datensätze von 3 rechtmäßig auf seinen Namen ausgestellten
Prepaid-Kreditkarten, indem er diese mit Datensätzen fremder
Kreditkarten überschrieb. Darüber hinaus stellte er 2 Totalfäl-
schungen von nicht näher spezifizierten Kreditkarten her und
fertigte mindestens 22 ID-Karten verschiedener EU-Länder
an. Mit diesen Falsifikaten sollte es zukünftigen Verwendern

gefälschter Kreditkarten ermöglicht werden, sich auszuweisen,
um so Bezahlvorgänge abzuwickeln.

Bei sog. Prepaid-Kreditkarten handele es sich um taugliche
Tatobjekte i. S.d. § 152b Abs. 4 StGB, namentlich besteht die
für § 152b StGB relevante Zahlungsgarantie im Valutaverhältnis
bei Prepaid-Kreditkarten gleichermaßen wie bei der vergleich-
baren aufladbaren Geldkarte mit Chip (sog. elektronische Geld-
börse) und bei „klassischen“ Kreditkarten.

Taugliches Tatobjekt des § 152b StGB kann auch ein Falsifi-
kat (hier: einer Prepaid-Kreditkarte) sein, das lediglich äußer-
lich den Anschein einer Karte mit Garantiefunktion erweckt,
aus technischen Gründen aber nur für Transaktionen verwendet
werden kann, bei denen keine Garantiefunktion des (vermeint-
lichen) Kartenausstellers ausgelöst wird.

Die „große Zahl“ von unechten oder verfälschten Urkunden
i. S.d. § 267 Abs. 3 S. 2 Nr. 3 StGB ist erst ab einer Menge von
25 Urkunden festzusetzen.

Trotz einer großen Zahl unechter oder verfälschter Urkun-
den kann im jeweiligen Einzelfall eine erhebliche Gefähr-
dung des Rechtsverkehrs und damit das Regelbeispiel des
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§ 267 Abs. 3 S. 2 Nr. 3 StGB zu verneinen sein. Für die Beur-
teilung des Vorliegens einer derartigen Gefährdung kommt es
maßgeblich auch auf Art und Qualität der Fälschungen an.
(BGH, Beschl. v. 9.10.2018 – 5 StR 153/18)

§ 177 Abs. 6 S. 2 Nr. 1 StGB – Sexueller Übergriff; sexuelle
Nötigung; Vergewaltigung; hier: Gemeinschaftlich began-
gene Vergewaltigung; keine eigenhändige Verwirklichung.
Der Mitangeklagte hatte den Beischlaf mit der Geschädigten
vollzogen, während der Angeklagte diese zur Ermöglichung der
Vergewaltigung festhielt.

Das Regelbeispiel der Vergewaltigung nach § 177 Abs. 6 S. 2
Nr. 1 StGB setzt keine eigenhändige Verwirklichung voraus. Es
genügt, wenn ein Mittäter den Beischlaf mit dem Opfer voll-
zieht. (BGH, Beschl. v. 24.9.2018 − 5 StR 358/18)

§ 177 Abs. 8 Nr. 1 StGB – Sexueller Übergriff; sexuelle
Nötigung; Vergewaltigung; hier: Verwendung eines gefähr-
lichen Werkzeugs (hier: narkotisierendes Mittel) bei Ver-
gewaltigung. Die Geschädigte (G) befand sich wegen starker
Kopfschmerzen zur Krankenbehandlung auf einer neurologi-
schen Station. In der Nacht war sie dort dem Pfleger (A) anver-
traut. In der Absicht, die G in einen Zustand der Bewusstlo-
sigkeit zu versetzen und an ihr sodann sexuelle Handlungen
vorzunehmen, legte er der in einem Mehrbettzimmer liegenden
G eine Infusion mit dem Medikament Midazolam, einem Arz-
neistoff insbesondere in der Intensivmedizin und zur Narkose-
vorbereitung bei Operationen, an. Er tat dies in dem Wissen,
dass die Verabreichung dieses Medikaments bei der Geschädig-
ten weder ärztlich angeordnet noch sonst medizinisch indiziert
war. Um mit der G dann möglichst ungestört zu sein, drückte er
ihr die Midazolam-Infusion in die Hand und führte sie sogleich
auf eine Toilette auf dem Gang der Station. Dort verlor sie das
Bewusstsein, was der A seinem Tatplan folgend ausnutzte, um
sich an ihr sexuell zu vergehen. Sodann legte er sie in ihr Bett
zurück, wo sie erst am nächsten Morgen aus ihrem komatösen
Schlaf erwachte und sich ab dem Toilettengang an nichts mehr
erinnern konnte. (BGH, Beschl. v. 9.10.2018 − 1 StR 418/18)

§ 211 StGB – Mord; hier Heimtücke. Nach dem Scheitern sei-
ner Intimbeziehung zu E beschloss der Angeklagte (A), diese
zu töten. Dazu lockte er deren 12-jährigen Sohn unter einem
Vorwand in die von ihm bewohnte Gartenlaube. Nachdem er das
Kind gefesselt und geknebelt hatte, nahm er ihm die Wohnungs-
schlüssel ab. Sodann begab er sich zur nahen Wohnung des spä-
teren Tatopfers. E rechnete nicht mit seinem Erscheinen. Als der
A die Wohnungstür aufschloss, dachte sie, ihr Sohn käme. Sie
war deshalb völlig überrascht, als der A plötzlich im Wohnzim-
mer stand, und hatte daher keine Verteidigungsmöglichkeit. Dies
erkannte der A und setzte, wie geplant, unter Ausnutzung der
Situation sein Tötungsvorhaben in die Tat um. Er zielte mit einer
Schreckschusspistole auf E, die diese für eine echte geladene
Schusswaffe hielt, und sagte zu ihr, sie solle leise sein und nichts
Falsches machen, wenn sie ihren Sohn lebend wiedersehen wolle.
Zur Verdeutlichung, dass sich der Sohn in seiner Gewalt befand,
zeigte er ihr den Schlüssel. Wie vom A beabsichtigt, verhielt sich
E aus Sorge um ihr eigenes und das Leben ihres Kindes ruhig. Sie
fragte nur, was A da mache und wo ihr Sohn sei. A schlug ihr mit
der flachen Hand gegen den Kopf und E weinte. Er holte aus der
angrenzenden offenen Küche ein Messer mit einer circa 10 cm
langen Klinge und tötete sie.

Die Heimtücke auf die Umstände im Augenblick der eigent-
lichen Tötungshandlung zu beschränken würde den Anwen-
dungsbereich des § 211 StGB zu weit einengen. Bei einer
von langer Hand geplanten und vorbereiteten Tat kann das

Heimtückische jedoch gerade in den Vorkehrungen liegen, die
der Täter ergreift, um eine günstige Gelegenheit zur Tötung zu
schaffen, falls sie bei der Ausführung der Tat noch fortwirken.
Das sind beispielsweise Fälle eines wohldurchdachten Lockens
in einen Hinterhalt und des raffinierten Stellens einer Falle.
Auch wenn der Täter seinem ahnungslosen Opfer in dessen
Wohnung auflauert, um an dieses heranzukommen, ist nicht
entscheidend, ob und wann das Opfer die Gefahr erkennt. In
allen diesen Konstellationen kommt es für die Verwirklichung
des Mordmerkmals der Heimtücke nicht darauf an, dass dem
Opfer im Zeitpunkt der Vornahme der Tathandlung ein lebens-
bedrohlicher Angriff konkret vor Augen stand. (BGH, Beschl. v.
31.7.2018 − 5 StR 296/18)

§ 211 StGB – Mord; hier: Tötungsvorsatz und Verdeckungs-
absicht mit suizidaler Motivation im Straßenverkehr
(„Hamburger Raser-Fall“). Der Angeklagte fuhr in Hamburg
mit einem gestohlenen Taxi absichtlich auf die Gegenfahrbahn
einer mehrspurigen innerstädtischen Straße mit möglichst
hoher Geschwindigkeit, wobei ihm bewusst war, dass es mit
hoher, letztlich unkalkulierbarer und nur vom Zufall abhängen-
der Wahrscheinlichkeit zu einem frontalen Zusammenstoß mit
entgegenkommenden Fahrzeugen kommen würde. Dabei war
ihm auch bewusst, dass ein Frontalunfall mit sehr hoher Wahr-
scheinlichkeit zum Tod eines oder mehrerer direkter Unfall-
beteiligter sowie eventuell zur Schädigung weiterer Personen
führen würde. All dies, auch der eigene Tod, wurde von ihm
gebilligt, weil er kompromisslos das Ziel verfolgte, der Polizei
zu entkommen.

Die Billigung des eigenen Todes bei der Akzeptanz der Verursa-
chung schwerer Unfälle mit nicht kalkulierbaren, dem Zufall über-
lassenen schwerwiegenden Folgen steht der Annahme bedingten
Tötungsvorsatzes nicht zwingend entgegen. Der im Regelfall beste-
hende natürliche Selbsterhaltungstrieb des Menschen kann durch
eine starke Motivation durchbrochen werden. Wenn feststeht, dass
hinreichend starke Motive vorgelegen haben, ist es unschädlich,
dass diese inhaltlich nicht genau bestimmt werden können. (BGH,
Beschl. v. 16.1.2019 – 4 StR 345/18)

§ 249 StGB – Raub; hier: Wegnahme – Begründung neuen
Gewahrsams bei leicht beweglichen Sachen durch Einstecken.
Nach der Verkehrsauffassung wird bei leicht beweglichen Sachen
geringen Umfangs (hier: Bluetooth-Musikbox) neuer Gewahrsam
durch das Einstecken in die eigene Kleidung (hier: Jackentasche)
begründet. (BGH, Beschl. v. 13.11.2019 – 3 StR 342/19)

§ 249 StGB – Raub; hier: Zueignungsabsicht bei Entwendung
eines Handys zum Löschen darauf befindlicher Daten. Die
Angeklagten (M und K) bestiegen eine S-Bahn. Wenig später
betrat die Geschädigte (G) das Abteil und setzte sich lautstark
telefonierend wenige Meter vom M entfernt auf einen Sitzplatz.
Nachdem dieser die G aufgefordert hatte, das laute Telefonieren
zu unterlassen, entwickelte sich ein Wortgefecht mit gegensei-
tigen Beleidigungen. Als sich die Angeklagten zum Ausstiegs-
bereich begaben, belebte sich das Wortgefecht aufs Neue, in
dessen Verlauf die G den M bespuckte. Zudem fertigte sie mit
ihrem Handy Bildaufnahmen von den Angeklagten an. M fasste
nunmehr den Entschluss, sich in den Besitz des Handys der G
zu bringen, um die Bilder zu löschen. In dieser Absicht führte
er einen Tritt in ihre Richtung aus, um ihr das Handy aus der
Hand zu treten, traf jedoch das Gesicht der G. Unmittelbar dar-
auf zog die K eine mit Bleikugeln gefüllte CO2-Pistole und feu-
erte zwei Schüsse auf die G ab, welche diese an Nasenflügel und
Unterarm trafen. Da die G weiterhin ihr Handy in der Hand hielt,
wurde ihr mehrmals mit wuchtigen Faustschlägen auf Oberkörper
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und in das Gesicht geschlagen, wodurch es gelang, das Handy in
Gewahrsam zu nehmen. Die G erlitt hierbei erhebliche Verletzun-
gen. Sodann verließen M und K die S-Bahn mit dem Handy der
G. Danach löschten sie die auf dem Handy befindlichen Bilder,
auf denen sie abgebildet waren, und legten es unter eine Tanne.

Zueignungsabsicht im Sinne von § 249 StGB ist gegeben, wenn
der Täter im Zeitpunkt der Wegnahme die fremde Sache unter
Ausschließung des Eigentümers oder bisherigen Gewahrsamsin-
habers körperlich oder wirtschaftlich für sich oder einen Dritten
erlangen und sie der Substanz oder dem Sachwert nach seinem
Vermögen oder dem eines Dritten „einverleiben“ oder zufüh-
ren will. An dieser Voraussetzung fehlt es dagegen in Fällen, in
denen der Täter die fremde Sache nur wegnimmt, um sie „zu zer-
stören”, „zu vernichten”, „preiszugeben”, „wegzuwerfen”, „bei-
seite zu schaffen” oder „zu beschädigen”. Nimmt der Täter dem
Opfer ein Handy allein deswegen weg, um dort gespeicherte Bil-
der zu löschen, fehlt es an der nach § 249 StGB erforderlichen
Zueignungsabsicht, sofern er sich anschließend der Sache entle-
digt. (BGH, Beschl. v. 11.12.2018 − 5 StR 577/18)

II Prozessuales Strafrecht

§ 100a StPO – Telekommunikationsüberwachung; hier:
Falsche Sachverhaltsdarstellung. Liegen dem Beschluss des
Ermittlungsrichters nach § 100a StPO falsche Sachverhaltsdar-
stellungen der Ermittlungsbehörden zur Begründung des Tat-
verdachts vor, sind die Ergebnisse der Telekommunikations-
überwachung unverwertbar. (AG München, Urt. v. 15.11.2018
– 1117 Ls 364 Js 106646/18)

§ 102 StPO – Durchsuchung bei Beschuldigten, hier: Ver-
hältnismäßigkeit einer Wohnungsdurchsuchung. Der
Beschwerdeführer (K) ist alleiniger Geschäftsführer der K
GmbH, die seit 1998 ein international tätiges Unternehmen für
Krantechnik betreibt. Sie stand in langjähriger Geschäftsbezie-
hung mit der Firma B, von der sie Kräne anmietete. Zwischen-
zeitlich zeigte B den K an, da dieser keine Mietzahlungen mehr
leiste und trotz der Kündigung der Mietverträge nur einen der
sechs in seinem Besitz befindlichen Kräne herausgegeben habe
und die Standorte der übrigen Kräne nicht mitgeteilt. Im Rah-
men des Ermittlungsverfahrens wegen Insolvenzverschleppung
wurde bei K durchsucht.

Der Anfangsverdacht für eine Durchsuchung muss auf konkre-
ten Tatsachen beruhen; vage Anhaltspunkte und bloße Vermu-
tungen reichen nicht aus. Eine Durchsuchung darf somit nicht
der Ermittlung von Tatsachen dienen, die zur Begründung eines
Anfangsverdachts erst erforderlich sind. Die Durchsuchung muss
in angemessenem Verhältnis zu der Schwere der Straftat und
der Stärke des Tatverdachts stehen. Ferner muss gerade diese
Zwangsmaßnahme zur Ermittlung und Verfolgung der Straftat
erforderlich sein. Der Grundrechtseingriff nach § 102 StPO ist
unverhältnismäßig, wenn naheliegende grundrechtsschonende
Ermittlungsmaßnahmen ohne greifbare Gründe unterbleiben
oder zurückgestellt werden und die vorgenommene Maßnahme
außer Verhältnis zur Stärke des in diesem Verfahrensabschnitt
vorliegenden Tatverdachts steht. Im vorliegenden Fall dar damit
die Durchsuchungsmaßnahme rechtswidrig. (BVerfG, Beschl. v.
10.1.2018 – 2 BvR 2993/14)

Aktuelles aus dem Netz

Von EKHK Christian Zwick, Ludwigshafen

Gangster-Rechenzentrum im Ex-Bundeswehr-
bunker: Anklage erhoben

Die Staatsanwaltschaft hat das Verfahren aus Gründen der
Beschleunigung auf sieben Taten beschränkt, „weil die Aus-
wertung der in der Bunkeranlage sichergestellten 403 Server,
57 Mobiltelefone, 412 einzelnen Festplatten, 61 Computer bzw.
Laptops, 65 USB-Speichermedien, 16 SD-Karten und diversen
CDs und Disketten mit einem Gesamtdatenbestand von mehr
als 2 Petabyte (über 2 Millionen Gigabyte)“ noch andauert.
Den Ermittlern des Landeskriminalamts Rheinland-Pfalz
gelang es auch, die verschlüsselten und passwortgeschütz-
ten Server zu entschlüsseln und zu sichern. Mehr: https://
www.pcwelt.de/news/Gangster-Rechenzentrum-im-Ex-Bun-
deswehrbunker-Anklage-erhoben-10788852.html, Meldung
vom 8.4.2020.

Google Maps: Inkognito-Modus nun auch
für iOS, Massenlöschung in der Timeline für
Android

Der Inkognito-Modus unter iOS funktioniert genauso wie
unter Android. Im Inkognito-Modus werden die Orte, nach
denen Anwender suchen oder navigieren, nicht im Google-
Konto gespeichert und sie sehen keine personalisierten Funk-
tionen in Maps, wie z.B. Restaurantempfehlungen, die auf
Plätzen basieren, an denen sie zuvor waren. Wenn Anwen-
der den Inkognito-Modus auf ihrem Smartphone verwenden,
wird ihr Standortverlauf nicht aktualisiert. Mehr: https://
stadt-bremerhaven.de/google-maps-inkognito-modus-nun-
auch-fuer-ios-massenloeschung-in-der-timeline-fuer-and-
roid, Meldung vom 9.12.2019.
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Kryptowährungen: Ab sofort benötigen Händler
eine Bafin-Lizenz

Die Bafin, die deutsche Regulierungsbehörde für das Bankwe-
sen, hat neue Richtlinien herausgegeben, wonach Kryptowäh-
rungen in Zukunft als Finanzinstrumente zu zählen sind. Mehr:
https://t3n.de/news/kryptowaehrungen-ab-sofort-1258891/
amp/, Meldung vom 4.3.2020.

Virtuelle Spurenerfassung: Fraunhofer-Forscher
haben einen portablen Scanner entwickelt, mit
dem Tatorte digitalisiert werden können

Der sogenannte 3DF-Scanner (das F steht für „Forensics“)
kann beispielsweise Reifenspuren, Fußabdrücke oder andere im
Boden eingedrückte Spuren, für die man bislang Gips zur physi-
schen Sicherung benötigte, innerhalb weniger Sekunden erfas-
sen. Das Gerät hat ein Display zur Vorschau, so dass man den
Bildausschnitt überprüfen und gegebenenfalls an der Schärfe
nachregeln kann. https://www.heise.de/amp/hintergrund/
Dem-Taeter-in-3D-auf-der-Spur-4668904.html, Meldung vom
31.3.2020.

Microsoft: Remote-Desktop für Android nun in
neuer Beta-App

Microsoft bietet mit Remote Desktop eine hauseigene Fern-
steuerungs-Software für Windows-Geräte an und hat hierfür
bereits seit längerer Zeit auch eine entsprechende Android-App
im Portfolio. Mehr: https://stadt-bremerhaven.de/microsoft-
remote-desktop-fuer-android-nun-in-neuer-beta-app, Meldung
vom 10.3.2020.

Studie: Von 150.000 Android Apps enthalten
mehr als 12.000 eine Hintertür

Akademiker der The Ohio State University und dem CISPA-
Helmholtz-Zentrum für Informationssicherheit haben 150.000
Android-Apps auf Hintertüren analysiert und sind teilweise zu
haarsträubenden Ergebnissen gekommen. […] Von den geprüf-
ten Apps weisen den Akademikern zufolge 12.706 Backdoor-
Funktionalitäten auf. […] Die Forscher stießen beispielsweise
auf eigentlich geheime Zugangsschlüssel, Master-Passwörter
und geheime Kommandos. Mehr: https://www.heise.de/secu-
rity/meldung/Studie-Von-150-000-Android-Apps-enthalten-
mehr-als-12-000-eine-Hintertuer-4698005.html, Meldung vom
6.4.2020.

Most Ransomware Gets Executed Three Days
After Initial Breach

Ransomware gets deployed three days after an organization‘s
network gets infiltrated in the vast majority of attacks, with
post-compromise deployment taking as long as 299 days in some
of the dozens of attacks researchers at cybersecurity firm FireEye
examined between 2017 and 2019. Mehr: https://www.bleeping-
computer.com/news/security/most-ransomware-gets-executed-
three-days-after-initial-breach/, Meldung vom 18.3.2020.

ICQ New: Messenger-Urgestein feiert Comeback

Um die Jahrtausendwende war ICQ das Kommunikations-Tool
der Wahl für Internet-Fans. Jetzt legt das russische Unterneh-
men Mail.ru den Messenger neu auf. Mehr: https://amp.com-
puterbild.de/artikel/cb-News-Software-ICQ-New-Messenger-
Urgestein-Comeback-25580285.html, Meldung vom 8.4.2020.

Gewerkschaftspolitische
Nachrichten

Kommunikationsabteilung, GdP Bundesvorstand, Berlin

Gegen Hass im Netz

Die Gewerkschaft der Polizei (GdP) begrüßt die gemeinsame
Bundesratsinitiative aus Niedersachsen und Mecklenburg-
Vorpommern zur Änderung des sog. Netzwerkdurchsetzungs-
gesetzes. Betreiber von Kommunikationsplattformen im
Internet sollen damit eine Identifizierungspflicht auferlegt
bekommen.

Der stellvertretende GdP-Bundesvorsitzende Dietmar Schilff
fand hierzu klare Worte: „Beleidigungen und Bedrohungen
haben in den sozialen Medien und im Internet extrem stark zuge-
nommen. Wir brauchen solche Instrumente, um wirkungsvoll
ermitteln zu können.“ Dies sei neben einer guten personellen
und technischen Ausstattung ein wichtiger Baustein, betonte

Schilff vor der Bundesratssitzung, in der der Antrag zur Geset-
zesänderung auf der Tagesordnung steht.

Schilff, der zugleich niedersächsischer GdP-Landesvorsit-
zender ist, sagte, dass es nicht darum gehe, Internetnutze-
rinnen und -nutzer unter einen Generalverdacht zu stellen.
„Wer sich an die Regeln hält, dessen Identität wird auch nicht
offengelegt. Wer aber versucht, in der Anonymität des welt-
weiten Netzes Hass und Hetze zu verbreiten, soll wissen, dass
er einfacher als bislang ausfindig gemacht und belangt wer-
den kann.“

Der Vize-Bundesvorsitzende setzt dabei auch auf Abschre-
ckung: „So kann es vielleicht gelingen, die Menschen wieder für
ein bisschen mehr Zurückhaltung zu sensibilisieren“.
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Straftatenentwicklung 2019: Im Tatraum Inter-
net Entdeckungsrisiko erhöhen

Die starke Zunahme der Taten im Bereich der Verbreitung
von Kinderpornografie hat die GdP als erschreckend bezeich-
net. Das werfe einerseits Licht auf eine schäbige Ecke unserer
Gesellschaft, andererseits offenbarten diese Taten die breiten
Möglichkeiten der Täter, im Internet ihre widerlichen Taten
zu begehen, sagte GdP-Vize Radek anlässlich der Vorstellung
der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) für das Jahr 2019 am
24. März 2020.

„So erschütternd diese Zahlen zwar sind, so deutlicher wird
jedoch auch, dass der Tatraum Internet viel effektiver durch die
Polizei aufgeklärt werden muss. Dazu darf es keine Unterschiede
mehr zu den Möglichkeiten der Verbrechensbekämpfung im ana-
logen Raum geben“, mahnte Radek. Auch vor dem Hintergrund
der gestiegenen Fallzahlen bei der sog. Computerkriminalität
benötige die Polizei viel mehr qualifizierte Ermittler, um das
Entdeckungsrisiko für Täter im virtuellen Raum spürbar zu
erhöhen.

Angesichts erneut gestiegener Opferzahlen unter Polizeivoll-
zugsbeamtinnen und -beamten forderte Radek die Justiz auf,
den neu geschaffenen Strafrechtsparagraphen 114 konsequent
auszuschöpfen. „Angriffe auf unsere Kolleginnen und Kollegen
sind nicht nur Angriffe auf Helfende, sondern menschenverach-
tende Attacken auf den Staat. Die daraus resultierenden Strafen
müssen schmerzhaft sein“, betonte der GdP-Vize.

DGB-Initiative: Deutliches Signal gegen zuneh-
mende Respektlosigkeit

Die in den vergangenen Jahren zunehmende Gewalt gegen-
über Beschäftigten im öffentlichen und privaten Sektor ist
nach Auffassung der GdP nicht länger hinnehmbar. Angriffe
auf Polizistinnen und Polizisten, Übergriffe auf Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter der Bahn oder beispielsweise auf
Feuerwehrleute und Rettungssanitäter seien ein alarmieren-
des Signal an die Politik, deutlich mehr für deren Sicherheit
zu unternehmen, sagte der stellvertretende GdP-Bundesvor-
sitzende Jörg Radek anlässlich des Starts der bundesweiten
DGB-Kampagne „Vergiss nie, hier arbeitet ein Mensch“ Mitte
Februar 2020. Angesichts dieser beunruhigenden Entwick-
lung hierzulande unterstütze die GdP diese Aktion, die sich
für Respekt und sichere Arbeitsbedingungen einsetzt und

die Problematik in die Öffentlichkeit, die Dienststellen und
in die Politik tragen will.

GdP zur Corona-Pandemie: Eine Herausforde-
rung für die gesamte Gesellschaft

Der Gegner ist unsichtbar und schwer zu greifen. Er macht
vor keinem Staat, keiner Grenze und keiner gesellschaftlichen
Gruppe halt. Einige sprechen sogar von „Krieg“. Doch diese
Wortwahl ist falsch! Es handelt sich um eine globale Pande-
mie. Fest steht jedoch bereits, dass es sich beim COVID-19-Virus
für die Politik, Gesellschaft und Wirtschaft in Deutschland und
Europa um die größte Herausforderung seit dem Ende des Zwei-
ten Weltkrieges handelt.

Welche tatsächliche Wirkung jedoch das Infektionsschutzge-
setz für den Alltag der Menschen in einer Ausnahmesituation
hat, zeigt erst der gegenwärtige Ernstfall, auch für die Polizei.
Die Dynamik dieses Virus lässt sich nicht in einer Übung abbil-
den. Für die Risiken und Nebenwirkungen können nicht nur die
Ärzte oder Apotheker befragt werden.

Seit im Dezember 2019 in der chinesischen Millionenstadt
Wuhan das neuartige Corona-Virus ausbrach, steht nicht nur
Deutschland, nicht nur Europa, sondern die ganze Welt in
einem existenziellen Kampf. Erkennbar wird nunmehr, nur
wenige Wochen später, in welch besonderem gesellschaftlichem
Reizklima unser Land sich befindet.

Jede kleinste mögliche Einschränkung im Verhältnis zum
vermeidbaren Risiko wird vielstimmig bewertet. Doch das Virus
folgt nicht den üblichen Mechanismen des Politikbetriebes.
Der Dynamik der Verbreitung des Erregers kann nicht mit den
reflexhaften Reaktionen des politischen Alltagbetriebs beige-
kommen werden. Es dauerte, bis sich die Einsicht entwickelte,
dass die körperliche Unversehrtheit als Grundrecht nur über die
Bewahrung und das Abwägen gegenüber anderen Grundrech-
ten wie der Bewegungsfreiheit zu erhalten ist, beziehungsweise
wiederhergestellt werden kann. Es bedarf einer souveränen
Regierungskunst.

Es ist keineswegs gesichert und gewiss, wie künftig auf Krisen
zu reagieren ist und welche Maßnahmen geeignet, angemessen
und verhältnismäßig sind, um sie zu bestehen. Die Grundsätze
unserer Verfassung formulieren ein Schutzversprechen für jeden
von uns. Dazu passen keine „Holzhammer-Methoden“. Der Weg
wird gefunden im solidarischen Handeln. Nicht nur Tatkraft zur
Behebung der allgemeinen Verunsicherung ist gefordert. Für die

Polizei bleibt das erste Einsatzmittel die
Sprache.

So gilt: Rhetorik ist nicht nur was
und wie etwas gesagt wird. Es ist auch
wichtig, wer etwas zu sagen hat. Wer
Geschlossenheit und Nachvollzieh-
barkeit einfordert, braucht mehr als
die Stufen eines Pandemieplans. Wer,
anders als im Krieg, nicht umkehrbare
Schäden vermeiden muss, erkennt das
aktive Handeln des Staates, die mit der
Erklärung beginnt. Wer wie wir glückli-
cherweise in einer freiheitlichen, zivi-
len, demokratischen Gesellschaft lebt,
dem sollte diese Freiheit jedes Wort der
Erklärung wert sein!
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